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Appell der Bergarbeiter.
Am heutigen Montag verfammeln ſich in Berlin die Dele-

gierten der Bergarbeiter Deutſchlands, um einen gemeinſamen
Appell an die öffentliche Meinung und an die Geſetzgebung zu
richten. Sie werden fordern, daß endlich den Grubenarbeitern
ein beſſerer Schutz gegen die wachſenden Gefahren des Berg-
werksbetriebes geſichert wird. Vielleicht werden Freunde der
Arbeiterzerſplitterung den Ausdruck „gemeinſamer Appell“ mit
dem Hinweis auf die Tatſache bemängeln, daß eine der in
Deutſchland beſtehenden Bergarbeiterorganiſationen nicht an
dem Bergarbeiterkongreß beteiligt iſt. Das iſt leider richtig,
aber ebenſo richtig iſt, daß die Ablehnung der Beteiligung eine
rein perſönliche Angelegenheit des Vorſtandes des Gewerk
vereins chriſtlicher Bergarbeiter iſt. Nicht einmal die Führer
dieſes Gewerkvereins ſind ſich in ihrer ablehnenden Stellung-
nahme einig; es hat ſich überdies herausgeſtellt, daß in einer
Reihe öffentlicher Bergarbeiterverſammlungen auch viele Ge-
werkvereinsmitglieder dem Kongreßgedanken zuſtimmten. Die
Haltung des Gewerkvereinsvorſtandes wird verſtändlicher, wenn
man an folgendes erinnert:

Als im Vorjahre der dem chriſtlich-ſozialen Grüppchen ange
hörende Abg. Behrens, Generalſekretär des Bergarbeiter-
gewerkvereins, für den Sprachenparagraphen im Reichsvereins-
geſetz geſtimmt hatte, ſchrieb ſogar das Gewerkvereinsorgan,
„Der Bergknappe“: „Die Mitglieder und Vertrauensleute des
chriſtlichen Gewerkvereins ſeien empört über die Abſtimmung
des Generalſekretärs Behrens!“ Nachher iſt mit Mühe und
Not ein Schleier über die fatale Geſchichte gedeckt worden. Aber
der Vorſtand des polniſchen Berufsvereins der Bergleute er
klärte darauf in einer Zuſchrift an den Gewerkvereinsvorſtand,
es fei den Vertretern des Berufsvereins nicht mehr möglich,
mit dem Abg. Generalſekretär Behrens in der Siebenerkom-
miſſion (die ſeit dem Generalftreik 1905 beſtehende gemeinſame
Kommiſſion der vier Bergarbeiterverbände Deutſchlands) zu
ſammen zu arbejiten! Seitdem iſt die Siebenerkommiſſion
außer Funktion getreten. Die Nichtbeteiligung des Gewerk-
vereins chriſtlicher Bergarbeiter an dem Berliner Kongreß iſt
eine weitere Folge des gewerkſchaftsſchädigenden Verhaltens
des Herrn Behrens. Durch die Bemäntelung des Falles Behrens
iſt der Gewerkvereinsvorſtand in die Zwangslage gekommen,
entweder ſtatt ſeines hakatiſtiſchen Generalſekretärs einen
anderen Vertreter in die Siebenerkommiſſion zu delegieren,
oder dem Herrn Behrens zuliebe auf das gemeinſame Arbeiten
mit den anderen Berufsgenoſſen zu verzichten. Der Gewerk-
vereinsvorſtand hat das letztere vorgezogen.

Die Erklärung des Gewerkvereinsvorſtands, er habe zur
Sache eine Petition an den Reichstag geſandt, darum ſei der
Kongreß überflüſſig, kann nicht ernſt genommen werden. Zur
weiteren Begründung der Nichtbeteiligung werden dann Aus-
artungen der Polemik zwiſchen den Konkurrenzorganiſationen
herangezogen, was um ſo weniger ſtichhaltig iſt, da die anderen
Organiſationen ſich wirklich keiner kameradſchaftlichen Be
handlung ſeitens der „chriſtlichen“ Gewerkvereinsagitatoren zu
erfreuen hatten. Scharfe Ausdrücke ſind beiderſeits gefallen,
aber nur die keiltreibenden Gewerkvereinsleiter ſtellten ihre
werten Perſönlichkeiten über die gemeinſame Sache der Berg
arbeiter.

Dennoch wird der Kongreß, wie heute ſchon ruhig behauptet
werden kann, auch nicht einen Beſchluß faſſen, der nicht von der
geſamten Bergarbeiterſchaft anerkannt wird. Es beteiligen
ſich an dem Kongreß der Bergarbeiterverband, die polniſche Be
rufsvereinigung und der Hirſch-Dunckerſche Gewerkverein der
Bergarbeiter. Dieſe drei Verbände umfaſſen zurzeit über
150 000 Mitglieder; es ſind daher zirka drei Fünftel der organi-
ſierten Bergarbeiter Deutſchlands auf dem Kongreß direkt ver
treten. Seinen Beſchlüſſen werden auch alle übrigen Gruben-
arbeiter zuſtimmen, trotz des Selbſtausſchluſſes der Gewerk-
vereinsführer.

Die furchtbare Grubenkataſtrophe in Radbod gab den un
mittelbaren Anſtoß zu dem Kongreß. Die Ankündigung der
Regierung, es ſolle abermals das Berggeſetz reformiert werden,
zwingt die Bergarbeiter jetzt erſt recht, mit ihren Beſchwerden
und Forderungen vor die breite Oeffentlichkeit zu treten.

Soeben werden die vorläufigen Unglücksziffern aus der deut
ſchen Bergwerksinduſtrie 1908 bekannt. Wahrhaft entſetzlich iſt
die Sprache dieſer Zahlen! Es haben ſich nach amtlicher
Zählung ereignet:

Bergmannsunfälle Davon ſofort
überhaupt tödliche
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ſchaft beſteht (1885), ſind in Deutſchlands Bergwerksindufſtrie
25 651 Arbeiter ſofort getötet

worden! Die Zahl der überhaupt vorgekommenen leichten,
ſchweren und tödlichen Unfälle beläuft ſich auf insgeſamt

1220 551

Das ſind grauenerregende Ziffern, ſie ſind um ſo fürchterlicher,
weil, wenn keine gründliche Geſetzes- und Betriebsreform ein-
tritt, ein weiteres Anſchwellen der Unfallziffern mit Gewißheit
zu erwarten iſt. Auf 1000 Bergarbeiter ſind nämlich entfallen:

Unfälle überhaupt Schwere und tödliche

1887: 71,2 8,301890: 72,5 8,561900: 103,4 12,201907: 126,2 15,53Die Behauptungen der Regierungen und der Unternehmer,
es ſei das Menſchenmöglichſte zum Schutz der Bergarbeiter
getan, werden widerlegt durch die Tatſache, daß in Groß-
britannien, Belgien und Frankreich regelmäßig 30—50 Prozent
weniger Bergarbeiter tödlich verunglücken als in Preußen und
Deutſchland. Jn jenen drei Staaten funktionieren ſeit vielen
Jahren auch Arbeiterkontrolleure zwecks Erhöhung der Be-
triebsſicherheit“! Mögen nun die Gegner der Arbeiter-
kontrolleure ihren Wert noch ſo ſehr herabſetzen, daß dort, wo
ſie eingeführt wurden, die tödlichen Unfälle bedeutend ſeltener
ſind als in Preußen-Deutſchland, dem angeblichen Lande der
Sozialreform, kann auch mit der abgefeimteſten Rabuliſtik nicht
aus der Welt geſtritten werden.

Auch durch die augenblickliche Wirtſchaftskriſe im Bergbau
gewinnt der Bergarbeiterkongreß für die breite Oeffentlichkeit
ein erhöhtes Jntereſſe. Ohne Rückſicht auf die Folgen iſt von
den Bergwerksunternehmern die Zahl der Arbeiter ungemein
vermehrt worden. Jm Jahre 1908 wurden insgeſamt etwa
750 000 Arbeiter in den Gruben und ihren Obertagsanlagen
beſchäftigt. Zehntauſende find mehr angelegt worden, meiſtens
herangezogen aus den oſtelbiſchen Ackerbaubezirken und dem
Auslande, verlockt durch trügeriſche Vorſpiegelungen unverant-
wortlicher Agenten. Zur Zeit als die internationale Wirt
ſchaftskriſe ſchon offenkundig war, auch da noch wurde der viel
tauſendköpfige Zuſtrom in die Bergbnaudiſtrikte gelenkt.

Nun aber ſind die Läger überfüllt; trotz Produktionsein-
ſchränkungen und Feierſchichten ſammeln ſich rieſige Brennſtoff-
haufen in den Syndikatslagern und auf den Zechenplätzen an.
Und wo vor wenigen Monaten noch ſcharenweis Zuwanderer
angelegt wurden, da haben nun Arbeiterentlaſſungen begonnen.
Die verbleibenden Arbeiter werden mit ſtarken Lohnabzügen
bedacht. Ein Zechenblatt ſchrieb ſchon für Dezember, infolge
der Lohn- und Gedingeabzüge nehme die Leiſtung der Arbeiter
zu! Mit anderen Worten: Die Teuerungsverhältniſſe zwingen
den Arbeiter, noch mehr wie vordem zu ſchuften, um bei den
reduzierten Gedingen auf die früheren, unbedingt nötigen Ver-
dienſte zu kommen. Daraus reſultiert wieder eine Erhöhung
der Betriebsunfälle!

Dieſe Zuſtände ſind derart unhaltbar geworden, daß ſelbſt
die „Jnduſtrie“, ein Organ für die Kohlen-, Kali- und Erz-
bergbauinduſtrie, ſchreibt, die Ankündigungen der Lhonabzüge
und Arbeiterentlaſſungen bewieſen:

„daß alſo die Arbeiter den Schaden tragen ſollen, der durch
das unwirtſchaftliche lange Hochhalten der Preiſe den Zechen
entſtanden iſt, während ſich die Aktionäre keine Beſchneidung
der Dividende gefallen laſſen möchten.“

Hiermit iſt auf die zunächſt den Bergarbeitern angefügten
Schäden hingewieſen. Aber es entſtehen ſchließlich daraus die
größten Schädigungen des geſamten Kohlen verbrauchenden
Publikums. Wie die Erfahrung lehrt, bereiten ſich in Zeiten
wie die jetzige große Bergarbeiterbewegungen vor. Lohndruck,
Feierſchichten, Arbeiterentlaſſungen, rückſichtsloſes Jgnorieren
der Arbeiterbedürfniſſe haben auch vor den Streikjahren 1889
und 1905 eine große Erbitterung in der Arbeiterſchaft ange-
ſammelt. Den Ausbruch der Erbitterung erlebten wir 1889
und 1905 in den gewaltigen Arbeitseinſtellungen. Jndeſſen
können die Grubenbeſitzer dem Ausbruch der Empörung behag-
lich entgegenſehen! Jn einer vom Vorſtand des Bergarbeiter-
verbands ſoeben herausgegebenen Schrift: „Bergarbeiterleiden
in Deutſchland“, wird der bündige Nachweis geführt, daß die
Grubenbeſitzer kraft ihres Ausbeutungsmonopols ihre et-
waigen Streikunkoſten in Form von ganz enorm erhöhten
Kohlen, Koks- und Brikettpreiſen mehr als reichlich auf die
Kohlenkonſumenten abwälzen! Die Grubenherren machen
durch die Bergarbeiterſtreiks ein gutes Geſchäft! Aus dieſem
Grunde verhalten ſich die Unternehmer ſo halsſtarrig gegen
zeitgemäße Berggeſetzreformen, aus dieſem Grunde können ſie
ohne Furcht, ſelbſt geſchädigt zu werden, die Arbeiter drangſa-
lieren und aufreizen durch Gedinge- und Lohnabzüge, Maß-
regelungen energiſcher Arbeitervertreter oder Zirkulation von
ſchwarzen Liſten. Das ganze Volk iſt in ein Tributverhältnis
zu den Grubenansbeutern geraten! Eine Handvoll märchenhaft
reicher Syndikatsmonarchen herrſcht heute abſobuter als je
irgend ein König „von Gottes Gnaden“!

Gelingt es den Bergarbeitern nicht, einen dem mörderiſchen
Betriebsſyſtem angepaßten Lebensſchutz, eine Sicherung ihrer
Kulturanſprüche durch den Appell an die öffentliche Meinung,
an die Geſetzgebung zu erreichen, dann bricht über kurz oder
lang ein unerhört gewaltiger Kampf in den Bergwersbezirken
aus! Dieſer Anſicht hat auch unlängſt der bekannte General
ſekretär Effert vom Gewerkverein chriſtlicher Bergarbeiter
öffentlich Ausdruck gegeben. Die Koſten dieſes Rieſenkampfes
der Grubenproletarier würde ganz beſtimmt das Kohlen ver
brauchende Publikum zu tragen haben.

Nicht die wirtſchaftliche oder techniſche Möglichkeit, die Forde-
rungen der Bergarbeiter nach beſſerem Schutz ihres Lebens zu

erfüllen, braucht diskutiert zu werden. Dieſe Möglichkeit be-
ſteht. Es handelt ſich nur um den Willen des Geſetzgebers und
der Grubenausbeuter, zu gewähren, was die Bergarbeiter im
Jntereſſe ihres Lebens, aber auch zum Nutzen der geſamten
Volkswirtſchaft fordern. Früh genug appellieren diesmal die
Bergarbeiter an die Humanität und die Vernunft. Sollte ihre
Stimme wieder ungehört verhallen, ſo tragen die Herrſchenden
allein die volle Verantwortung für die unausbleiblichen Folgen.

Fortbildung der Arbeiterverſicherung
in Deutſchland

Während die Notwendigkeit einer Reform der Arbeiterver-
ſicherung heute von keiner Seite mehr angezweifelt wird,
herrſcht doch über die Art und den materiellen Jnhalt
der Reform lebhafter Streit. Die Regierung iſt von ihrem
urſprünglichen Plane, die drei jetzt vorhandenen Zweige der
Verſicherung einheitlich zu geſtalten, Schritt für Schritt zurück
gewichen. Aus dem Programm der im Oktober vorigen Jahres
abgehaltenen Konferenzen im Reichsamte des Jnnern zu
ſchließen, will die Regierung die Bureaukratiſierung der Ar-
beiterverſicherung, die ſie auf dem Gebiete der Jnvalidenver-
ſicherung ſo „erfolgreich“ begonnen hat, bei Gelegenheit dieſer
Reform vervollſtändigen.

Die Vertreter der Verſicherten ſind dieſem Programm der
Regierung bereits deutlich und energiſch entgegengetreten. Ja
wenn man den Aeußerungen der Unternehmer und ihrer
Organe trauen darf, ſo haben auch dieſe einen unüberwindlichen
Abſcheu vor einer Erweiterung des Machtbereiches der ſtaat-
lichen Burecaukratie innerhalb der ſozialen Verſicherundsgeſetz-
gebung. Selbſt wenn jedoch, namentlich im Hinblick auf das
Ergebnis der oben erwähnten Konferenzen, die gegenwärtigen
Rechte der Selbſtverwaltung ſo geſichert wären, wie ſie es zu
ſein ſcheinen, ſo kann das der Arbeiterſchaft keineswegs ge-
nügen. Die Praxis beweiſt vielmehr täglich aufs neue, daß
die Arbeiterverſicherung, namentlich die Unfall- und Jnvaliden-
verſicherung, ohne eine erweiterte Teilnahme der Verſicherten
an der Verwaltung dieſer Einrichtungen trotz aller Reformen
der Regierung eine geſunde Fortentwicklung nicht erfahren
würde.

Die Selbſtverwaltung der Verſicherten kann ſich jedoch nur
da als ſegensreich erweiſen, wo ihrem Betätigungsdrange nicht
allzu enge Schranken durch eine reaktionäre und veraltete Ge-
ſetzgebung gezogen ſind. Eine volkstümliche Reform
müßte daher auch auf eine Erweiterung und Vervollkommnung
der Leiſtungen der Arbeiterverſicherung das Hauptgewicht legen.
Davon ſcheint die Regierung jedoch noch weniger wiſſen zu
wollen, als von einer Erweiterung der Selbſtverwaltungs-
rechte.

Wie wenig die Regierung geneigt iſt, freiwillig etwa eine
Srhöhung der ſpottniedrigen Jnvalidenrenten zuzugeſtehen, be
weiſt u. a. der Jnhalt der Denkſchrift, die von der Regierung
zu der Frage der ſtaatlichen Penſionsverſicherung der Privat-
angeſtellten dem Reichstage vorgelegt wurde. Um den Gedanken
eines Ausbaues der Leiſtungen des Jnvalidenverſicherungs-
geſetzes von vornherein im Keime zu erſticken, befürwortet die
Regierung in dieſer Denkſchrift eine Sonderverſicherung der
Angeſtellten außerhalb der Arbeiterverſicherung, damit die von
den Angeſtellten gewünſchten höheren Leiſtungen der Jnvaliden-
und Hinterbliebenenfürſorge ermöglicht werden.

Die nächſte Zukunft wird jedoch der Regierung und den mit
dieſem Plane ebenfalls liebäugelnden Parteien beweiſen, daß
ſich die Arbeiterſchaft durch ſolche, offenbar recht ſtaatsmänniſch
klug ſein ſollende Sozialpolitik von ihren Forderungen nach
materieller Ausgeſtaltung der Arbeiterverſicherung nicht ab-
bringen laſſen wird. Sie wird vielmehr die ihr zugedachten
Benachteiligungen zu würdigen wiſſen. Mit aller Energie
müſſen die den Privatangeſtellten gemachten Zugeſtändniſſe
für die Geſamtheit der Arbeiterklaſſe einſchließlich der Privat
angeſtellten) in Anſpruch genommen werden.

Das Leitmotiv für die Einführung der Jnvalidenverſicherung
wie der Arbeiterverſicherung überhaupt war bekanntlich nicht
nur eine Verbeſſerung der Armenpflege, ſondern die Arbeiter
ſollten auch zufrieden gemacht werden. Dieſe „Aufgabe ſtaats
erhaltender Politik“ wurde jedoch ſo mangelhaft erfüllt, daß die
Arbeiterſchaft durch die neue Verſicherung nur noch unzu-
friedener wurde. Namentlich die Kläglichkeit der Invaliden
renten bewies, wie gering die beſitzende Klaſſe die Exiſtenz des
Arbeiters einſchätzt. Jm Jahre 1900 belief ſich der Durch
ſchnittswert der Jnvalidenrente auf 142,54 Mk. jährlich. 1907
war der Durchſchnittswert auf 166,04 Mk. jährlich geſtiegen.
Dieſe Steigerung iſt zunächſt auf die längere Geltungsdauer
des Geſetzes zurückzuführen. Dann aber auch auf die durch das
Anſteigen der Löhne erfolgende Verſicherung in einer höheren
Beitragsklaſſe. Die durchſchnittliche Höhe eines Wochenbei-
trages betrug 1900: 22,55 Pf. und ſtieg bis zum Jahre 1906 auf
24,46 Pf. Während im Jahre 1900 von je 100 Wochenbeiträgen
auf Klaſſe J (bis 350 Mk. Jahresverdienſt) 18,09 Beiträge ent
fielen, kamen im Jahre 1006 nur noch 12,7 Proz. der Beiträge
auf Klaſſe J. Ebenſo iſt der Prozentanteil in Klaſſe II von
84,2 auf 2 gefallen, dagegen in Klaſſe III von 23,8 auf 244
Prozent, in Klaſſe IV von 15,8 auf 18,8 Proz. und in Klaſſe V
von 7,3 auf 15,6 Proz. geſtiegen.

Haben aber ſchon die Lohnerhöhungen mit der Steigerung
der Koſten der Lebenshaltung nicht Schritt halten können, ſo



ſt die durch die Lohnerhöhungen erzielte Steigerung der Renten
noch weit weniger ausreichend. Die indirekten Steuern ſind
in Deutſchland ſeit dem Jahre 1878 von 10,62 Mk. auf 25,52 Mk.
jährlich auf den Kopf der Bevölkerung gerechnet, angeſtiegen.
Eine Familie mit 4 Kindern hat daher etwa 153 Mk. jährlich
an indirekten Steuern zu zahlen. Dieſer indirekten Steuer
kann der Arbeiter auch nicht ausweichen, wenn er inbalide wird.
Nach dem durchſchnittlichen Wert der Jnvalidenrente bemeſſen,
reicht alſo die Jnvalidenrente gerade hin, um einen invaliden
Arbeiter und ſeine Familie von den indirekten Steuern zu be-
freien. Kein Wunder, wenn es nicht gelingen will, die Arbeiter-
ſchaft durch die Arbeiterverſicherung zufriedener zu
machen.

Die Erhöhung der Renten muß daher im Vordergrunde jeder
Reform der Jnvalidenverſicherung ſtehen. Ohne Rentener-
höhung keine Reform.

Ein anderer Faktor, der dem Arbeiter die Jnvalidenverſiche-
rung wertvoll erſcheinen laſſen könnte, iſt das vorbeugende Heil-
verfahren. Krankheiten verhüten iſt tauſendmal wertvoller
als Krankheiten heilen.“ Jm S 18 des Jnvalidenverſicherungs-
geſetzes iſt den Landesverſicherungsanſtalten die Befugnis ein-
geräumt, ein Heilverfahren in dem ihnen geeignet erſcheinenden
Umfange eintreten zu laſſen. Aber wie oft machen die Landes-
verſicherungsanſtalten von ihren Befugniſſen keinen Gebrauch!
Während der Koſtenaufwand für das vorbeugende Heilver-
fahren ſich im Jahre 1902 auf 251,92 Mk. und 1903 auf 253.83
Mark pro Perſon belief, ſank die Ausgabe hierfür ſeitdem
ſtändig. Sie betrug 1906 nur noch 249,10 Mk. pro Verſon. Jns-
geſamt wurden 1906 rund 16,6 Millionen Mark, 1907 dagegen
nur noch rund 15.1 Millionen Mark für das Heilverfahren auf-
gewendet. Noch engherziger wie mit der Einleitung des Heil-
verfahrens ſind die Landesverſicherungsanſtalten mit der Be-
willigung von Renten. Fiel doch die Zahl der bewilligten
Renten von 150 209 im Jahre 1903 auf 111 885 im Jahre 1906
herab!

Dabei iſt nicht etwa Unzulänglichkeit der finanziellen Mittel
die Urſache dieſer Sparſamkeitspolitik. Das zeigen die geradezu
glänzenden Rechnungsergebniſſe der Jnvalidenverſicherung. Die
Geſamteinnahme ſämtlicher Träger der Jnvalidenverſicherung
betrug 1907 mehr als 226 Millionen Mark. Das Geſamtver-
mögen bezifferte ſich 1900 auf 847 Millionen Mark. 1907 auf
1404 Millionen Mark. Der Ueberſchuß des Jahres 1907 be-
ziffert ſich auf 85.5 Millionen Mark. Am Schluſſe des Jahres
1908 werden etwa rund 116 Milliarden Mark an Vermögen an-
geſammelt ſein. Dieſe unſinnige Anhäufung von Millionen
und aber Millionen aus den Beiträgen der Arbeiter, während
die Jnvaliden Hunger leiden, das iſt eines der traurigſten
Kapital unſerer Sozialreform.

Die bureaukratiſche Verwaltung der Jnvalidenverſicherung
paßt ſo vorzüglich in den Rahmen unſerer preußiſchdeutſchen
Regierungsmaximen, daß man es verſtehen kann, wenn die Re-
gierungs nichts ſehnlicher wünſcht, als die geſamte Arbeiter-
verſicherung in dieſes Schema hineinzupreſſen. Mit abhängigen,
bureaukratiſch gedrillten Beamten hofft ſie beſſer auszukommen,
als mit den rückgratfeſten Vertretern der Verſicherten.

Die Arbeiterklaſſe muß dieſen nahe vor der Vollendung
ſtehenden Beſtrebungen der Regierenden in Deutſchland die
ganze Wucht ihrer Agitation, ihres politiſchen Einfluſſes ent-
gegenſetzen. Sie muß die verſuchte Rückwärtsrevidierung der
Arbeiterverſicherung durch eine kraftvolle Agitation beant-
worten, die getragen wird von der Forderung einer wirkſamen
und volkstümlichen Fortentwicklung der Arbeiterverſicherung.

Politiſche Uebersicht.
Halle, den 1. Februar 1909.

Aus dem Reichstage.
Die Sonnabendſitzung des Reichstages nahm ein ſchnelles

Ende. Auf der Tagesordnung ſtanden koloniale Rechnungs-
ſachen, die zu heftigen Debatten Anlaß gaben. Das Syſtem der
Etatsüberſchreitungen, in allen Zweigen der deutſchen Staats-
verwaltung heimiſch, treibt die tollſten Blüten in der Kolonial-
verwaltung. Trotzdem wollte die Rechnungskommiſſion reſp.
ihre blöckiſche Mehrheit der Regierung wieder einmal Jndemni-

tät auf dem Präſentiertieller entgegenbringen. Genoſſe Ul
rich mußte ſich als Berichterſtatter der wenig erbaulichen Auf-
gabe unterziehen, den Kommiſſionsantrag zu empfehlen; er
ergriff aber ſofort in ſeiner Eigenſchaft als Abgeordnete das
Wort, um ſich energiſch gegen den Blockverrat am Budgetrecht
zu wenden und im Namen unſerer Fraktion Verweigerung der
Jndemnität zu beantragen. Es kommt häufig vor, daß Kom
miſſions berichterſtatter in die Lage verſetzt werden. formell
gegen ſich ſelbſt zu polemiſieren. Trotzdem entruüſtete ſich der
Nationalliberale Goerke weidlich über die Stellungnahme Ul-
richs gegen die Kommiſſionsmehrheit. Dieſer HerrGoerke iſt
ein geradezu klaſſiſcher Vertreter jenes ReſerveleutnantsOber-
lehrertypus, der nicht zum Nutzen der Gymnaſialjugend den
alten Schlag des vedantiſchen, aber ineiſt ehrlich- tüchtigen Ge-
lehrtentums verdrängt. Außerdem gehört er zu der immer
größer werdenden Zahl von Abgeordneten, die aus der Nicht-
beachtung im Reichstage in die Spalten des Scherlſchen „Tag“
flüchten und ihre ſelbſt in befreundeten Blättern mit ver-
dienter Kürze abgefertigten Reden in behaglicher Breite als
Leitartikel wiederkäuen. Nicht ohne Selbſtgefälligkeit, aber
der Sache nach zutreffend, fertigte Erzberger vom Zentrum den
kolonialpolitiſchen Oberlehrer und die Helfer ab, die ihm auf
der Rechten erſtanden. Freilich zur klipp und klaren Jndemni-
tätsverweigerung ſchwangen ſich die ultramontanen Hüter des
Budgetrechts nicht auf immerhin aber beantragten ſie Zurück-
verweiſung an die Kommiſſion. Der gute Freiſinn ließ ſich
gar nicht hören. Schließlich machten ſich die Nationalliberalen
die gewohnheitsmäßige Leere zunutze, die an Sonnabenden zu
herrſchen vflegt, und bezweifelten die Beſchlußfähigkeit. Auf
eine Probe ließ es das Bureau erſt gar nicht ankommen. Die
nationalliberale Fraktion der Schlotbarone ſchlug ſo zwei Flie-
gen mit einer Klavpe. Jhrem geliebten Dernburg wurde die
Möglichkeit einer Niederlage erſpart und die Fortſetzung der
Debatte über den Grubenterrorismus wurde auf den Sankt-
Nimmerleinstag verſchoben. Vizepräſident Paaſche machte von
dem formell ja nicht zu beſtreitenden Rechte Gebrauch, bei Be
ſchlußunfähigkeit des Hauſes die Tagesordnung ſelbſtherrlich
feſtzuſetzen, und ſetzte ſtatt des Reſtes der diesmaligen Tages-
ordnung den Etat des Jnnern auf die Tagesordnung der näch-
ſten, erſt am Donnerstag ſtattfindenden Sitzung.

Die Reichsverſicherungsordnung,
von der gemeldet wurde, daß ſie doch in dieſer Seſſion den
Reichstag beſchäftigen oder doch ihm vorgelegt würde, ſoll nach
einer neueren Meldung in der laufenden Seſſion nicht mehr
an den Reichstag kommen. Der Reichstag ſei bereits derart
mit geſetzgeberiſchen Arbeiten überlaſtet, daß eine Erledigung
dieſer weitſchichtigen Materie bis zum MaiJuni doch nicht
möglich wäre. Da aber diesmal die Seſſion geſchloſſen (nicht
vertagt) werden ſoll. würden evtl. Vorarbeiten an dieſer Vor-
lage hinfällig werden.

Die Wucherzölle im Kriſenjahr
haben eine erhebliche Mindereinnabme erbracht, was ein
grauenvolles Zeichen für den Rückgang der Lebenshaltung des
Volkes darſtellt. Amtlich wird mitgeteilt:

Jn den erſten neun Monaten des Etatsjahres 1908 haben die
Zölle beinahe 90 Millionen Mark weniger als in derſelben Zeit
des Vorjahres eingebracht. Es wurden vereinnahmt an Zöllen
442 592 899 Mark, das ſind 89 491 276 Mark weniger als im
gleichen Zeitraum 1907.

Teuer Brot und billig Menſchenfleiſch.
Aus einem agrariſchen Aufruf: „Deshalb iſt es gerade die

Zeit einer günſtigen Marktlage, in der alle Arbeiter
geſchloſſen zu den in ihrem eigenen Jntereſſe errichteten und
geleiteten Jnſtitutionen halten ſollten, um es in dieſer Zeit den
Arbeitsnachweiſen zu ermöglichen, ihre Organiſation ſo aus
zubauen und eine ſolche Stellung auf dem Markte zu gewinnen,
daß ſie den verderblichen Einfluß der Agenten auf die Bewe
gung des Marktes ein für allemal beſeitigen und ſchädlichen
Preistreibereien ein Ende bereiten können.

Es bandelt ſich natürlich nicht um Ochſen oder Schweine,
deren Preiſe nie hoch genug ſein können, ſondern um arbeitende
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Menſchen. Die will man ſo billig wie möglich haben. Die
Kriſe hurral!

Deutſches Keſch.
Das Ende der Weinſteuer. Wie die „Liberale Korreſpon-

denz“ hört ſtehen die Ausſichten der Weinſteuer in der Steuer-
kommiſſion des Reichstages ſehr ſchlecht. Man rechnet in Ab-
geordnetenkreiſen ſchon jetzt mit der Ablehnung der Steuer in
der Kommiſſion, und zwar dürfte das Stimmverhältnis 18: 10
ſein. Zentrum und Sozialdemokraten würden geſch'oſſen gegen
die Steuer ſtimmen, und hierzu dürften vier Nationalliberele,
die Mehrheit der Freiſinnigen, ein Konſervativer und ein Pole
kommen. Jm Plenum ſind die Ausſichten der Weinſteuer nicht
beſſer.

Gegen die neue Tabakſteuer hat die Handels kammer
zu Minden i. W. in einer umfangreichen Denkſchrift Stel-
lung genommen. Die Dentſchrift behandelt eingehend die ge-
ſamte weſtfäliſche Tabakinduſtrie und kommt zu dem Schluß.
daß die Annahme der neuen Tabakſteuer den Ruin der dor-
tigen umfangreichen Tabakinduſtrie nach ſich ziehen würde.

Soldaten als Treiber. Auf dem bei Stargard gelegenen
Rittergute Godenswege wurden bei einer Treibjagd 70 bis 80
Soldaten aus der Garniſon Neu-Strelitz als Treiber verwandt.
Jagdpächter iſt ein Offizier in Neu-Strelitz.

Die Beratung des Militäretats im Reichstage wird dem
Kriegsminiſter Gelegenheit geben, die Zuſammenhänge zwiſchen
Treiber- und Militärdienſt aufzuklären.

Arbeitsloſenfürſorge in der Republik Mammonia. Der
Senat in Hamburg hat es abgelehnt, eine Deputation der
Drbeitsloſen zu eipfangen. Die Arbeitsloſigkeit in Hamburg
iſt erſchreckend groß.

Spvielerei der Dreiklaſſenhäusler. Am 29. Januar wurde
durch zahlreiche Mitglieder verſchiedener Parteien des Abgeord
netenhauſes eine „Freie parlamentariſche Arbeitsvereinigung
zur Förderung der inneren Koloniſation und zur Verbeſſerung
der Wohnungsverhältniſſe in Preußen“ ins Leben gerufen. Die-
ſelbe will die zur Beſeitigung von Mißſtänden auf dieſen Ge
bieten gemachten Vorſchläge prüfen und dieſe geeigneten Falles
einer geſetzgeberiſchen parlamentariſchen Behandlung zuführen.

Freiſinnige Parteiorganiſation in Groß-Berlin. Ein frei
ſinniger Parteiteg für GroßBerlin beſchloß ein Organiſation?-
ſtatut. wonach künftig der Parteitag der Freiſinnigen Volks
partei für GroßBerlin aus je drei Vertretern der ſechs Berliner
Reichstagswahlkreiſe je zwei Vertreter der zwölf Berliner
Landtagswahlkreiſe und der vier Landtagswahlkreiſe Char-
lottenbkurg, Schöneberg-Rixdorf, Teltow-Land und Ober und
Niederbarnim, ſowie aus je einem Vertreter der auf dem Bo-
den der Freiſinnigen Volkspartei ſtehenden Vereine von Groß-
Berlin beſteht. Durch Beſchluß kann der Parteitag noch andern
in Berlin beſtehenden Vereinen der Freiſinnigen Volkspartei
eine Vertretung durch je einen Delegierten einräumen. Der
Vorſtand des Berliner Parteitages beſteht aus 2t Mitgliedern,
von denen fünf den Orgamſationen der Vororte angehören
müſſen demnächſt ſoll ein Parteiſekretär angeſtellt werden.

Ausland.
Die Balkankrilſe.

Zur türkiſch- bulgariſchen Verſtändigung.
Wien, 31. Januar. OeſterreichUngarn hat offiziell ſeine Zu

ſtimmung zu dem ruſſiſchen Vorſchlag erklärt, der ein gemeinſames
Vorgehen der Mächte in Sofia und Konſtantinovel zur Erzielung
einer Einigung zwiſchen Bulgarien und der Türkei anregt. Ein
ſolcher gemeinſamer Schritt der Mächte wird auch nicht überflüſſig
ſein, da die Pforte trotz anderslautender Nachrichten noch immer
125 Millionen Frs. und eine Grenzberichtigung verlangt, Bulgarien
aber, wenn es ſchon 100 Millionen zahlt, in dieſer Summe auch
die Entſchädigung für die Orientbahn mit einbegriffen
ſehen will.

Die ruſſiſche Jntervention.
Petersburg, 31. Jan. Jnfolge der energiſchen Vorſtellungen

ſeitens der ruſſiſchen Regierung, hat der bulgariſche Miniſter
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Felix Mendelsſohn-Bartholdy.

Am 3. Februar 1809 wird es einhundert Jahre ſein, daß
zu Hamburg ein jüdiſcher Bankiersſohn geboren wurde, der
in einem kurzen reichen Leben raſch zu der Höhe der muſika-
liſchen Großen aufſtieg.

Mancherlei Aufführungen und ſonſtige Bemühungen werden
das Gedachtnis Mendelsſohns wieder erwecken, obſchon die
meiſten Muſiker andere Jubelfeiern freudiger veranſtalten dürf-
ten als gerade die jetzige.

Das wohlgepflegte Wunderkind aus einem noch jetzt muſika
liſch reichbewegten Haus verlebte ſeine Jugend in einer Zeit,
deren literariſchen und künſtleriſchen Geiſt wir kurz als „Ro-
mantik“ bezeichnen; und als der Virtuoſe der Romantiker ſteht
Felix wohl für immer in der Geſchichte der Muſik ſowie der
Kunſt überhaupt da. Doch gibt es kaum einen Großen, gegen
deſſen Beliebtheit und ſchier endloſe Nachbildung ein ſolcher
Rückſchlag eingetreten iſt wie bei Mendelsſohn. Süßlich ſen
timentales Melodienſpiel, Unechtheit und Oberfläche ſo hört
man über Mendelsſohns Muſik ſprechen. Und von ihr ſelbſt
hörte man ſeit langem außer einigen großen Unentbehrlich-
keiten kaum noch etwas, am wenig en ſeine jedenfalls dank-
baren feinen Kabinettſtücke.

„Oberfläche“: das ſtimmt zum Teil am eheſten. Weit und
breit gibt es nicht bald einen Schaffenden, der ſo ſehr wie
Mendelsſohn ſeine Leiſtungen mit Leichtigkeit fix und fertig
hingeſtellt hat. Zwar mühte er ſich redlich, Dinge zu er-
reichen, für die ihm das eigentliche Organ fehlte. Abgeſehen
davon aber gehörte er keineswegs zu denjenigen Jdealiſten,
die jeden Gegenſtand ſo lange drehen und wenden, bis ſie
ſeine rauheſte, aufgabenreichſte Seite ſich zugewendet haben,
die ſich bis in das Jnnerſte hinein abquälen und deren Lei-
ſtungen noch die Spuren des arbeitenden Ringens tragen.
Mit Eleganz drüber weg: ſo ſoll Mendelsſohn dirigiert haben,
und ſo muten auch ſeine Kompoſitionen an.

Er war ein vollendetes Ganzes in ſeiner Art. Aber er
wollte mit von der Partie der muſikaliſchen Klaſſiker ſein und
zwar gerade der älteren, wie Händel und Bach. Von dem,
was er in dieſer Richtung geleiſtet hat, kann man kurzweg
ſagen, daß man derartiges doch noch lieber bei den Aelteren
ſucht und hört als bei den Epigonen. Seine Leiſtungen dar
in ſind teils minderwertig, teils hinterlaſſen ſie ein Gefühl des
nicht ganz Wahren. Stets aber. überraſchen ſie durch die
großartige, geradezu verblüffende Kunſt des Hineinlebens.
Das alles möchten wir ſogar von den eingangs genannten
Hratorien trotz ihrer rührenden Schönheiten ſagen. Sie ent-
halten eine merkwürdige Verbindung von der großen Wehmut
altteſtamentlicher Tradition einerſeits, von deutſcher Meiſter
ſchaft und deut'cher Herzensinnigkeit andererſeits mit dem Er
gebniſſe, daß doch nirgends eine rechte Befriedigung zuſtande
kommt.

Noch mehr gilt das Geſagte von mehreren anderen Werken,
die in kirchlichem Geiſt gedacht ſind, alſo von den Orgel-

ſonaten und dergleichen. Sodann ſcheint es uns auch von
den Streichquartetten zu gelten, obwohl unter dieſen immer
ein oder das andere ſeinen entzückten Liebhaber findet.

Sobald aber Mendelsſohn über den klaſſiſchen Grundtypus
hinausgeht; ſobald wir ſeine unglaublich flott hinreißende
Kammermuſik für Klavier und Streicher hören, zumal die
Klaviertrios; und gar erſt wenn ſein Streichoktett erklingt,
dies üppig reiche lieblich heitere Werk, das allerdings des
ſorgfältigen Zuſammenſpieles von acht gewiegteſten Streich-
künſtlern bedarf: dann beginnt der echte Mendelsſohn.

Seine Höhe erreicht er in der Form des graziöſen Scherzos,
die den älteren Menuett erſetzt, und die ihm faſt völlig zu
eigen gehört; ſondern namentlich in allem, was Elfenmuſik
und dergleichen iſt. Hier reicht ſchwerlich ein anderer Kom-
poniſt an ihn heran. Die Zauberklange ſeiner Ouverture zum
„Sommernachtstraum“ entzücken immer wieder auch den, der
Mendelsſohns „Hochzeitsmarſch“ zu dem bekannten Shake-
ſpeareſchen Stücke für eine Grobheit hält. Aber nicht nur die
genannte Ouverture, ſondern ſo gut wie alle ſeine ſogenannten
Konzert Ouverturen zeigen Mendelsſohns Eigenart auf ihrer
beſten Höhe. Auch die Sinfonien kommen ihnen nahe. Die
„Reformations-Sinfonie“ nimmt geradezu manches von Richard
Wagner vorweg nur darf man dies nicht ſagen. Die
Klavierſtücke, einſt ſozuſagen verhimmelt, gipfeln in den „Lie-
dern ohne Worte', die allerdings wohl mehr Vorläufer haben,
als man gewöhnlich beachtet, aber für immer eine Eigenlei-
ſtung bleiben. Und das Vionmlinkonzert verliert ſeinen mächti-
gen Eindruck wohl nur dadurch, daß es ein Allerweltsleier-
ſtück geworden iſt.

Von den Vokalwerken Mendelsſohns kennen wir die „Wal-
purgisnacht“ durch den Berliner Volkschor, dagegen die wert-
vollen Männerchöre und die Sologeſänge wohl noch zu wenig.
Die eigentlichen Lieder mag ein „Moderner“ nicht. Einſt
ließen ſich unſere Großeltern mit Entzücken „auf Flügeln des
Geſanges“ „bis an die Ufer des Ganges“ tragen; heute bleibt
man dagegen etwas kühl. Allein man muß einſeitig geworden
ſein. wenn man beim Durchblättern der Mendelsſohnſchen
Lieder nichts verſpürt von ihrem innigen Fühlen, ſelbſt von
ihrer Geſchiklichkeit. das Muſikaliſche der Natur darzuſtellen
und ihr ganz beſonders die Frühlingsklänge abzulauſchen.

Doch die Entwickelung der Liedkompoſition iſt zwar nicht
über ſolche Kunſt, wohl aber über manche Kunſtwidrigkeit
hinausgegangen. Ein Beiſpiel! Mendelsſohn komponiert unter
anderen Texten von Heinrich Heine auch das Reiſelied „Der
Herbſtwind rüttelt die Bäume“ (op. 34, Nr. 6). Darin ſteht
auch der Vers: „Die Hunde bellen, die Diener erſcheinen mit
Kerzengeflirr.“ Der Komponiſt folgt hier nicht dem Saßge-
füge, ſondern dem Versgefüge und macht ſeinen Einſchnitt
hinter „Diener“. Man hört alſo: „Die Hünde bellen die Die
ner,“ und dann nachher: „Erſcheinen mit Kerzengeflirr.“

Wie dann dem erſten muſſkaliſchen Romantiker Mendels-
ſohn der noch romantiſchere Schumann folgte, der wohl in-
timſte Vertoner Eichendorffs und Heines; wie dann auch über
ihn die Entwifelung der geſungenen Sprache hinausging:
das iſt nicht mehr unſer heutiges Thema.

Am wenigſten bewähren ſich Mendelsſohns Glück und leichte
Hand im Fache der Oper. Begreiflich, daß der erfolgreiche
Jünger der klaſſiſchen Muſik mit ehrgeizig brennender Sehn-
ſucht nach einem ſolchen Schaffen begehrte! Doch nur Neben-
ſächliches kam zuſtande; ſelbſt ſeine Begleitungsmuſik zu Teilen
von antiken Dramen, namentlich der „Antigone“, friſtet kaum
ein anderes Daſein mehr als in gelehrter Welt.

Hier ſpielte auch äußeres mit. Felix, ein Enkel des Philo-
ſophen Moſes Mendelsſohn, gewann bereits neunjährig als
einer der gewandteſten Klavierſpieler und elffjähri s Kom-
poniſt die Herzen. Den Herzen folgten bald auch glänzende
Beziehungen Sie waren um ſo berechtigter, als Mendels-

ſohn ſich lebhaft um die Pflege der Klaſſiker verdient machte;
ihm iſt namentlich die Wiedererweckung der Matthäus- Paſſion
von Bach zu danken, durch eine Aufführung im Jahre 1829,
ſeit der das Werk namentlich in der Berliner Singakademie
t ſonſt auch in aller muſikfreudigen Welt ſtändig wieder-
ehrt.

Aber ſelbſt ſolche Bemühungen und ihre allgemeine Aner-
kennung brachten ihm nicht einmal die Direktion unſerer Sing-
akademie ein und unſer Opernhaus ließ ſeine Kraft zunächſt
ebenfalls unverwertet. Als man ihm hier mehr entgegenkam,
z. B durch Aufführungen ſeiner antikiſierenden Kompoſitionen,
ſaß er bereits in Leipzig feſt. Dort wirkte er ſeit 1835 als
Dirigent des „Gewandhauſes“ ſowie ſeit 1843 als Gründer
und Direktor des damals grundlegenden Leipziger Konſerva-
toriums und bedeutete in ſeiner Perſon geradezu eine Zen-
tralſtelle für Muſikpflege und muſikaliſche Bildung.

Bereits am 4. November 1847 ſtarb er. Für ſein Andenken
iſt in früheren Zeiten nicht wenig getan worden. Noch ehe
Mozart und Schubert, Schumann und Berlioz Geſamt Aus-
gaben ihrer Kompoſitionen bekamen, wurde Mendelsſohn mit
einer ſolchen bedacht, nachdem bis dahin erſt Bach, Händel
und Beethoven in ihrem Geſamtwerk herausgegeben waren.
Die ſchwerſte Arbeit ſcheint die Geſamtausgabe Mendelsſohns
gerade nicht geweſen zu ſein.

Schwerlich n ſeine Erſcheinung dem Forſcher irgend welche
Rätſel auf. Nur der Gegenſatz der Richtungen ſtört das ab-
ſchließende Bild, das wir uns von ihm machen können, und
das die Jubiläumstage wiederum zeigen werden. Darin wird
aber auch die Mahnung liegen, endlich einmal bedeutende Lei-
ſtungen nicht daraufhin zu betrachten, welcher „Richtung'“ ſie
angehören, ſondern welche Bedeutung ſie haben. Und wert-
volle Muſik hat Mendelsſohn unter allen Umſtänden geſchaffen.
Er war äußerlich höchſt vielſeitig; doch an das Umfaſſende
der eigentlichen Klaſſiker reichte er nicht heran. Aber er ver-
ſteht mit inniger Teilnahme das deutſche Sangesweſen, das
igute wie das ſtumme, das häusliche wie das draußen in
der Natur. Für welches Jnftrument und für welche Muſik-
form auch immer er komvponiert: dieſe Freude am rührenden
Geſang lebt überall und ſtets prunklos. Man mag darin das
letzte Ausklingen einer jüdiſchen Klage zu vernehmen glauben;
dem Abendland iſt es jedenfalls ſo zugute gekommen, daß wir
es nicht mehr miſſen möchten.
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präſident Malinow dem ruſſiſchen Geſandten in Sofia die beſtimmte
Verſicherung gegeben, daß er, wenn ſich die türkiſche Regierung
bereit erkläre ihre Anſprüche im Sinne der bulgariſchen Pro
poſitionen zu reduzieren, Bulgarien jede weitere Mobiliſierung
einſtellen werde.

Eine militäriſche Jnvaſion.
Cetin je, 31. Januar. Vier öſterreichiſche Bataillone aus Vilek,

die auch einige Kanonen mit ſich führten, überſchritten bei Vuſichido
die Grenze, wurden aber indeſſen durch einen montenegriniſchen
Offizier am Weitermarſchieren auf montenegriniſchem Territorium
längs der Grenze durch die Drohung, daß er ſeine Leute ſchießen
laſſen werde, verhindert. Die Regierung proteſtierte gegen die
Provokation der Grenzbevölkerung, die durch ähnliche Grenzver
letzungen ohnehin ſchon aufgebracht ſei, ſodaß die ſtrengſten Maß
regeln ergriffen werden müſſen, um vor der Entſcheidung der
ſchwebenden Streitfragen durch die Konferenz jeden blutigen Kon
flikt zu vermeiden.

Die bulgariſchen Rüſtungen.
Bukareſt, 31. Jan. Jm Hafen von Giorgewo trafen große

Mengen von Munition und militäriſchen Ausrüſtungs- Gegenſtänden
für Bulgarien ein. Dieſelben wurden von der bulgariſchen Armee
verwaltung übernommen und ſofort nach Bulgarien weiter be
fördert.

Cürkei.
Ausſchreitungen türkiſcher Truppen.

Athen, 31. Januar. Jn der letzten Nacht drang eine Ab-
teilung türkiſcher Soldaten ohne beſondere Veranlaſſung in das
griechiſche Dorf Hagia Paraskewi auf Mytilene ein. Es kam zu
einem heftigen Kampf zwiſchen den Türken und den Dorfbewohnern,
von denen zahlreiche getötet wurden. Auf der Jnſel herrſcht
große Panik.

Meuternde Soldaten.
Konſtantinopel, 31. Januar. Wegen Nichtauszahlung der

rückſtändigen Löhnung meuterte die ganze Garniſon in Medina
und hält ſeit ſieben Tagen die Prophetenmoſchee beſetzt.

Amerika.
Alles für den Militarismus.

Waſhington, 31. Januar. Die Kammer gewährte dem
Kriegsminiſter einen Nachtragskredit in Höhe von 1/2 Millionen
Dollars, zwecks Verſuchen mit Luftſchiffen,

Engl. ruſſiſche Intervention in Perlen.
Vor etwa anderthalb Jahren, als das perſiſche Porlament

den Angriffen der Konterrevolution noch ſtand hielt, ſchilderte
„Hablu l'Matin“, die einflußreichſte Zeitung Teherans, die
Konſequenzen des damals ſtattgefundenen engliſch-ruſſiſchen
Ausgleiches. Die Diplomatie Londons und Petersburgs würde
lange Noten austauſchen und die „temporäre“ Beſetzung Per-
ſiens als das einzige Mittel zur Rettung des perſiſchen Volkes
erklären. Die Agenten beider Mächte würden berichten, daß
ſich die perſiſchen Finanzen in einer beklagenswerten Lage be-
fänden und daß zur Reform der Finanzen eine Anleihe nötig
ſei, die die beiden Mächte dann großmütig gewähren würden.
„So werden wir ſo ſchloß das Blatt unter dem Vorwande
beſchließen, zu einer aktiveren Politik in Perſien überzu-
gehen, und der Miniſter des Aeußeren, Jswolski, hat dem eng-
liſchen, Geſandten, Sir Artur Nickolſon, ein umfangreiches
Memorandum übergeben, in welchem die engliſche Regierung
aufgefordert wird, vereint mit Rußland an die „Reformierung“
Perſiens zu ſchreiten. Da der Schah und der Medſchlis ſich als
unfähig erwieſen hätten, der „Anarchie“ im Lande ein Ende zu
ſetzen, die die Jntereſſen Englands und Rußlands bedrohe, ſo
müſſe eine beratende Verſammlung auf der Grundlage
des Zenſus und des Prinzipes der Jntereſſenvertretung ein-
berufen und die Verwaltung in die Hände europäiſcher „Rat-
geber“ gelegt werden.

Zugleich mit dieſen diplomatiſchen Schritten unternimmt die
ruſſiſche Regierung Maßnahmen, um den Schah mit neuen
Millionen zum Kampf gegen das Volk zu verſorgen. Die An-
leihefrage iſt im Prinzip ſchon entſchieden. Rußland über-
nimmt die Garantie für die Anleihe, die in Ermangelung ver-
fügbarer Mittel in Rußland zum größten Teil in Frankreich

xealiſiert werden ſoll, und England gibt ſeine Zuſtimmung da-
zu. Zur Sicherſtellung der gewährten Anleihe unternimmt
die ruſſiſche Regierung Schritte, die einer Okkupation ver-
teufelt ähnlich ſehen.

Und dennoch hat die ruſſiſche Regierung die Stirn, durch die
offizielle Petersburger TelegraphenAgentur erklären zu laſſen,
daß „Rußland und England keineswegs die Abſicht hätten, vom
Prinzip der Nichteinmiſchung in die inneren An
gelegenheiten Perſiens abzuweichen“. Man denkt hier unwill-
kürlich an das zyniſche Wort Talleyrands: „Nichtein-
miſchung iſt in der Politik ein metaphyſiſcher Begriff, der
zuweilen faſt dasſelbe bedeutet wie Einmiſchung“. Jm
gegebenen Falle iſt der Appell der ruſſiſchen Regierung an
das Prinzip der Nichteinmiſchung um ſo ſchamloſer, als eben
ſie es war, die die perſiſche Konſtitution mordete, die herrſchende
„Anarchie“ heraufbeſchworen und durch ihren blutigen Hand-
langer Liachow ruſſiſche Zuſtände in Teheran etablierte.

Die perſiſchen Konſtitutionaliſten ſind natürlich nicht geneigt,
die Einmiſchung Rußlands ſtillſchweigend entgegenzunehmen.
Während die Revolutionäre in Täbris, Jspahan uſw. ſiegreich
gegen die Truppen des Schahs kämpfen und durch die von ihnen
aufrecht erhaltene Ordnung das Märchen von der in Nord
perſien herrſchenden „Anarchie“ zuſchanden machen, treffen ſie
Anſtalten, um die öffentliche Meinung Europas über den
wahren Charakter der engliſchruſſiſchen Politik in Perſien
aufzuklären. Das Täbriſer Endshumen wird in den nächſten
Tagen einen Appell an die öffentliche Meinung Europas ver-
öffentlichen, in welchem die nichtswürdige Politik der ruſſiſchen
Agenten in Perſien, ihre Rolle in der Konterrevolution und der
anhaltenden „Anarchie“ dokumentariſch nachgewieſen werden
wird. Aber freilich, wenn England und Rußland miteinander
handelseinig werden (die dem engliſchen Auswärtigen Amt
naheſtehende „Daily Telegraph“ meldet bereits, daß die Auf-

jchon beſchloſſen ſei und in nächſter Zukunft ſtattfinden würde),
ſo wird die bürgerliche öffentliche Meinung Europas den Appell
der perſiſchen Freiheitskämpfer ungehört verhallen laſſen. Um
ſo mehr wird es die Pflicht des internationalen ſozialiſtiſchen
Proletariats ſein, ſeine Stimme zu erheben zur Verteidigung
der Selbſtändigkeit eines Volkes, das der Eroberungsſucht und
Profitgier der engliſchen und ruſſiſchen Bourgeoiſie zum Opfer
zu fallen droht.

Parteinachrichten.
Preßſtimmen zum Fall Noske.

Gegenüber der Fruktifizierung des ja ſicher peinlichen Vor
falles Noske durch gewiſſe konſervative und nationalliberale
Blätter, die „Maßregeln gegen die Sozialdemokratie“ fordern,
nimmt die parteioffiziöſe „Konſervative Korreſpondenz“ das
Wort und ſchreibt:

Man wird zugeben müſſen, daß dieſe Feſtſtellung der ſozial-
demokratiſchen Fraktion (daß noch nie Jndiskretionen began-
gen wurden), der Wahrheit entſpricht. Auch iſt in der Budget-
kommiſſion der Verſicherung des Abgeordneten Noske, er habe
ſeinen Bericht, in dem nur erwähnt ſei, über welche
Dinge der Staatsſekretär des Aeußeren, nicht aber welche
Auskunft er erteilt habe, für einwandsfrei gehalten,
Glauben geſchenkt worden. Wir werden gewiß nicht in den
Verdacht kommen, den Sozialdemokraten als Helfershelfer
an die Seite treten zu wollen. Aber wir fühlen uns ge-
drungen, der Wahrheit entſprechend, hervorzuheben, daß zwar
der Abgeordnete Noske die Jndiskretion inſofern beging, als
er dem ſozialdemokratiſchen Parlamentsbureau den erwähn-
ten Bericht erſtattete, daß aber weder ihm, noch anſcheinend
dem Bureau die Verbreitung dieſer Jndiskretion zur Laſt
fällt. Denn ſoweit wir die ſozialdemokratiſche Preſſe ver-
folgen, haben wir darin keine Wiedergabe der Jndiskretion
gefunden.

Das Charakteriſtiſche iſt vielmehr, daß der nicht ſozial-
demokratiſche Berliner Vertreter der Neuen Freien Preſſe
in Wien, Dr. Goldmann nomen et omen einen An
geſtellten des ſozialdemokratiſchen Preſſebureaus veranlaßte,
ihm den Noskeſchen Kommiſſionsbericht zu übergeben und
daß er dann die darin enthaltene vertraulichen Meldungen
an das Wiener Blatt telegraphiſch weitergab, alſo, gegen die
Jntereſſen Deutſchlands handelnd, ſie an das Ausland ver-
kauft. Das iſt der ſpringende Punkt der Jndiskretionen,
deſſen prinzipielle Bedeutung nicht unterſchätzt werden darf.

Unſere Parteipreſſe nimmt teilweiſe entſchieden gegen
Noskes Verhalten Stellung. Wir geben hier drei Aeußerungen
wieder:

„Leipziger Volkszeitung“
„Leider hat der Genoſſe Noske bisher noch nicht Gelegenheit

genommen, der Darſtellung der bürgerlichen Preſſe entgegen-
zutreten, wonach er ſich nicht der Kommiſſion freiwillig geſtellt
hat, ſondern erſt extra geholt werden mußte. Da gerade dieſe
Darſtellung den Abgeordneten Noske in einem höchſt ungünſti-
gen Lichte erſcheinen läßt, ſo liegt es allerdings in ſeinem, wie
im Parteiintereſſe, wenn er ſo raſch wie möglich dieſer ohne
Frage groben Entſtellung der Dinge ein Ende macht. Freilich,
was er nun eigentlich verraten haben ſoll, darüber verlautet
bis heute auch in der bürgerlichen Preſſe noch kein Sterbens-
wörichen, und da das Deutſche Reich immer noch ſteht, ſo iſt
wohl die Annahme geſtattet, daß es mit den verratenen „Staats-
geheimniſſen“ nicht weit her iſt. Damit ſoll natürlich die
Handlungsweiſe Noskes nicht gerechtfertigt werden. Schon
geſtern wieſen wir darauf hin, daß wir die ganze Geheimnis-
krämerei der Regierungsvertreter in der Budgetkommiſſion für
ein kindiſches Poſſenſpiel halten, bei dem wir am liebſten ſehen
würden, daß unſere Vertreter ihm durch die vorher abgegebene
Erklärung ein Ende machten, daß ſie ſich an dieſer Geheimnis-
krämerei nicht beteiligen. Der Genoſſe Noske hat aber dieſe
Erklärung nicht abgegeben, und unter dieſen Umſtänden mußte
er ſich natürlich an die Verpflichtung zum Schweigen halten.
Was wir auch heute noch vermiſſen, das iſt eine Erklärung
des Bureaus Vaake-Gutmann darüber, wie der Noskeſche Be
richt in die bürgerliche Preſſe kommen konnte. Wir halten die
ſen Punkt für ſehr wichtig, da es natürlich von Einfluß auf das
Verhältnis der Parteipreſſe zu dieſem Korreſpondenzbureau
ſein muß, wenn es ſich herausſtellt, daß hier ein Zuſammen-
hang mit der bürgerlichen Preſſe exiſtiert.“

„Volksſtimme“, Frankfurt a. M.
„Aber wir halten es mit unſerer Reichstagsfraktion und ihrer

nachſtehenden Erklärung dennoch für ganz ungehörig, wenn
Abgeordnete unſerer Partei, die außerdem den Verhandlungen
nur als Zuhörer anwohnen, nach ausdrücklicher, durch Mehr-
heitsbeſchluß proklamierter Vertraulichkeitserklärung gewiſſer
Kommiſſionsverhandlungen Mitteilungen irgendwelcher Art
darüber nach außen machen. Das wäre höchſtens zu entſchul-
digen für den Fall, wo durch die Geheimhaltung ein ſo großes
Jntereſſe der arbeitenden Maſſen verletzt würde, daß uns die
Nichtgeheimhaltung mit ihren Folgen als das kleinere Uebel
erſcheinen müßte. Jm gewöhnlichen Gang der Dinge aber
haben unſre Parlamentarier die Mehrheitsbeſchlüſſe der Kör-
perſchaften zu achten, in denen ſie mitarbeiten oder denen ſie
zuhören. Jm vorliegenden Falle lag für Genoſſen Noske zur
Berichterſtattung über unbedeutende vertrauliche Mitteilungen
an ein privates Bureau gar keine Nötigung vor, und geſchah
das Zuhören und die Mitteilung nur um des Honorars willen,
ſo liegt die Sache deſto ſchlimmer. Eine ſolche Verhökerung
amtlicher Nachrichten hat die Partei alle Urſache, ſich bei ihren
Parlamentariern zu verbitten. Genoſſe Noske kann unſrer An-
ſicht nach kaum mehr den Verhandlungen von Kommiſſionen
mit vertraulichem Charakter beiwohnen. Außerdem aber gibt
der Fall erneute Veranlaſſung zu der Erwägung, ob die Be-
richterſtattung aus den Reichstagskommiſſionen für unſre Preſſe
nicht beſſer und taktvoller durch unſre offizielle Parteikorre-
ſpondenz organiſiert und zentraliſiert wird. Geſchieht dies
endlich, dann ſind wohl Vorkommniſſe, wie das jetzige, ſowie

ieilung Perſien zwiſchen Rutzland und England im Prinzip eine Weilergabe der Mitteilungen an die bürgerliche Preſſe
von ſelbſt ausgeſchloſſen.“

„Pfälziſche Poſt“, Ludwigshafen.
Selbſtverſtändlich wünſchen wir nicht, daß auch bei uns die

von uns oft gerügte Gepflogenheit bürgerlicher Reporter, alles,
aber auch alles in Druckzeilen umzuwandeln, einreißt, und es
bleibt dabei, daß Genoſſe Noske eine Jndiskretion begangen hat
die bis jetzt einzig in der Partei daſteht, und bei der bekannten
Wahrheitsliebe der bürgerlichen Preſſe, gegen unſere Partei
in der Manier des Lügen über uns verbreitenden Reichsver-
bandes fruktifiziert werden wird. Aber auch wir ſtehen nicht an,
ihm den guten Glauben zuzubilligen. Weit ungeſchickter hat
ſich der Genoſſe Lehmann verhalten. Er hat, wie er angibt,
geglaubt, daß ſich das Schweigegebot der Kommiſſion wegen der
Noske-Affäre nur auf Einzelheiten bezöge. Schön! Aber das
hätte er wiſſen müſſen, daß gerade wir in dieſem Falle, der
einen der Unſerigen betraf, allen Anlaß hatten, die Weitergabe
ſelbſt von allgemein gehaltenen Nachrichten über die Affäre
an die Preſſe zu unterlaſſen, wenn möglich gar zu verhindern.
Er hätte wiſſen müſſen, daß jede Weitergabe einer Nachricht,
die allgemein gehalten war, die Kommiſſionsmitglieder ſamt
und ſonders mit dem Verdacht der Jndiskretion belaſtete und
daber dazu zwingen mußte, zu erklären, wer in Wirklichkeit die
Geſchichte angezettelt habe, um ſich eben ſelbſt von jedem Ver-
dachte zu reinigen. Das Erſcheinen der allgemein gehaltenen
Notiz in einem Parteiblatte mußte natürlich beſonders die
bürgerlichen Kommiſſionsmitglieder mobil machen, d. h. unſeren
politiſchen Gegnern leichte Gelegenheit bieten, die Kompromit-
tierung eines Sozialdemokraten vorzunehmen. Das alles hätte
der Genoſſe Lehmann überlegen müſſen, wenn vielleicht nicht in
Rückſicht auf den Genoſſen Roske, ſo doch in Rückſicht auf die
Partei. Die Fraktion, aber auch der Parteivorſtand haben
demnach alle Veranlaſſung, die Angelegenheit zu unterſuchen
und die nötigen Maßnahmen zu treffen, damit wir in Zukunft
ror der Ungeſchicklichkeit übereifriger Zeitungsmitarbeiter in
terantwortlichen Stellen geſchützt ſind.“

Totenliſte der Partei. Jn Nürnberg ſtarb Jean Muscat,
einer von der alten Garde, der beſondors unter dem Sozialiſten
geſetz der Parteiorganiſation unſchätzbare Dienſte geleiſtet hat.

Keine Bluthunde. Vom Schöffengericht in Dresden wurde
ein Wahlrechtsdemonſtrant, Genoſſe Hipp, zu 3 Wochen Ge-
fängnis verurteilt, weil er in der Geregung über das Vorgehen
der Gendarmen, die auf Fliehende noch eingeſchlagen
haben, „Bluthund“ gerufen hat.

Der Polizeileutnant des betreffenden Gendarmen ſagte aus, daß
er das Kommando zum Einhauen nicht gegeben habe, daß die
Gendarmen alſo von ſelbſt auf die Demonſtranten los-
geſchlagen haben. Das ſah das Gericht als mildernden
Umſtand an.

Soziales.
Die Not der Arbeitsloſen

Seit Wochen bereits haben die bürgerlichen Stadtverordneten
in Braunſchweig die auf Linderung der Arbeitsloſennot hin-
zielenden Anträge unſerer Genoſſen verſchleppt. Endlich ge-
lang es, für Donnerstag eine außerordentliche Sitzung zu-
ſtande zu bringen, in der folgende von ſozialdemokratiſcher
Seite geſtellten Anträge zur Verhandlung ſtanden:

Der Magiſtrat möge erſucht werden, 20 000 Mk. zur Unker-
ſtützung der Arbeitsloſen und 3000 Mk. zur Beſchaffung
warmen Frühſtücks für die die Schule beſuchenden Kinder
arbeitsloſer Eltern zur Verfügung zu ſtellen, ohne daß dieſe
Unterſtützungen als Armenunterſtützung angeſehen werden.
Ferner ſoll der Magiſtrat erſurht werden, eine Arbeitsloſen-
verſicherung nach dem Genter Syſtem einzuführen.

Ueber ein Drittel der bürgerlichen Stadtverordneten hielten
s nicht einmal der Mühe wert, in der Sitzung zu erſcheinen.

Und von den Anweſenden ſtellte ſofort ein Herr, nachdem die
Beratung durch die Stimmen unſerer Genoſſen gegen alle
bürgerlichen Stadtverordneten erzwungen war, den Antrag,
über die zur Verhandlung ſtehenden Anträge zur Tagesordnung
überzugehen. Nachdem zwei unſerer Genoſſen und zwei bürger-
liche Stadtverordnete geſprochen hatten, fetzte die bürgerliche
Mehrheit den Schluß der Debatte durch und lehnte den erſten
Antrag ab, weil ſie es für „ſelbſtverſtändlich“ hielt, daß ſolche
Extraunterſtützungen als Armenunterſtützung angerechnet wer-
den müſſen. Der 2. Antrag, die Einführung der Arbeitsloſen-
verſicherung betr., wurde einer Kommiſſion überwieſen. Er-
reicht wurde von uns noch, daß Ueberſchreitungen des Etats für
außerordentliche Arbeiten dem Magiſtrat von vornherein gut-
geheißen wurden.

Die Tribünen des Sitzungsſaales waren gedrückt voll von
Arbeitsloſen beſetzt, die ſpäter auf der Straße die das Rathaus
verlaſſenden bürgerlichen Stadtverordneten mit lauten „Pfui“
Rufen begrüßten.

Die Witwen von Radbod.
Jn einer nach Dortmund einberufenen Verſammlung der

Witwen von Zeche „Radbod“ proteſtierten dieſe am Freitag
abend gegen die von dem ſogenannten Hilfskomitee beabſichtigte
Verteilung der geſammelten Gelder, nach der jede Witwe eine
Jahresrente von 150 Mark erhalten ſolle. Die Witwen ver-
langen die Auszahlung der ganzen Spende und beſchloſſen, im
Wege des Armenrechtes gegen das Hilfskomitee auf Auszahlung
des ganzen Geldes zu klagen.

—rx——-—--„——-
Verantwortlich für Leitartikel, Politiſche Ueberſicht und Partei-

nachrichten Paul Hennig, für Ausland, Gewerſfſchaftliches,
Feuilleton und Vermiſchtes Karl Bock, für Lokales Otto
Niebuhr, für Provinzielles und Verſammlungsberichte Walter
Leopoldt, ſämtlich in Halle.

Die heutige Nummer umfaßt 10 Seiten.

Sprechſtunde der Redaktion von 1612 bis 141 Uhr.
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versprechen.
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ist eine Kauf gelegenheit seltener Art.
95 Pfg. -Angehote, Wie dieselben bisher von Keiner Seite geboten wurden.

Täglich treffen grosse Bahnsendungen neuer 95 Pfg. Artikel ein.
Vele neue 95 Pfe.-Artükel, welche In den ersten Tagen nicht vorhanden waren, lohnen für Jeden, seinen Besuch zu Wiederholen,



Wegen Auflösung des Geschàäfte Ende März, eröffne Montag den ſ. Februar einen

Schuhwaren- Tofal- Ausverkauf
bis I 9 unter Preis

Hans Sachs. Gr. Ulrichstrasse 32.
n
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Frenag, Aen 5. Ferrwar 1905, abends s Unr
im „WVollkespariess, Zurgstrasse 27

findet FS auf Beſchluß der letzten Kartellſitzung W eine

mit folgender Tages- Ordnung ſtatt:
1. Berichterſtattung des Genoſſen Güldenberg über ſeine

Tätigkert als Arbeiter-Sekretär im Jahre 1908.
2. Neuwahl der Sekretariats-Kommiſſion,

Verſchiedenes.

Mit Rückſicht auf die Wichtigkeit der Tages Ordnung ſieht einem zahl-
reichen Beſuche der Gewerkſchafts- Mitglieder entgegen

Die Aunfſichts- Kommiſſion. J. A.: Max Sohnabel.

Kpol llo-Th enater,
re 183. r.: Gust. Poller. Tel. 183.

Monat Februar Gastspiel des Theaters
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Direktäon: nerm. Job und Pet. Classen.

BF Zum I. Male in MHalle!
Montag l. Februar 1909:

Anfang 6 Uhr. Grosse Eröffnungs-Porgtellung Anfang 8 Uhr.

Lachen ohne Ende
br Mann mit dem Fimmel

Schwank in drei Akten von Al. Geisthövel.

Dienstag, 2. Februar und folgende Tage:Der Mann mit dem Fimmel.
Täglich Vorstellung! Anfang s Ubr!

Preise der Plätze wie bekannt.
Alles Nähere durch ausführliche Austragzettel.

S e et S S Wr S ee e eSSSSe Patent-Aussehneiden! Aufbewahren! P ergen E. M. Boldbeck,
Berlin, Friedrichſtr. 243.

Wer 2 M a Annahmeſtelle für HalleJedem. welcher sich in meinem Atelier von Delitzſcherſtr. 2, Fernſpr. 2914.
Perſönl. Sprechſt. d. Anwalts

Dienstag nachm. v. 4 7 Uhr.
Patente, Warenzeichen, Muſter-

ſchut und re
bilder bestellt, wird dieser Gutschein mit 2 Mark
in Anrechnung gebracht.

Benütren Sie diese Gelegenheit, um für bihiges

heute bis Ende Februar 1 Dutzend Matt-

M

d Hifskaſſe)
Smnabend den 6. Februar abends 9 Vhr im

in Halle a. S.

136. Abonn.-Vorſt.
Mit neuer Ausſtattung an

Dekorationen und Koſtümen.

Novität! Novität!Zum 12. Male:
Die Pollarprinzessin.

Operette in 3 Akten (mit Benutzung
des Luſtſpieles von Gatti- Trotha)
v. A. M. Willmer u. F. Grünbaum.

Muſik von Leo Fall.
Anf.7 Uhr. Ende tach 10
Mittwoch den 3. Februar 1909:

137. Abonn.-Vorſt. 1. Viertel.

Novität! Novität!Zum 1. Male

SimonKomödie in 4 Akten
von Henry Bernſtein.

Uhr.

Stadt-Cheater

Direktion: Hofrat W. Richards.
Dienstag, den 2. Februar 1909:

4. Viertel. Jesrnar z abends s w

in Köppchens Reſtaurant

Veus am um arm grder Klempner u. nsialiatenre.

Tagesordnung:1. Bericht und Neuwahl des Branchen-Vertreters.

1. Bericht und Neuwahl des Delegierten zur Bauarbeiter-
Schutzkommiſſion.

3. Neuwahl der Vertrauensmänner.
4. Verbands Angelegenheiten.

W Zutritt nur für Verbandskollegen.
Kollegen Jn anbetracht der wichtigen Tagesordnung iſt es

Pflicht eines jeden, pünktlich zu erſcheinen.
Bio Verbands Leitung

Mittwoh e den 3.

e
Mitgl. d. A.-Turn. B.
Vereinslokal: Gold.
Kette (Alter Markt).

Tuarunutun den
Turnhalle Hermannstrasse.

I. Männerabteilung: Diens-
tags und r reitags v. abends
8 10 Uhr.Damenahtelinngt Mittwochs

v. abends 8/2 b. 10l/2 Uhr.
Turnhalle Böllbergerweg.

II. Männerabteilung: Diens-
tags und Freitags v abends
81 101/2 Uhr.

Dölau Ardbelterheim.
III. Mäünnerabteilung Mitt-

wochs u. Sonnabends von
abends s --10 Uhr.

Ahbteilungs Versammlungen
nach dem Turnen:

I. Mäünnerabteilung: Freitag
den 12. Februar im „Weissen
Ross“, Geiststrasse.

II. Munnerabteilung: Freitag
den 5. Februar bei Bausr,
Böllbergerweg

III. Münnerabteilung, Dölau:
Sonnabend d. 13. Februar
im Arbeiterheim,

Damenabteilung: NMittwoch,
den 10. Februar im Weissen
Ross, Geiststrasse

4. Februar ab. punkt 9 Uhr
Vorstands-Sitzung bei Sachse.

6. Fedruar: Sitzung des
Vergnügungs Ausschusses.

20. Februar
Maskenball

im gr. a e des „Volkspark“,
Her Veoratand,

un KCädken- ung Sterdetange

der
kehwacher, Drechsler g. Berufsg.

a Xaumburg.
Resigur. „Zur guten Quehle“, Steinweg 4

General Versummlung.
Tagesordnung: 1. Kaſſen-

bericht per 1908. 2. Bericht der
Keviſions kommiſſion 3. Neu-

wahlen. 1. Verſchiedenes. D. V.
Geld wirklich tadellose, halthare NMatt-Photo-
graphion zu erhalten.

42 Visit, matt G.
12 Victoria G.Ane anderen Grössen entsprechend billig.

W Familien- und Vereinsbilder speziell billig,
auch ausser dem Hause.

Ueberzeugen Sie sich von meinen Ausstellungen.
Ateler fur moderne PhotographieRichard Köder e

nur Steinweg 17.

Zeit.Tnnertigß, den 4. Februar
nachm. 2 Uhr

Pfänäer-Kuktion
be Max Scohnabel, Art 77.

W Die ſchönſten

Narren edockdisrmützen

zu Fabrikpreiſen.
Hall. Kart.-Fahr. G. Riid,

G. Steinft. 27283fr. Sporthotel).

leſterwagen (fandardeſt)

von 2—10 Zentner Tragkraft
kauft man am beſten bei

M. Bär,
or Btellung sneht ver-
lange die „Deutsche Va-
Kkanzenpost“ Esslinden 156.

Geſucht a. jed. Ort Leute, auck.
Frauen, wer Vertr. erſtkl. hocheleg
Artikel übern. Hoh. Verdienſt.
Anch loh. Nebenerw. Auskunft
vollſt. gratis u. fr. Herm. Wolf.
Zwicrkau, Sa., Nordſtraße 30.

Arbeiter Radfahrer Verein Halle.
Bund Solidarität.

Deenstag den 2. Februar
S abends 8 Ahr im Volkspark

r ausserordentüehewitolleder- Versummlune.

Da die Wahl des Vertreters unſerer Verkaufsſtelle vor
genommen werden ſoll und andere wichtige Vereins- Angelegenheiten
zu regeln ſind, erſuchen wir die Mitglieder zahlreich zu erſcheinen.

Der Vorstand.

Wahlkreis Torgau Liehenwerda.
deſfentliche Volksversammiungen

finden in folgenden Orten ſtatt:
Sonnabend, den 6. Febrnar, abends 8 Uhr:in Anna berg Gesellschaftshaus d. ürn. Beck.

Sonntag, den 7. Febrnar, nachmittags 3 Uhr:
n Bockwites Hermann's Hotel.

Nachmittags 5 Uhr:
n Mückenberg: Gasthof des Hru. Lehmann.

Tagesordnung in allen Verſammlungen 1. Die Gewerbe-
ordnungs Novelle und die Arbeiter Wähler 2. Freie Diskuſſion.

Referent in allen Verſammlungen Reichstagsabgeordneter
Aug. Brey- Hannover.

Arbeiter und Arbeiterinnen! Sorgt für Maſſenbeſuch dieſer
wichtigen Verſammlungen. Eintritt 10 Pfg.

Der Zentralvorstand., J. A. Ernst Winkler.

e eBildungs-Ausschuss
der organisierten Arbeiterschaft.

Sonnahend, den Februar in der „Zentrulhulle“

Grosser
Theater-Abench

veranſtaltet von der dort spielenden Gesellschaft.
Zur Aufführung gelangt:

Die Ehre.
Schauſpiel in vier Akten von Hermann Sudermann.

Regie: Herr Direktor Lange.
Zaalöffnung 7“ Uhr. Anfang punkt 3 Uhr.

Billets sind nur im Vorverkauf für alle organiſierten
Arbeiter und deren Familienangehörige zu haben bei sämtlichen
Gewerkschaftskassierern und bei den Genoſſen Dahler, Ger-
hardt, Kämpfe und Leopoldt.

Das Ranchen im Saal iſt verboten.
S Kinder unter 12 Jahren haben keinen Zutritt.

Der Bldungs-Ausschuss.

Maturheſl- Verein Hulle-Nord., (E.
Sonnabend den 6. Februar abends 8 Uhr
im großen Saake der „Saalfchloßbrauerei“

S 920jähr. Stiſtungsſestverbunden mit Lonzert, Theater un BALIL.
Karten ſind zu haben bei Hrn. 'Rost, Zigarrenenſchäft, Gr. Ulrich

ſtraße 47 und bei Hrn. Küstenbrück, Körnerſtraße 27, A.Gäſte willkommen. Der Vorstand
Mittwoch den 17. Februar General -Versammlung.Wene d n die Inſerate verantwortlich Auguſt Groh. Drud der Halleſchen Genoſſenſchafts Buchdruxkerei (E. G. m. b. H. Halle a. S.
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I. Seilage zum Volkosblatt.
Halle a. S., Dienstag den 2. Febrnar 1909. 20. Jahrg.

Brot für die Kinder!
Furchtbar iſt die Not dieſes Winters infolge der Kriſe mit

ihrer entſetzlichen Arbeitsloſigkeit! Die Einſchränkungen in
vielen Tauſenden von Familien ſteigern ſich zu Entbehrun-
gen, zum Hunger, zum größten Elend! Vollſtändig
unzureichend iſt, was vom Staat und den Gemeinden geſchieht,
um der allgemeinen Not in Arbeiterkreiſen zu ſteuern. Un-
heimlich ſchwellen die Summen an, die von den einzelnen Or
ganiſationen an Arbeitsloſenunterſtützung gezahlt werden. Aber
auch hier kann die Unterſtützung nur für eine beſtimmte Zeit,
die ſtatutariſch feſtgelegt iſt, gewährt werden, darüber hinaus
müßte das Reich eingreifen, aber das verſagt bekanntlich.
Ein dahinzielender Antrag der Sozialdemokraten im Reichs-
tag: Eine Reichsarbeitsloſen- Verſicherung zu ſchaffen, wurde
bekanntlich abgelehnt, nachdem zuvor die Arbeitsloſen von ver
ſchiedenen Vertretern der Satten und Ueberſatten beſchimpft,
der Faulheit geziehen waren. So erhebt denn die Not immer
grinſender ihr Haupt, die Sorge hockt auf der Schwelle der
Arbeitsloſen, der Hunger ſetzt ſich zu Gaſte, die Verzweiflung
hält ihren Einzug in zahlloſen Arbeiterfamilien. Und wehe
dieſen Aermſten, wenn fie nicht allein ſtehen, wenn ſie eine
Familie, wenn ſie liebe Kinder ihr eigen nennen und dieſe
mit hungern müſſen. Wie entſetzlich, zarte Menſchenknoſpen,
Kinder hungern zu ſehen! Und ihrer ſind viele, viele Tauſend,
die dieſen Qualen ausgeſetzt ſind, in den Städten, auf den
Dörfern, überall!

Zählungen, die vorgenommen wurden von den Rektoren der
Schulen unter den ſchulpflichtigen Kindern verſchiedener Städte,
wie viele von ihnen nüchtern und ohne zweites Frühſtück in die
Schule kommen, gaben wenn auch nur ein unvollkommenes

ſo doch ein grauſes Bild von Kinderelend. Welch furcht-
bare Anklage gegen die Geſellſchaft und ihre Einrichtungen,
wenn die Kinder, die doch ihre Zukunft, ihren größten Reich-
tum bilden, hungern müſſen! Angeſichts dieſes rieſigen
Kinderelends, daß zwar nicht geſchaffen aber ſehr geſteigert
wurde durch die wirtſchaftliche Depreſſion, iſt es an uns, daß
wir unſere alte Programmforderung in den Mittelpunkt des
Intereſſes und der Agitation rücken.

Her mit der unentgeltlichen Schulſpeiſung!

Oder, wie es wörtlich im Programm heißt:
„Unentgeltlichkeit der Verpflegung in den öffentlichen Volks-

ſchulen.“ Jn verſchiedenen Orten, in denen unſere Genoſſen in
der Stadt- und Gemeindeverwaltung ſitzen und Jnterpellationen
eingebracht, Anträge geſtellt haben, wie der Not infolge der
Arbeitsloſigkeit zu ſteuern iſt, da haben ſie erfreulicherweiſe
auch auf das Nachdrücklichſte verlangt, daß Gelder ausgeworfen
werden für eine unentgeltliche Speiſung der Kinder.

Während die Genoſſen in den geſetzgebenden und Verwal-
tungskörperſchaften dieſe Forderung vertreten, iſt es doppelte
Pflicht der Genoſſinnen, der Arbeiterfrauen und Mütter, draußen
unter den Maſſen Träger dieſer Forderung zu werden. Und wer
könnte wohl beredter dieſelbe vertreten, dabei an Herz und Ver
ſtand appellierend, denn die Frauen, die Mütter, die blutenden
Herzens ihre Lieblinge fortſchicken müſſen, mit hungerndem
Magen, meiſtens auch frierend, während ſie bei der rauhen
Jahreszeit doppelt eines warmen Kleides, einer guten und
reichlichen Koſt benötigen, die zu der eigenen phyſiſchen Not
noch die Seelenqualen erdulden müſſen, täglich Zeuge der Not
und des Jammers ihrer Kinder zu ſein. Dabei wollen wir
unſere Forderung der unentgeltlichen Schulſpeiſung natürlich
nicht nur erheben für dieſe Zeit der ſchweren Wirtſchaftskriſe,
wir wollen ſie auch nicht begründen mit der jetzt geſteiger-
ten Not, aber wir wollen dieſe Zeit der geſteigerten Not zur
Agitation für ihre Durchführung nutzen, weil wir angeſichts
dieſer Notlage einen größeren Reſonnanzboden für ſie finden
werden. Denn auch dem blödeſten Auge wird es gegenwärtig
klar werden, wie berechtigt und notwendig die Durchführung
dieſer Forderung iſt. Außerdem ſind gegenwärtig viele tau-
ſende Arbeiterfamilien perſönlich an derſelben mehr inter-
eſſiert, denn in Zeiten normalen Geſchäftsganges, und ihr
Intereſſe iſt deshalb gegenwätig leichter zu ſteigern, und ſind
ſie leichter zur Tat, zum Kampf um die Durchſetzung dieſes
Programmpunktes vorwärts zu treiben.

Nur in wenigen, größeren Städten iſt bisher eine Schul
ſpeiſung eingerichtet. Und wo ſie eingerichtet iſt, iſt es ent
weder ein wohltätiger Verein, der allein oder mit kommunaler
Unterſtützung die Speiſen verabfolgt, oder wo die Kommune
ſelbſt die Schulſpeiſung einrichtete, ſind ſo viele kleinliche oft
ſchikanöſe Beſtimmungen getroffen, welche den Empfang der
Speiſen als demütigend, als eine Art Armenunterſtützung emp-
finden läßt. Demgegenüber muß grundſätzlich und mit allem
Nachdruck gefordert werden, daß die Schulſpeiſung ein Recht
der Kinder werde und nicht eine „Wohltat“, ein „Almoſen“.
Der Staat der die Schulpflicht ausſpricht, hat dafür zu ſorgen,
daß die Erfüllung dieſer Pflicht ohne körperliche Schädigung
vor ſich gehen kann, und daß die Vorbedingungen dafür ge
ſchaffen werden, daß das Ziel der Schule auch zu erreichen iſt.
Hungernde Kinder können aber nimmer vom Unterricht, von
der Erziehung in der Schule profitieren, ſie werden vielmehr
Schaden am Körper, am Geiſt und am Charakter nehmen. Man
denke, ein Kind kommt hungrig und ohne Frühſtücksbrot in die
Schule, während der Pauſe verzehrt ſein Nachbar das Kind
beſſer ſitnierter Eltern mit rechtem Kinderappetit ſein Brot,
das hungernde Kind muß zuſehen, wie es dem andern ſchmeckt,
welche Qualen! Dann beginnt der Unterricht wieder, das
hungernde Kind wird gar nicht hören, was der Lehrer ſagt, vor
ſeinem geiſtigen Auge ſieht es nur das Butterbrot, welches
ſein Nachbar verzehrte, und ſein ganzes Sinnen und Trachten
wird ſich, ſtatt auf den Unterricht, darauf konzentrieren: wie
bekommſt du auch ein Stück Brot, um deinen Hunger zu ſtillen.

Ein ſolches Kind wird dann nicht nur hungern, nicht nur in
der geiſtigen Entwicklung zurückbleiben, es wird geradezu in
Verſuchung gebracht, ſich auf irgend eine Weiſe ein Stück
Brot anzueignen, denn der Hunger tut gar weh.

Und der Staat, der Tauſende von Millionen alljährlich für
Heer und Flotte verbraucht, hat nicht einmal einige Millionen
übrig zur Speiſung hungernder Kinder!

Aber die Arbeiterſchaft vor allem ihr weiblicher Teil
hat das lebendigſte Jntereſſe daran, daß in Zukunft ſolch wich
tige Kulturaufgaben nicht hinter dem unaufhörlichen Wett-
rüſten zurückſtehen. Hier handelt es ſich um das Wichtigſte, um
das Wohl ihrer Kinder, um ihre Zukunft.

Gewiß iſt die Schulſpeiſung nicht die einzige Forderung im
Jntereſſe der Entwicklung der Jugend, bei ihrer Erfüllung
werden nicht einmal alle Kinder ſondern nur die ſchulpflichtigen
vor dem Hunger bewahrt. Daher müſſen neben dieſer Forde
rung andere erhoben und erfüllt werden, die wir demnächſt
beſprechen werden.

Aber getreu dem Grundſatze Laſſalles, daß man um die
Erfüllung einer Forderung zu erzwingen alle Kraft und
alles Jntereſſe auf dieſe konzentrieren müſſe, rufen wir unſe-
ren Genoſſinnen, den Frauen und Müttern zu: Nutzet dieſe
Zeit der geſteigerten Not, agitiert für die Durchſetzung dieſer
Forderung, ſammelt in den ſozialdemokratiſchen Vereinen alle
Frauen und Mädchen, die bereit ſind, mit uns zu kämpfen um
die Durchführung der Schulſpeiſung,

um Brot für die hungernden Kinder!

Kewerkſchaftliches.
Bergarbeitermaßregelung.

Auf den Zechen „Krone“ und „Felicitas“ bei Dortmund wur-
den am 15. Januar 25 „Hetzer“ gekündigt, weil die Belegſchaft
einmütig unter Hinweis auf die große Arbeitsloſigkeit Ueber
ſchichten verweigerten. Jn einer Verſammlung, die von allen
(etwa 1000) Bergleuten der beiden Zechen beſucht war, wurde
am 19. Januar gegen das Vorgehen der Zechenverwaltung
proteſtiert. Als Antwort auf dieſen Proteſt ſind von den Zechen,
obwohl die Kündigung nach der Arbeitsordnung nur am 15.
eines jeden Monats zuläſſig iſt, in den letzten Tagen weitere
Kündigungen erfolgt, weil die Belegſchaft wiederum die Ueber-
ſchichten verweigerte. Die Zechenverwaltung, der ein ſehr
junger Aſſeſſor vorſteht, ſcheint es auf eine Kraftprobe abgeſehen
zu haben.

Lebins und die Wahrheit.
Dem Lebius, dem glorreichen Führer der gelben Garde, iſt

am Sonnabend vom Schöffengericht Charlotten-
burg das Brandmal des Verleumders gerichtlich aufgedrückt
worden. Als Beigabe erhielt er außerdem einen Monat
Gefängnis.

Klägerin war eine vormals bei L. angeſtellte Buchhalterin,
ein Frl. Gerlach, die ihr Gehalt erſt nach ihrer Entlaſſung, im
Juli v. J., von Lebius einklagen mußte. Lebius verdächtigte
darauf in einem Briefe, der die Antwort auf eine Anfrage
eines Herrn darſtellte, der das Frl. Gerlach zu engagieren be-
abſichtigte, den guten Ruf der Dame. Vom Gericht erhielt nun
der gelbe Ehrenmann das Zeugnis, daß er bewußt wahr-
heitswidrig gehandelt, ſich alſo der Verleumdung ſchuldig

habe. Sogar mildernde Umſtände verſagte ihm das
ericht.

Eine Hausſuchung nach Lebiusbriefen
veranſtaltete die Polizei im Berliner Bureau des Deutſchen
Metallarbeiterverbandes in der Chariteeſtraße. Es wurde nach
den Originalbriefen des Führers der Gelben, Lebius, geſucht,
die vom Metallarbeiterverband veröffentlicht wurden. Die
Hausſuchung war erfolglos.

Kommunales.
Für die Armen iſt es lange gut!

Die Milch erkrankter und zum Teil tuberkulöſer Kühe wollte
die ſogialiſtenreine Stadtverwaltung in Mülhauſen i. E. an die
ſtädtiſchen Armen verabreichen, woran ſie durch ein Polizei
verbot gehindert werden mußte, da dieſe Milch nach ärztlichem
Gutachten geſundheitsſchädlich iſt. Der Abgeordnete des Ge
meinderats im elſaß-lothringiſchen Landes ausſchuß,
Spezereihändler Klaiber, kündigt aus dem Anlaß in den
Blättern eine Jnterpellation der Regierung wegen der
Fleiſchbeſchau im Mülhauſer Schlachthaus an.

Wertzuwachsſtouer.
Jn der letzten Stadtverordnetenſitzung in München-Glad-

bach wurde die Einführung der Wertzuwachsſteuer beſchloſſen,
nachdem zwiſchen den Liberalen und dem Zentrum ein Kompro-
miß zuſtande gekommen war. Die Steuer beträgt in einer
Reihe von Abſtufungen 3 bis 22 Prozent bei Wertſteigerungen
von 10 bis 200 Prozent des urſprünglichen Wertes.

Halle und Saalkreis.
Halle a. S., 1. Februar 1909.

Zur Mendelsſohn Feier,
die der Bildungs Ausſchuß morgen, Dienstag, abend 8 Uhr im
„Volkspark“ veranſtaltet, möchten wir die Arbeiterſchaft nochmals
einkaden. Wer ſich einen wirklich vornehmen Kunſtgenuß gönnen
will, wer zur Ehrung eines großen Komponiſten, dem das Volk
die prächtigſten Muſikwerke verdankt, beitragen will, der ſtelle ſich
morgen abend im „Volkspark“ ein, er wird es ſicher nicht bereuen.
Die Bedeutung des Muſikers Mendelsſohn-Bertholdy für die
Arbeiterklaſſe iſt bereits kurz geſchildert worden, weitere Aus-

führungen zum Verſtändnis ſeiner Eigenart finden unſere Leſer
in einem Feuilleton Artikel der heutigen Nummer, auf den
wir verweiſen. Wir dürfen wohl die Erwartuug ausſprechen, daß
ein volles Haus die Bemühungen des Bildungs- Ausſchuſſes lohnt.
Mitwirkende ſind die verſtärkte Engelmannſche Kapelle
und das weitbekannte Leipziger Mendelsſohn-Quartett.

Karten ſind noch bis Dienstag abend im Partei- und Arbeiter-
ſekretariat, ſowie in allen Gewerkſchaftsbureaus zu haben. Jhr
Preis iſt wie bekannt 30 Pf.

Die Ord ner werden erſucht, ſich um *“47 Uhr im Garderobeu-
zimmer einfinden zu wollen.

Auch eine Berichtigung.
Zu dem Bericht „Der Werdegang einer Proſtituierten“ ſen

det uns die PolizeiVerwaltung folgendes Schreiben:
Der in der 1. Beilage zum „Volksblatt“ Nr. 25 vom

30. Januar 1909 erſchienene Artikel „Der Werdegang einer
Proſtituierten“ entſpricht nicht den Tatſachen. Auf Grund
des S 11 des Reich. geſetzes über die Preſſe vom 7. Mai
1874 werden Sie hiermit erſucht, nachſtehende Berichtigung
im „Volksblatt' zu bringen:

Berichtigung.
Das blutjunge Mädchen iſt am 4. März 1876 geboren,

alſo nahezu 33 Jahre alt; es hat eine Reihe erheblicher
Freiheitsſtrafen erlitten und lange Zeit unter Polizei-Auf-
ſicht geſtanden.

Seit Jahren treibt die Perſon Gewerbsunzucht; es erfolgte
aber keine Beſtrafung, weil jedesmal Verjährung eingetreten
war, wenn die Zeugen ermittelt waren.

Wiederholt iſt ſie ſchriftlich und mündlich ohne Erfolg
verwarnt.

Sie iſt nicht von Studenten verführt und nicht anonym
denunziert worden, ſondern ſie hat ſich nachts in den Stra-
ßen herumgetrieben, Männer an ſich gelockt und gegen ſo-
fortige Bezahlung Unzucht mit ihnen getrieben.

Sie wurde ſchon früher von der eigenen Mutter wegen
Treibens von Gewerbsunzucht angezeigt, weil ſie nicht zu
bewegen war, eine Beſchäftigung anzunehmen und ein ge-
regeltes Leben zu führen.

Sie wurde kürzlich wegen Gewerbsunzucht gerichtlich be-
ſiraft und mußte nach den geſetzlichen Beſtimmungen unter
Sittenkontrolle geſtellt werden, weil Verwarnungen ohne Er-
folg waren. Es iſt nicht Anzeige erſtattet, weil ſie nicht in
der Straße „Schlamm“ Wohnung genommen hat, ſondern
weil ſie die wichtigſte Beſtimmung, ſich ärztlich unterſüchen
zu laſſen, nicht befolgte.

Nachdem dieſe Anzeige bereits in Händen des Amtsan-
waltes war, ſtellte ſie den Antrag, die ſittenpolizeiliche Kon
trolle verſuchsweiſe aufzuheben. Dieſem Antrage iſt ſeitens
der Polizeiverwaltung trotz ihres Vorlebens ſtattgegeben.

Abteilung II.
Weydemann.

Da die Polizei- Verwaltung ſich auf den S 11 des Preß-
geſetzes beruft, iſt anzunehmen, daß ihr dieſer Paragraph auch
bekannt iſt. Jn ihm wird nicht nur eine Verpflichtung des
Redakteurs ausgeſprochen, ſondern es liegt auch ein Schutz für
dieſen darin. Nämlich der, daß nur fiälſchlich behauptete
Tatſachen berichtigt werden dürfen. Wie aber verhält ſich
dazu die „Berichtigung“ der Polizei

Es wird darin geſagt, daß das Mädchen eine Reihe erheb-
licher Freiheitsſtrafen erlitten hat. Wo ſteht denn in unſerem
Artikel das Gegenteil davon Trefflich iſt die Stelle, die
davon ſpricht, daß die „Perſon“ noch nicht wegen Gewerbs-
unzucht beſtraft werden konnte, weil immer, wenn die Zeugen
ermittelt worden waren, Verjährung vorlag. Schön! Dieſen
Punkt der Berichtigung erkennen wir an: Wir hatten nämlich
mitgeteilt, daß das Mädchen ſchon einmal wegen des bezeich-
neten Vergehens zu zwei Tagen Haft verurteilt worden war.
Wenn die Polizei das nicht wahr haben will, geſtehen wir
gern ein, daß wir uns hier geirrt haben. Aber eins fällt uns
doch auf: Wer ermittelt denn die Zeugen Doch die Polizei
ſelbſt. Und da dünkt es uns nicht gerade ein Eingeſtändnis
von hervorragender Befähigung, wenn von dem geſamten
„Sitten“ Apparat der Polizei geſagt werden muß, er ſei nicht
imſtande geweſen, vor Eintritt der Verjährung ein paar lum-
pige Fehltrittszeugen aufzufinden. Aber das iſt ja Sache
der Polizei ſelbſt. Wir haben ferner nicht behauptet, daß
das Mädchen nicht verwarnt worden ſei. Wo haben wir
dann weiter geſagt, daß das Mädchen von einem Studenten
verführt worden ſei Will die Polizei etwa beſtreiten,
daß es ſich mit einem Studenten abgegeben hat?
Einen Abſatz in der Berichtigung weiter ſtürzt ſich der Berich-
tiger in einen klaffenden Widerſpruch. Kurz vorher behauptet
er, das Mädchen ſei noch nicht wegen Unzucht beſtraft, hier
heißt es: „Sie wurde kürzlich wegen Gewerbsunzucht gericht-
lich beſtraft Ja, was iſt denn nun richtig Die poli-
zeiliche Berichtigung ſcheint uns ſehr der Berichtigung bedürf-
tig zu ſein, denn es ſieht in ihr bald ſo aus, als ob die ver
ſchiedenartigſten Perſonalakten durcheinander gefallen ſeien.
Aber dies iſt nur eine Vermutung, keine Behauptung, wie
man in einer eventuellen Berichtigung hierzu berückſichtigen
möge.Schließlich wollen wir beſcheidentlich auf verſchiedene Tat-

ſachen aufmerkſam machen, die dem Berichtiger entgangen ſein
werden oder deren Bewertung durch ihn nach unſerer Auf-
faſſung nicht ganz korrekt erfolgte. Da iſt zunächſt das eine
und wichtigſte, daß das Mädchen freigeſprochen wor-
den iſt vom Gericht. Dieſe Tatſache ſcheint für die berichti-
genden Herren einfach nicht zu exiſtieren. Daß ſie ihnen un-
bequem iſt, verſtehen wir vollkommen. Von der Gerichts-
verhandlung haben wir einen Bericht geliefert und alſo
ſelbſtändige Behauptungen gar nicht aufgeſtellt. Die Polizei

kommen in meinem ſeit Jahren als außergewöhnlich billig bekannten Jnventur- Ausverkauf sohwarze und
farbige Kleiderstoffe, Wäsche und Aussteuer- Artikel zu ganz bedeutend herabgeſetzten Preiſen
zum Verkauf. Günſtige Gelegenheit zum Einkauf von Konfirmandinnen-Aussteuern. Die Verkaufs-
preiſe ſtehen deutlich auf jedem Stück verzeichnet und kann ſich jeder Käufer von dem ihm gebotenen Vorteil ſelbſt
überzeugen. Die Beſichtigung meiner Auslagen iſt ſehr zu empfehlen. M. Schneider, Leipzigerſtraße 94.



verwechſelt ferner fortwährend Allgemeines und Spezielles in
dem berichtigten Artikel. Daß das Allgemeine und die Schluß-
folgerung in ſehr vielen Fällen zutreffen, wird ſelbſt die Poli
zei nicht beſtreiten wollen. Schließlich hat ſie ſelbſt ja auch
indirekt eine beſſere Veranlagung des Mädchens zugegeben, in
dem ſie verſuchsweiſe die ſittenpolizeiliche Kontrolle darüber
aufhob. Tut man das mit einem ſo verworfenen Geſchöpf,
wie die Berichtigung es glauben machen will
Wir gehen wohl nicht ſo ſehr fehl, wenn wir dieſe „Berich-

tigung“ der Polizei genau ſo werten wie frühere, deren Un
haltbarkeit nachgewieſen worden iſt. Unſere und anderer
Leute Meinung von der Rigoroſität der ſittenpolizeilichen Be
ſtimmungen wird dadurch nur geſtärkt. Und nur, um unſern
Leſern wieder einmal einen Beweis von der Methode der
Polizei, ihre angreifbaren Handlungen der richtigen Betrach-
tung zu entrücken, zu liefern, haben wir dieſe Berichtigung
abgedruckt. Das Preßgeſetz hätte uns zu ihrer Aufnahme kei-
neswegs verpflichtet, trotzdem ſich die Polizei darauf beruft.

Mangelhafte Kontrolle
wird ſeitens der hieſigen Banaufſichtsbehörde bei verſchiedenen
von der Stadt in Auftrag gegebenen Arbeiten geübt. Die Miß-
ſtände ſind ſo offenkundig, daß ſie bei jeder, auch der oberflächlichſten
Kontrolle gefunden werden mußten.

Bei den Arbeiten in der Talſtraße zu Kröllwitz ſind 15 bis
18 Mann beſchäftigt. Auf der Wieſe daneben befindet ſich eine
Baubude, die allerdings bloß für den Bauleiter beſtimmt iſt.
Dieſe Baubude iſt ſehr nett hergerichtet und es hat den Anſchein,
als ob ſie ein beliebtes Schauobjekt bei behördlichen Jnſpektionen
abgeben könnte. Ganz anders ſieht es mit der Schutzhütte für
die Arbeiter aus. Wenn in dieſer vier Arbeiter ſitzen, iſt ſie
brechend voll, außerdem dient das Häuschen als Zeugraum. Um
nun die Drängelei nicht gar zu kraß werden zu laſſen, hat der
Aufſeher angeordnet, daß die Arbeiter ſchichtenweiſe Mittags
pauſe machen. Die eine Hälfte von 12--12/2 Uhr, die andere die
nächſte halbe Stunde. Die Arbeit wird als Notſtandsarbeit be-
trachtet und da glaubt man wohl, den Arbeiter alles mögliche
bieten zu können.

Weiter oben am Kirſchberg befindet ſich die Baubude des Unter-
nehmers Knöchel, desſelben Herrn, mit dem wir uns bereits in
voriger Woche einmal beſchäftigten. Jn ihr herrſchen Znſtände,
die jeder Beſchreibung ſpotten. Ein Fußboden iſt nicht darin, ein
Ofen gleichfalls nicht, wohl aber iſt in dem Raum die Schmiede
untergebracht. Natürlich nur, damit die Arbeiter ſich wärmen
können, wenn ſie ihre Mahlzeiten einnehmen. Und angeſichts
ſolcher Zuſtände hat der Arbeitsleiter an dieſer Stelle, Herr Rudolf
Kötter, noch den Mut, zu ſagen, daß das nur Futter für die
„Stänker und Aufwiegler ſein ſollte. Auch dieſes iſt eine Not
ſtandsarbeit, wie man von den Geſichtern der dort beſchäftigten
Arbeiter deutlich leſen kann.

Die Bauarbeiterſchutz- Kommiſſion übergibt dieſe Mißſtände dem
Urteil der Oeffentlichkeit, weil ihrem Vertreter ſeitens eines Polizei-
beamten erklärt worden iſt, daß hierbei die Behörde nicht ein-
greifen könne. Was uns eine höchſt anfechtbare Ausflucht ſcheint,
denn es iſt doch eine Polizei-Verordnung, welche das Bau-
budenweſen regelt. Wir ſind der Meinung, daß die Polizei ſehr
wohl berechtigt iſt, hier einzugreifen und glauben, daß es auch für
ſie ſehr viel beſſer ſein würde, wenn ſie mehr Wert auf die
Beſſerung dieſer Verhältniſſe legte.

Die Baubeiterſchutz- Kommiſſion erſucht alle Arbeiter, die hierbei
in Betracht kommen, ihr Material über etwa vorhandene Uebel-
ſtände zu unterbreiten oder ihr Nachricht vom Beſtehen ſolcher zu
geben. Sie wird dann trotz aller Anfeindungen für Abhilfe ſorgen.
Der Obmann der Kommiſſion, Genoſſe Robert Gräfe, wohnt
Schwemme 2. An ihn ſind alle Zuſchriften zu richten.

Achtung, Bauhilfsarbeiter! Die Wahl des Delegierten zum
Verbandstag findet am morgigen Dienstag ſtatt. Kein Kollege
darf fehlen, wenn der Halleſche Kandidat, Kollege Bandermann,
gewählt werden ſoll.

„Tierſchutz und Wiſſenſchaft“ heißt das Thema, über
welches Herr Ludwig Ankenbrand, Schriftſteller aus Berlin,
am Mittwoch, den 3. Februar, abends 84 Uhr, im kleinen
Saal der „Kaiſerſäle“ einen durch Lichtbilder unterſtützten
Vortrag halten wtrd. Der Vortrag richtet ſich gegen die Vivi-
ſektion, d. h. gegen die Verſuche der Heilkunde an lebenden
Tieren und minderbemittelten Kranken, wie Krankenkaſſenmit-
gliedern und Kindern in Kliniken und anderen Krankenanſtal-
en. Da der Referent Ankenbrand in freidenkeriſchen Arbeiter-
kreiſen gut bekannt iſt, ſo kann der Beſuch der Verſammlung
empfohlen werden.

Die Jnvalidenkarte iſt bei der Löſung des Arbeitsverhält-
niſſes auszuhändigen. Auf dieſen ſelbſtverſtändlichen Standpunkt

früher war man anderer Meinung ſtellte ſich in der letzten
Sitzung auch das hieſige Gewerbegericht in der Streitſache des
Bauarbeiters Hierl gegen den Unternehmer Schöbel von Leipzig,
der hier Abbruchsarbeiten verrichten läßt. Bekanntlich werden die

nvalidenkarten der von dort aus hier beſchäftigten Arbeiter in
Leipzig bei der dortigen Ortskrankenkaſſe aufbewahrt, und ſo kam
es wiederholt zu Differenzen zwiſchen Unternehmern und Arbeiternwegen nicht ſoſsrüger Aushändigung der Jnvalidenkarte bei plötz-

licher Löſung des Arbeitsverhältniſſes. Auch Hierl hatte ſeine
Karte nicht erhalten er bekam trotzdem anderweitige Beſchäftigung,
wurde aber ſchließlich wieder entlaſſen, da er die Karte, die ihm
von dem Leipziger Unternehmer vorenthalten worden war, nicht
beibrachte. Durch die Entlaſſung hat er den Lohn für eine Woche
eingebüßt. Der Unternehmer wurde verurteilt, dem Kläger 20 Mk.
zu zahlen da er ihm die Jnvalidenkarte rechtswidrig vorent-
halten hat.

Bei der Auszahlung von Zeugengebühren an der Gerichts-
kaſſe laſſen ſich manche Leute verleiten, Angaben zu machen, die
mit der Wahrheit nicht im Einklang ſtehen. Abgeſehen davon, daß
das eine große Dummheit iſt ſteht doch z. B. ſehr häufig die
Steuerbehörde in engſter Verbindung mit derlei amtlichen Stellen

können auch ſtrafrechtliche Folgen für den Betreffenden ein-
treten. So hatte jüngſt eine Frau aus Halle anläßlich einer
Gerichtsverhandlung in Koburg die Gelegenheit benutzt, die Gerichts
kaſſe um das Fahrgeld dritter Klaſſe zu erleichtern, während ſie
vierter Klaſſe gefahren war. Dies wurde ihr nachgewieſen undſie iſt nun, obwohl ſie berechtigt war dritter Klaſſe zu reifen,

wegen Betrugs beſtraft worden.

eines

tun Aus dem Bureau des Stadttheaters. Auch in dieſer Woche
ann der Operettenſchlager: „Die Dollarprinzeſſin nur

einmal zur Aufführung gelangen, und zwar gaſtiert in dieſer Vor
ſtellung am Dienstag Fräulein Marie Strohecker für das
Soubrettenfach auf Engagement. Herr Landory ſingt zum erſten
Male die Partie des Hans, die bisher Herr Bergmann verkörpert
hatte. Ein intereſſantes Werk iſt die Novität Simſon“ von
Henry Bernſtein, dem Verfaſſer des „Dieb“, ein Stück, welches
unter der Regie des Herrn Sieg am Mittwoch herauskommt.
„Simſon“ hat nicht nur in Frankreich ſondern auch in Deutſch
and in der muſtergültigen Ueberſetzung von Lothar an faſt allen

Bühnen eine ſehr warme Aufnahme gefunden, die wohl auch in
Halle zu erwarten iſt. Als Peppina in „Flauto ſolo“ ſetzt Frl.
Strohecker ihr Engagementsgaſtſpiel am Donnerstag fort. Jn der
darauf folgenden Repetition von Don Pasquale“ ſingt Frau
von Boer die Norina. Freitag: Zum Gedächtnis an Ernſt von
Wildenbruch „Die Rabenſteinerin“. Jn Vorbereitung für
Sbnntag, den 7. Februar Opern-Novität: Barfüßle.

Sindenten-Unfug. Am Sonntag morgen zwiſchen 7 und
8 Uhr trieben ſich auf dem Paradeplatz ſechs total betrunkene
Studenten umher, die einen gewaltigen Lärm verübten, vor-
übergehende Leute beläſtigten uſw, Unter ihnen befanden ſich
angehende Juriſten, die wohl auf die Weiſe Erfahrungen zur
ſpäteren Beurteilung derartiger Uebertretungen ſammeln woll-
ten. Ein hinzukommender Schutzmann verſuchte die Krakeeler,
die ſichh auch weiblichen Vorübergehenden gegenüber unver-
ſchämt benahmen, in Güte weiterzubringen, hatte aber damit
keinen Erfolg. Er mußte ſchließlich zur Siſtierung des Haupt-
ſchreiers ſchreiten, da dieſer ſeinen Namen abſolut nicht feſt-
ſtellen laſſen wollte.

War das nötig? Zum Einzug des Theaters Job-
Claſſen im Apollo-Theater bezw. zum Fortſchaffen der Effekten
verſchiedener Mitglieder desſelben in ihre Wohnungen wurden
in voriger Woche Leute mit kleinen Handwagen geſucht. Heute
morgen fanden ſich denn auch vor dem Apollo-Theater eine
ganze Menge Arbeitsloſer, wohl an 50 Perſonen, die alle
einen Wagen mitgebracht hatten, ein, um die paar Groſchen
zu verdienen. Die Arbeits gelegenheit erſpähte aber auch der
Vertreter eines größeren Möbeltransportgeſchäfts, der Firma
Käſtner, der ſofort den Beſitzern des Theaters die Arbeit
billiger zu machen verſprach. Man ging darauf ein und die
Arbeitsloſen hatten das Nachſehen. Es macht wirklich einen
ſehr vornehmen Eindruck, wenn große Firmen armen Arbeits-
loſen ſogar ein paar Gelegenheitsgroſchen abjagen.

Ein netter Landsmann. Einem aus Poſen ſtammenden
Mädchen, welches von hier aus nach ſeiner Heimat reiſen wollte,
nahm auf dem Bahnhof ein Pole, der ſich hilfreich erweiſen wollte,
ſechs Mark für die zu löſende Fahrkarte ab. Als ehrlicher Mann
gab er dem Mädchen eine „Sicherheit“, beſtehend in einem Hundert-
markſchein, der aus zwei zuſammengeklebten „Blüten“ hergeſtellt
war. Natürlich verſchwand der Gauner, bevor die Beſchwindelte
den Streich merkte.

Bodendiebſtähle. Ein dreiſter Dieb ſchlich ſich in die Häuſer
Fleiſchermeiſters und eines Bäckermeiſters und erbrach

während der Tageszeit dort die Bodenkammern. Alle darin be-
findlichen Behälter ſind von dem Spitzbuben geöffnet und nach
barem Gelde durchwühlt worden. Da der Dieb die Wertſachen
liegen ließ, fo ſind ihm nur 2,50 Mk. in die Hände gefallen.

Verſchencht wurden in einer der letzten Nächte vergangener
Woche Diebe, welche eine Scheibe in der Eingangstür eines
Zigarrengeſchäftes in der Reilſtraße zertrümmert hatten, um ſo in
den Laden zu gelangen. Hinzukommende Paſſanten verhinderten
ihr Vorhaben, bevor etwas geſtohlen werden konnte. Die Täter

ſind entkommen. T
Nietleben, 30. Januar. Ein Begräbnis mit Hinder-

niſſen. Als vor einigen Tagen die Ehefrau des Militär-
invaliden Mettin beerdigt werden ſollte, zeigte ſich beim Hinab-
laſſen des Sarges, daß das Grab zu kurz gemacht worden war.
Der Sarg, der übrigens beſchädigt worden war, wurde infolge
deſſen ins Leichenhaus gebracht, wo der Geiſtliche die Leichen
rede hielt. Hiernach entfernten ſich Träger und das Trauer-
gefolge bis auf den nächſten Verwandten der Verſtorbenen, die.
dann den Sarg wieder zum Grabe tragen und hinablaſſen
mußten, nachdem ſie eine volle Stunde gewartet hatten. Wenn
auch, wie momentan, der eigentliche Totengräber krank iſt, ſo
müßte doch von der Ortsbehörde dafür geſorgt werden, daß der-
gleichen peinliche Vorfälle vermieden werden. Zumal doch für
das Auswerfen eines Grabes 4 Mark bezahl werden müſſen.

Könnern, 29. Januar. (E. B.) Jrrtum unter dem
Eide. Welchen Täuſchungen zuweilen Zeugen unterworfen
ſind und welchen Wert unter Umſtänden eidlichen Ausſagen bei-
zumeſſen iſt, das ergab ein geſtern vor der Strafkammer in
Halle ſtattgehabter Prozeß gegen den Steinſetzer Franke von
hier. Letzterer erhielt eines Tages von der Polizeiverwaltung
cin Strafmandat über 30 Mk. weil er am Mittag des 26. Okt.
v. J. in der Rothenburger Flur frettiert haben ſollte. Franke
beantragte vor dem hieſigen Schöffengericht gerichtliche Ent-
ſcheidung, wurde aber verurteilt, da der Ziegelmeiſter Kretſch-
mann, auf deſſen Angabe die Anzeige beruhte, mit Beſtimmtheit
beſchwor, er habe den Angeklagten am Tatort geſehen und auch
mit ihm geſprochen. Franke behauptete, zur Zeit gar nicht am
Tatort geweſen zu ſein und legte gegen das Schöffengerichts-
urteil Berufung ein. Ziegelmeiſter Kretſchmann trat vor der
Strafkammer wieder als Zeuge auf und erklärte unter dem
Eide, er habe am Mittag des 26. Oktober den Angeklagten am
erwähnten Tatort beim Frettieren ertappt und Franke habe,
als er ihm geſagt habe, er werde die Sache anzeigen, ihn ge-
beten, er möchte doch eine eventuelle Anzeige unterlaſſen. Bei
dem Angeklagten ſei noch ein gewiſſer Jänichen geweſen, der
um dasſelbe gebeten habe. Das Gericht legte dem Zeugen aus-
drücklich die Frage vor, ob der Vorgang nicht an einem Sonn-
tage paſſiert ſein könne, ob er ſich nicht irre uſw. Zeuge ver-
neinte dies. Darauf trat der Steinſetzmeiſter Burghardt von
hier als Zeuge auf, der mit poſitiver Sicherheit ausſagte, der
Angeklagte könne am Mittage des 26. Oktober gar nicht in der
Rothenburger Flur frettiert haben, da er zur gleichen Zeit bei
ihm in Lehndorf Pflaſterarbeiten verrichtet habe. Der Ange-
klagte tönne zur Zeit gar nicht am Tatort geweſen ſein, da er
damals nur eine Mittagspauſe von einer halben Stunde hatte.
Zeuge Kretſchmann blieb aber bei ſeiner Angabe, obwohl noch
drei bei dem Meiſter beſchäftigte Steinſetzer gleichfalls aus-
ſagten, der Angeklagte habe damals weder eine Stunde noch
einen Tag bei der Arbeit gefehlt. Hiernach konnten die Wahr
nehmungen des einzigen Belaſtungszeugen nur auf Einbildung
und Täuſchungen beruhen. Von einer Ladung des Arbeiters
Jänichen wurde Abſtand genommen, da Angeklagter den Mann
gar nicht kennt. Das Gericht hob das erſte Urteil auf und ſprach
den Angeklagten ſelbſtverſtändlich frei, da ſich der Belaſtungs-

Da es bei fortgeſetzter Arbeitsloſigkeit mit

4 u u 5 J n 4 r 4a a e 3 S e h rzeuge nach den Angaben der geirrt haben
ohin können aber ſolche Jrrtümer führen, wenn esmüſſe. a

nicht gelingt, durch Entlaſtungszeugen ein Alibi zu erbringen?

Stadt Cheater.

Ueber Mozarts „Don Juan“, der am Sonntag abend neu-
einſtudiert in Szene ging, waltete kein günſtiger Stern. Schon
die ominöſen roten Zettel in den Wandeigangen, die uns an-
zeigten, daß die Vertreter zweier Hauptrollen, Frau Aglod a
und Herr Bergmann „indisponiert“ ſeien, ließen nichts
Gutes ahnen. Indeſſen kam et dieſen unleidlichen -Verhalt
niſſen immer noch eine ganz leidliche Aufführung zuſtande,
wenn auch die etwas gedruckte Stimmung, die über der Vor-
ſtellung lagerte, wahrend des ganzen Abends nicht völlig wich.
Frau Agloda, die die Donna Anna fang, war anfanglich
ihre Jndispoſition deutlich anzumerken, und die Szene an der
Leiche des Komthurs blieb matt und kraftlos. Jm Laufe des
Abends gelang es ihr jedoch, ihre Jndispoſition ſo ziemlich
zu überwinden und noch recht annehmbare geſangliche Lei-
ſtungen zu bieten. Auch Herr Bergmann gab ſich als
Don Juan alle Mühe, ſeine Verſtimmtheit möglichſt vergeſſen
zu machen. Um ſeine Rolle, die darſtelleriſch glanzend war,
auch geſanglich bis zum Schluß durchfuhren zu konnen, hielter von nſang an weiſe Maß im Gebrauch ſeiner Stimm-
mittel. Die betrogene und verlaſſene Donna Elvira wurde
von Sophie Wolf ohne beſondere Auszeichnung geſüngen.
Lilly Mothes hatte ihren ganzen neckiſchen Liebreiz in die
Rolle der Zerline gelegt, die ſie ebenſo vortrefflich ſang wie
ſpielte. Eine in Geſang wie Darſtellung gleich prächtige Lei-
ſtung war der Leporello des Herrn Aumann der Künſt
er verſteht es ausgezeichnet, ſeine Rollen individuell zu ge-

ſtalten. Hiervon könnte Herr Gruſelli profilieren. Der
Sänger hatte als Okltavio zwar einige recht gute gefangliche
Momenke, doch ſein Spiel ließ alles zu wünſchen übrig! Die
Haltung war direkt unglücklich; ſeine Bewegungen und Geſten
ſteif und unbeholfen. Die ganze Verliebtheit, Eiferſucht,
Dummheit und Tölpelhaftigkeit Maſeitos, Zerlines Bräutigam,
brachte Herr Raven köſtlich zum Ausdruck.

Herr Kapellmeiſter Mörike leitete die Oper mit' Umſicht
und Gewandtheit. Die Ausſtattung war glänzend die
Kirchhofsſzene ein Bild von eigenartiger Schönheit. Am
Schluß war der Beifall des Hauſes lebhaft.

Gerichtsſaal.
Strafkammer.

Halle, 80. Januar.
Vorſitzender: Landgerichtsdirektor Schubert; Ankläger:

Staatsanwalt Schulze.
Seinen Schneider betrogen hatte ein hieſiger mehrfach vor-

beſtrafter Handlungsgehilfe. Er beſtellte für ſich Kleidungs
ſtücke im Werte von 88 Mk. und gab dem Lieferanten einen
gefälſchten Wechſel über 125 Mk. Der Angeklagte wurde unter
Einrechnung einiger Vorſtrafen zu einer Geſamtſtrafe von
einem Jahre Gefängnis verurteilt.

Hochſtapelei. Ein 30jähriger Bäckergeſelle und eine 36jährige
Dame aus Langenweddingen zogen im vergangenen Jahre in
verſchiedenen Städten des Reiches umher und betrogen leicht-
gläubig. Leute. Jn Wirtſchaften ſtellte ſich das Pärchen, das
bis nach Bayern zog, als Ehepaar vor und lebte auf Kredit.
Der Bäcker gab ſich als Maler aus, der irgendwo arbeiten
wollte und das Fräulein führte ein Kindchen bei ſich, das es als
ihre eigenes bezeichnete. Wenn eine Woche abgelaufen und die
Logisrechnung fällig war, dann verſchwand das Paar unter
Mitnahme von allerhand Gegenſtänden. So kam es, daß der
Bäckergeſelle im abgelaufenen Jahre von verſchiedenen Ge-
richten mit über zehn Jahren Freiheitsſtrafen- und ſeine Ge-
liebte mit mehreren Jahren Gefängnis verurteilt wurde. Jn
Halle hatte das Paar acht Tage gewohnt und dann dem Gaſt
wirt einige Betten weggenommen. Beide Angeklagte beſtritten
wie auch in anderen Verhandlungen die Täter getveſen zu ſein.
Das Gericht verurteilte den Bäckergeſellen unter Einrechnung
und Zuſammenziehung aller Einzelſtrafen zu einer Geſamt-
ſtrafe von fünf Jahren Zuchthaus, Ehrverluſt und Geldſtrafe
und das „fFräulein“ unter den gleichen Bedingungen zu zwei
Jahren ſechs Monaten Gefängnis. Ebenfalls unter den Rück
fallbeſtimmungen wurde ein Modelltiſchler zu vier Monaten
Gefängnis verurteilt, weil er einem Logiskameraden ein Paar
Stiefel und eine Uhr weggenommen hat.

Hinter verſchloſſenen Türen wurde verhandelt gegen einen
Arbeiter von hier, der im November v. J. an einem I2jährigen
Mädchen unzüchtige Handlungen vorgenommen hat. Der Mann
wurde zu ſechs Monaten Gefängnis verurteilt.

Jn einem hieſigen Hotel wurden im Dezember v. J. den
Logiergäſten Ueberzieher, Taſchen uſw. in größerer Anzahl ent
wendet. Der Dieb, der zweimal ungeſtört in das Hotel hin-
eingehen und die Sachen „ordnungsgemäß“ packen konnte, wurde
ſpäter in der Perſon eines 25jährigen Engländers ermittelt,
da er die geſtohlenen Sachen einfach auf dem Markt und in den
Herbergen verkauft hatte. Gelegentlich einer Hausſuchung fand
man bei ihm auch ſeidene Schärpen der Fleiſcherinnung, Fecht-
handſchuhe von Studenten, ein goldenes Armband und eine
Damenhalsketkte vor. Wo er die Sachen mitgenommen hatte,
wußte der Engländer ſelbſt nicht. Verkauft hatte er aber
einige davon an einen hieſigen Trödler, der wegen Hehlerei mit
unter Anklage ſtand. Letzterer behauptete, die Sachen im guten
Glauben und nicht unter dem Preiſe gekauft zu haben. Es
wurde geſagt, daß Vereinsſchärpen mit ſeltenen Stickereien von
Jnnungen uſw. wegen ihres Altertumswertes nicht einmal ohne
Genehmigung der Polizei verkauft werden dürften. Der Eng
länder wurde zu neun Monaten und der Trödler zu vier
Wochen Gefängnis verurteilt.

Von der eigenen Schweſter belaſtet. Eine 20jährige vorbe-
ſtrafte Arbeiterin mietete ſich im November vor. J. bei einer
hieſigen Zimmervermieterin ein. Sie brachte die Tage ohne
Arbeit hin, weil es ihr unmöglich geweſen ſei, Beſchäftigung
zu finden. Nach Ausſage der Vermieterin hätte ſie aber ſehr
wohl Arbeit finden können, wenn ſie nur gewollt hätte.

er Garderobe der
Angeklagten zu hapern begann, half ſie ſich mit Kleidungs
ſtücken von Wohnungskameradinnen aus. Auch ihrer Wirtin
entführte ſie ein Jackett und verſchwand ſchließlich mit Hinter
laſſung einer Schuld von 19 Mk. für die Miete des Zimmers.
Auch ihrer Schweſter in Berlin hat ſie ein Jackett entwendet.
Jn einem Schreiben an das hieſige Landgericht hat die Schwe
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annehmen wollen. Die Strafkammer verurteilte die Ange
klagte, unter Einrechnung einer bereits Ende vor. J. vom hie
ſigen Landgericht gegen ſie verhängten Strafe zu einer Ge-
ſamtſtrafe von ſieben Monaten Gefaängnis.

Schöffengericht.
In der Erregung über die Mißhandlung ſeines Knaben gelegentlich des Schulunterrichts war e na er

Schule gegangen, hatte dem Lehrer außergewöhnliche Grob-
heiten geſagt und die Kinder aufgefordert, den Lehrer zu ver
prügeln. Der Angeklagte entſchuldigte ſich mit ſeiner Er-
regung; er wurde aber verurteilt, wegen Lehrerbeleidigung
39 Mk. zu zahlen.

Aus den Hachbarkreiſen.
Zeitz, 31. Januar. Sozialdemokratiſcher Verein

Morgen, Dienstag, abend findet Verſammlung beim Genoſſen
Kämpfe ſtatt. Als Vortragender kommt jedenfalls Redakteur
Genoſſe Seger- Leipzig. as Thema iſt uns im Augenblick
noch nicht bekannt. Jedenfalls ſollen alle Mitglieder die Ver
ſammlung beſuchen.

Zeitz, 31. Januar. Die „Arbeiter-Jugend“ iſt nun auch
für Zeitz erſchienen. Die erſte Nummer iſt ſehr reichhaltig und
belehrend und ſo recht geeignet, die heranwachſende Jugend im
Sinne des Sozialismus aufzuklären. Probenummern ſind ſowohl
durch alle Volksblattausträger als auch von der Buchhandlung
des Genoſſen Leopoldt, der der Vertrieb von der Jugendkommiſſion
übertragen iſt, zu beziehen. Alle proletariſchen Eltern ſollen für
ihre erwachſenen Kinder in deren eigenſten Jntereſſe das Blatt
abonnieren, es erſcheint monatlich zweimal und koſtet vierteljähr-
lich 50 Pf. Beſtellungen ſollen möglichſt bald erfolgen, damit
Nr. 2 bald beſtellt werden kann.
Weißenfels, 31. Januar. (E. B.) Gewerbegericht. Vor

ſitzender Stadtrat Krauſe, Beiſitzer Schuhfabrikant Hunger und
Schuhmacher Häring. Die Klage des Schuhfabrikanten Schütze
gegen eine Heimarbeiterin wurde vertagt. Dasſelbe geſchah mit
einer Klage des Heizers Oſterloh gegen den Schuhfabrikanten Albert
auf Lohnerſatz wegen m Entlaſſung. Auch die
dritte Sache wurde vertagt. er Gaſtwirt Mentel klagte gegen
den Oberkellner Schnabel auf Herausgabe von 99,65 Mk. angeb
lich abgerechneter Gelder. Es ſollen Sachverſtändige geladen
werden.

Tengzern, 30. Januar. (E. B.) Geſpenſtergeſchichten.Am 27. Januar war es ein Johr, daß der Bergogvalide Nau

mann als „Geſpenſterjäger“ tätig iſt. Seine Tätigken war nicht
ohne Erfolg, es hat ſich bis heute kein „Geſpenſt“ wieder gezeigt.
Frauen und Kinder können jetzt unbeſorgt in den ſpäten Abend-
ſtunden die Straßen paſſieren. Seinen Dank hat N. ja bereits
erhalten, als er ſeinerzeit auf die Anklagebank mußte. Ja, ja,
nicht jeder Hüter der Ordnung hat ſolch „Schwein“ wie gewiſſe
Leute. Der eine erhält dafür Orden und Ehrenzeichen, der 4ndere
aber kommt auf die Anklagebank, auch wenn er die Stode von
„Geſpenſtern“ befreit!
Kayna, 30. Januar. (E. B.) Ein de Uebelſtanv iſt
im hieſigen Amtsvorſteher-Amt zu en. Es iſt kein Warte
zimmer vorhanden, in welchem die Leute, die auf dem Amte zu
tun haben, Platz nehmen können. Die Leute müſſen bei ſtarkem
Andrange bald ſtundenlang im kalten Hausflur ſtehen. Das mag
im Sommer vielleicht ſein Gutes haben, bei der jetzigen Temperatur
aber kann man ſich die ſchönſten Erkältungen holen Hoffentlich
wird der Uebelſtand bald beſeitigt.

Werſeburg, 30. Jonuar. (E. B.) Gewerbegericht, Vor-
ſitzender Stadtrat Vr. Haake, Beiſitzer Bauunternehmer Graul
und Maurer Hartwig. Die Arbeiter Herker, Gneiſt und Pötzſch
klagten gegen die Baufirma Juckoff auf Herausgabe von 40,40 k.
zu wenig gezahlten Akkordlohnes. Die Firma wurde verurteilt,
d Klägern je 5,77 Mk. zu zahlen, hat außerdem die Koſten zu
ragen.
Angersdorf, 29. Jan. (E. B.) Rechts unſicherheit

auf dem Gemeindeboden. Jn unſerem bei Schlettau
gelegenen Dorfe i der eigentümliche Uebelſtand, daß ſich
der großte Teil der Grundſtücke, ſelbſt das des Ge-
meindevorſtehers nicht ausgenommen, imLaufe der Jahre auf Koſten des Gemeindebeſitzes um einen
halben bis dreiviertel Meter über die ihnen geſteckten Grenzen
hinaus „eigenmachtig ausgedehnt“ hat. Erſt ſeit „etwa einer
Mandel Jahren“ hat man nach Angabe des Gemeindevor-
ſtehers gegen dieſen Mißſtand zu „räſonnieren“ begonnen. Ge-
richtlich feſtgeſtellt worden ſind die Grenzüberſchreitungen ge-
legentlich einer Augenſcheinseinnahme durch den Amtsgerichts-
rat. Schulenburg aus Anlaß einer Anklage gegen den Guts-
beſitzer Paul Waſſermann und deſſen Vater, Rentner Ernſt
Waſſermann, wegen Uebertretung des Feld- und Forſtpolizei-
geſetzes. Paul W. hatte im vorigen Jahre auf ſeinem Grund-
ſtücke einen Scheunenneubau errichten laſſen. Bei den bau-
lichen Veränderungen wurde auch der alte aus Latten und
Geſtrüpp beſtehende Grundſtückszaun weggeräumt. Auch er
war, wie die meiſten Zäune in Angersdorf, etwa dreiviertel
Meter weit über die Grenzſteine vorgerückt. Unweit des Zau-
nes, außerhalb von ihm nach der Dorfſſtraße zu, ſtand eine
Rüſter im Werte von etwa 8 Mark. Nach Anſicht des Paul
W. und ſeines Vaters gehörte die Rüſter mit zum Zaune, da
fie aus deſſen Rüſtergeſtrupp hervorgewachſen ſein ſoll. Als
früher die Gemeinde einmal gelegentlich einer Straßenregulie-
rung Geſtrüpp vom Zaune des Paul W. ausroden ließ, hat
dieſer bezw. ſein Vater aus der Gemeindekaſſe eine Entſchädi-
gung dafür bekommen. Genug, die beiden W. hielten die
Ruſter fur ihr Eigentum und glaubten ſie daher ſamt ihrem
Zaune beſeitigen zu können. Eines Tages ſah der Gemeinde-
diener, wie Paul W. mit einer Art die Rüſter umhackte und
ſie dann mit Hilfe ſeines Vaters in ſeinen Hof hineinſchaffte.
Der Vertreter der Ortspolizei erſtattete Anzeige, da er die
Rüſter für Gemeindeeigentum hielt. Die beiden W. beriefen
ſich dagegen zu ihrer Rechtfertigung auf das Vorbild
des Gem-eindevorſtehers ſelbſt, der vor Jahren
eine Rüſter unter ganz gleichen Verhältniſſen abgehauen habe.
Auch von der Linde vor ſeinem Hauſe, die unbezweifelt au
Gemeindeboden ſtehe, habe er einen großen, die Einfahr
ſtörenden Zweig ohne Befragen der Gemeinde abhacken laſ-
len. Der Gemeindevorſteher gab in der Verhandlung vor dem
Schöffengericht Halle beide Tatſachen zu und bekannte
mit verlegenem Lachen, man habe es mit den
Grenzverhältniſſen früher in Angersdorf nicht ſo genau
genommen. Die Linde habe übrigens ſein Vorgänger ge-
pflanzt, allerdings auf Gemeindeboden. Das n
ſprach nach längerer intereſſanter Verhandlung die AngeklagtenPaul und Ernſt W. antragsgemäß frei, da ihnen n

der roßen Rechtsunſicherheit, die ich inAngersdorf durch die früheren eigen mächtigen Grenz-
überſchreitungen herausgebildet habe, beim Fällen
der Rüſter das zur Strafbarkeit erforderliche Bewußtſein der
Rechtswidrigkeit gefehlt habe. Die Frage, weſſen Eigentum
die Rüſter in Wahrheit ſei, ob ausſchließliches der Gemeinde
oder ob auch die Angeklagten auf ſie als angeblichen Abſenker
ihres Zauns ein Anrecht geltend machen können, dieſe Frage
könne das Gericht bei der wie oben begründeten Entſcheidung
außer Betracht laſſen. Feſtgeſtellt wurde übrigens, daß der
Giebel der neuerrichteten Scheune des Paul W. nunmehr auf

der richtigen Grenze ſteht, bei ihm ſelbſt alſo nicht mehr über
Grenzüberſchreitung zu klagen iſt.

Zörbig, 31. Januar. (E. B) Was uns dringend not tut!
Keine Arbeit! Brot und Fleiſch ſind nach Leibeskräften verteuert,letzteres iſt für Arbeiter kaum noch zu haben, wenn nicht gerade
der n v und die ſogen. Freibank noch auf „billige Preiſe
hielten! Und dabei keine Ausſicht auf Beſſerung! Doch halt,
noch iſt nicht al le Hoffnung verloren, noch iſt Hilfe z erwarten,
wenn 2 Arbeiter recht zahlreich an den geplanten
großen Feſtſpielen beteiligt!

Eigenartige Gedanken mögen im Hirne manchen Arbeiters auf
geſtiegen ſein, als man ihm die großen Affichenpapiere in die
Wohnung brachte, auf denen er zu Veranſtaltungen patriotiſcher
Natur eingeladen wird. Der Arbeiter, den man ſonſt nur als
Objekt der Ausbeutung betrachtet, wird hier von einem honorigen
„Ehrenausſchuß“ freundlichſt zur Teilnahme an einem Feſtſpiel:
„Jahnerinnerungen“ eingeladen. Welch große Ehre! Veranſtaltet
wird die Geſchichte angeblich vom Turnverein Zörbig. Jn Wirk-
lichkeit wie auch die Namen der EhrenAusſchüßler zeigen
er ſich alle beſſeren Patrioten der Stadt zuſammengefunden.

er Herr Bürgermeiſter, Weps iſt ſein Name, hat den Prolog
und das Schlußwort verfaßt, im vorigen Jahre war er ja auchſchon nach dieſer Seite hin ſchriftſtelleriſch in. Ob ſein Prolog
auch mit den bekannten Worten des Saardamer Bürgermeiſters:
Heil ſei dem Tag, beginnt, wiſſen wir noch nicht. Dann gibts
neben anderen Zutaten noch ein Feſtſpiel: Germania. Die Jahre
1807 (Preußens Erniedrigung), 1813 (Erhebung Preußens), 1815
Heimkehr aus dem Befreiungskriege) und 1870 (der Sieg über
Frankreich) ſollen darin je nachdem verherrlicht oder das Gegen-
teil, davon werden. Den „Jnhalt“ dieſes chauviniſtiſchen Gruſel-
ſtückes ſchenken wir uns.

Den Arbeitern aber, die man zu dieſer Fete eingeladen hat, iſt
zu raten, ſich einmal das Verhalten jener Patrioten bei anderen
Gelegenheiten J betrachten. Jrgendwelche Verbeſſerungen für
den Arbeiter hat die Geſellſchaft doch noch nie herbeigeführt.
Was ſie uns gab, gab ſie gezwungen! Und gerade die jetzige
Zeit gibt das beſte Beiſpiel. Arbeit und Brot fehlt, dafür füttert
man die Arbeiter mit patriotiſchem Klimbim, ſucht von ihnen noch
einige Groſchen für ein Jahndenkmal zu erbeuten. Mögen dieHerren auf dem Marktplahe eine Marmorallee nach Berliner
Muſter errichten, uns ſolls gleich ſein. Aber den Arbeiter ſoll
man dabei aus dem Spiele laſſen, ihn nicht durch patriotiſche
Kinkerlitzchen verdummen.

Mögen die Zörbiger Arbeiter zeigen, daß auch ſie denken ge
lernt haben und ſich nicht mehr von Leuten leithammeln laſſen,
von denen ſie ſonſt als „Elende“ betrachtet werden.

Annaburg, 28. Januar. (E. B.) Wo war die Polizei?
Jn der Nacht zum 21. Januar wurden plötzlich die Anwohner des
Lokals „Zum goldenen Ring“ unſanft aus dem Schlafe geſchreckt,
Gegen 12 Uhr begann in der Gaſtſtube ein derartiges Gepauke
und Getrommel, daß die Anwohner erſtaunt die Fenſter aufriſſen
und ein Teil der Leute auch vor dem Hauſe zuſammenkam. Jn
der Nähe des Ring wohnt auch der Wachtmeiſter. Als dieſer ſich
nicht zeigte, entſtand die Frage, ob der Beamte denn einen ſolchen
Lärm nicht höre. Das ſchien auch der Fall zu ſein, der Tumult
ging weiter, der Gendarm ließ ſich nicht blicken. Einem Anwohner
fiel es dann ein, ſich einmal die Krakeeler in der Gaſtſtube anzu
ſehen. Er geht hinein und erblickt neben anderen auch den
Wachtmeiſter! Auf die Frage, was der Radau bedeuten ſolle, es
ſei doch ſchon 52 Uhr, ſagte der Beamte, da könne er nichts
gegen tun, es ſeien zwei Vereine hier, das Unteroffizierkorps
und die Radfahrer. Die Paukerei ging alſo weiter und wurde ſo
gar noch ſchlimmer. Jetzt wurde der Nachtwächter aufgefordert,
Ruhe zu ſchaffen, er fand jedoch verſchloſſene Türen. Gegen 2 Uhr
hatten wohl die „Vereinsmitglieder“ die nötige Bettſchwere, ſie be
W ſich alſo auf die Straße und ſetzten hier den Radau fort.
Auch jetzt ſchien der Gendarm ſich nicht für befugt zu halten, gegen
die Ruheſtörer einzuſchreiten.

Vielleicht iſt es angebracht, wenn die Vorgeſetzten des Gendarmen
ihm mitteilten, daß er gegen nächtliche Ruheſtörer einzuſchreiten
hat, auch wenn dieſe zufällig keine Arbeiter ſind. Nötig ſcheint
eine ſolche Belehrung ſehr zu ſein.

31. Januar. Lichtbildervorträge über das Ge
ſchlechtsleben veranſtaltet am 5. und 6. Februar das Gewerkſchafts
kartell. Der Vortrag am Freitag iſt nur für Frauen, der am
Sonnabend nur für Männer beſtimmt. Eintrittskarten ſind im
Lindenhof zu haben.

Sangerhanſen, 31. Januar. (E. B.) Eine intereſſante Ver-
anſtaltung war der vom Bildungsausſchuß veranſtaltete Lichtbilder-
vortrag des Genoſſen Gottſchalk über die Entſtehung des Menſchen.
Leider war der Beſuch recht ſchwach, ſelbſt die fehlten, die den
Abend mit arrangiert hatten. Jedenfalls paßt zu derartigen Ver
anſtaltungen auch der Sonnabend beſſer als der Donnerstag.

mag der Bildungsausſchuß bei der nächſten Veranſtaltung
achten.

Die Genoſſen und Gewerkſchaftler werden darauf aufmerkſam
gemacht, daß die Bibliothek abermals um einige Werke bereichert
worden iſt. Eine regere Benutzung iſt ſehr zu wünſchen.

Allerlei.
Meſſina.

Rom, 31. Januar. Zu dem geſtrigen Erdbeben in Meſſina
wird noch gemeldet: Viele Gebände ſind eingeſtürzt. Die Auf-
räumungearbeiten werden jedoch inzwiſchen weiter fortgeſetzt. Zahl-
reiche Leichen werden zutage gefördert. Vorgeſtern fand man
unter dem Schutt des Telephonamtes die eng verſchlungenen Leichen
des Telephondirektors, ſeiner Gattin und ſeines Söhnchens. Die
Frau und das Kind waren ſchrecklich verſtümmelt, dagegen muß
der Telephondirektor, der gänzlich unverſehrt war, bis vor einigen
Tagen noch gelebt haben.

Der gefräßige Ozean.
Oſtende, 31. Januar. Wie ein Telegramm aus Loweſtof be

richtet, iſt der Oſtender Dampfer „Armand 154“ geſunken. Einzel-
heiten fehlen noch. Die Mannſchaft iſt allem Anſchein nach um
gekommen.

Gerettet.
London, 31. Januar. Wie aus Johannesburg (Südafrika)

berichtet wird, wurde eine größere Anzahl Eingeborener aus der
Grube Witwarters Rand gerettet.

Ein Reichsverbandsorgan pleite.
Die ſeit 17 Jahren beſtehenden „Eſſener Neueſten Nachrichten“,

ein im Sinne des Reichsverbandes redigiertes Blatt, das trotz aller
Unterſtützung von einzelnen Nationalliberalen Größen nicht über
wenige Tauſend Abonnenten hinauskommen konnte und ſeit Jahren
chon Serin Schwierigkeiten hatte, ſtellte ſein Erſcheinen ein.
Der Verlag des Blattes wurde von dem Generalanzeiger aufge-
kauft, der damit auf die Abonnenten des Blattes ſpekuliert.

Ein merkwürdiger Fall von Vielfingrigkeit.
Das Vorhandenſein überzähliger Finger oder Zehen iſt ziem-

lich weit verbreitet und häufig, aber der Fall, den Dr. Höchtlen
in der Müchener Mediziniſchen Wochenſchrift beſchreibt und ab-
bildet, iſt in mehr als einer Hinſicht ſehr ungewöhnlich. Es
handlte ſich um eine Frau, die wegen eines Unfalls in ärztliche
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Eduard Graf, Betttedern, Betten rVersaud uach ausserhalb. Verpaeknng froi, Fernsprecher 2852.

e r kam, und dabei ſtellte Dr. Höchtlen feſt, daß ſie am
linken Fuß nicht weniger als acht Zehen beſaß. Außerdem aber
waren dieſe Zehen nicht in der gewöhnlichen Weiſe vorhanden,da an einem Mittelfußknochen nicht je zwei Lewer ſaßen
ſondern jede der acht Zehen hatte ausgebildete Mittelfußknochen,
und ſogar an den Fußwurzelknochen war einer zuviel vor-
handen. Das Röntgenbild dieſes Fußes gewährt demnach
einen höchſt ſonderbaren Anblick. Die acht Zehen erſchienen
ſämtlich voll entwickelt, nur daß die drei überzähligen Zehen
nach der Außenſeite hin an Größe abnehmen. Auffällig war
auch der Umſtand, daß die große Zehe ſich nur durch ihre Ver
kürzung von den anderen unterſchied, ſonſt aber weder durch
ihren Umfang noch durch die Ausbildung des Nagels. Eine
eigentliche Erklärung für das Vorkommen ſolcher Mißbildun-
gen kann von wiſſenſchaftlicher Seite nicht gegeben werden, da
gegen war die Beſitzerin des Fußes ſelbſt in der Lage, mit
einer anders gearteten Erklärung aufzuwarten. Sie erzählte
nämlich, ihre Mutter hätte ſich während der Schwangerſchaft
cus Verſehen an ein Marienbild gewandt, auf dem die Jung-
frau Marig mit beiden Füßen auf einer Kugel ſtehend dar-
geſtellt war, wobei vermutlich die dicht nebeneinanderſtehenden
Füße des Bildes einen beſonderen Eindruck auf die Frau ge-
macht und nachher bei der Geburt des Kindes dieſe ſonderbare
Mißgeſtaltung veranlaßt hätten.

Verſammlungsberichte.
Glaſer, Halle. Jn der Verſammlung am 16. Jannar wurde

der letzte Verſammlungsbericht des früheren Schriftführers
einer abfälligen Kritik unterzogen. Auch wurde feſtgeſtellt, daß
cinige frühere Vorſtandsmitglieder aus taktiſchen Gründen es
vorziehen mußten, auf eine Wiederwahl zu verzichten. Sodann
ſtellte Koll. Döring verſchiedene Anträge zum Verbandstage,
welche auf eine Beitragserhöhung und weiterer Ausbauung
der Unterſtützungsſätze hinzielen. Nach eingehender Debatte
wurden die Anträge einſtimmig angenommen. Durch die
Agitationskommiſſion wurden dem Verbande 19 Mitglieder zu-
geführt. Jm weiteren wurden als Delegierte zur Konferenz
in Altenburg die Koll. Eckſtein und Döring gewählt. Die Be-
teiligung an der Broſchüre über die Halleſchen Gewerkſchaften
wurde abgelehnt. Ferner wurde beſchloſſen, am 31. Januar
eine außerordentliche Verſammlung abzuhalten, die ſich mit
der Aufſtellung der Kandidaten zum Verbandstage beſchäftigen
ſoll. Um auch den zahlreichen arbeitsloſen Kollegen den Ver-
ſammlungsbeſuch zu ermöglichen, beſchloß die Verſammlung
jedem Arbeitsloſen für die beiden nächſten Verſammlungen je
25 Pfg. zu gewähren. Gleichzeitig wurde aufgefordert, die Ver
ſammlungen pünktlicher und vollzähliger zu beſuchen.

(25. 1.) W. D.Holzarbeiter, Zeitz. Jn der Generalverſammlung am 23.
Januar gab Kollege Gerhard den Kaſſen und Jahresbericht.
Die Hauptkaſſe hatte eine Einnahme und Ausgabe von 19 057,23
Mark, die Lokalkaſſe 13 148,61 Mk., Zinstragend angelegt ſind
4365,55 Mk. Die Mitgliederzahl beträgt 743. Der Zugang be-
trug insgeſamt 331, der Abgang 322 Mitglieder. 59 Mitglieder
licßen ſich wegen Beitragsreſten ſtreichen. Gerhardt berichtete
noch von verſchiedenen Streitigkeiten, welche zu ſchlichten waren
in der Branche der Bau und Möbeltiſchler mit den Arbeit-
gebern wegen Einhaltung des Tarifs. Beſonders waren es die!
Herren M. Reichardt und Prüfer u. Ko., welche glaubten, dem
Tarif eine andere Auslegung geben zu müſſen. Eine kurze
Diskuſſion ſchloß ſich dem Geſamtbericht an. Hierauf folgten.
die Neuwahlen. Der 1. Vorſitzende, Koll. Gerhardt, bleibt, eben-
ſo der 2. Vorſitzende, Koll. Geriſch. Der bisherige Schriftführer
lehnte eine Wiederwahl ab, gewählt wurde Koll. Landmann.
Zu Reviſoren wurden gewählt die Koll. Kleinſchmidt, Rolle und.
Scholz. Koll. Gerhardt ſchlägt eine präziſere Faſſung der Be
ſtimmungen über den Bezug der Lokalunterſtützung bei Arbeits
loſigkeit vor. Dieſer Punkt ſoll die nächſte Verfammlung be-
ſchäftigen. Nachdem noch über einige weniger wichtige Sachen
diskutiert worden iſt, trat um 3412 Uhr Schluß der Verſamm-
lung ein. Anweſend waren 80 Kollegen.

Kollegen! Der Beſuch der Mitgliederverſammlungen läßt
recht viel zu wünſchen übrig. Wenn zur Generalverſammlung
nur 80 Kollegen erſcheinen, ſo zeugt dies von einer großen

och viel ſchlechter ſind oft die Mitglieder
verſammlungen beſucht geweſen, manchmal nicht vom 20. Teil

Wollen wir unſere Lage verbeſſern, ſo müſſen.

Jntereſſenloſigkeit.

der Kollegen.
wir uns auch an den Veranſtaltungen beteiligen, die getroffen
werden. Helfe deshalb jeder mit, agitiere und organiſiere jedes
Mitglied, wo nur Gelegenheit geboten iſt. Es liegen noch
Jahresberichte da, benutzt dieſe und die darin enthaltenen
Zahlen bei der Agitation. Deshalb auf zu neuer Arbeit, im
neuen Jahre mit friſchem Mut. (25. 1.) G. H
Handlungsgehilfen, Zeitz. Am 17. Januar 1909 nahm die

Generalverſammlung Stellung zu den Vorgängen in der
Lebensverſicherungsgeſellſchaft „Viktoria“ in Berlin. Die Ver-
ſammlung nahm einſtimmig folgende Reſolution an:

„Die heutige Verſammlung des Zentralverbandes der
Handlungsgehilfen und -Gehilfinnen Deutſchlands, Zahlſtelle
Zeitz, proteſtiert mit aller Entſchiedenheit gegen die gering-
ſchä ende und beleidigende Behandlung, welche die Verſiche-
rungsgeſellſchaft „Viktoria“ der wirtſchaftlichen Vertretung
der Angeſtellten genannter Geſellſchaft,
ſtellten ſelbſt, zuteil werden läßt.

Sie fordert die geſamte organiſierte Arbeiterſchaft auf, da
durch Solidarität zu üben, daß ſie ſo lange, wie die Diffe
renzen mit der „Viktoria“ beſtehen, keine neuen Verſiche-
rungsverträge abſchließt. Bedeutet den vorſprechenden
Agenten, welche ja den Proteſt der Arbeiterſchaft totſchweigen
ſollen, daß ſie ihren ganzen Einfluß dahin geltend machen
ſollen, die Direktion der Verſicherungsgeſellſchaft „Viktoria“
erſt mal zur Vernunft zu bringen.“

Jm übrigen verweiſen wir auf den Verſammlungsbericht

(25. 1.) G. F.der Zahlſtelle Halle.

Zeitz, 31. Januar. Oeffentliche Verſammlungen. Die
Vorgänge bei der Wahlrechtsfrage ſowohl im preußiſchen Landtag
wie im Reichstag und die Stellung der verſchiedenen Parteien dazu iſt
ſo hochbedentſam für jeden Arbeiter und jede Arbeiterin, daß wir
uns eingehender in öffentlichen Verſammlungen damit befaſſen
müſſen. Die Haltung der freiſinnigen Partei kommt ganz beſonders
dabei in Betracht, die auf der einen Seite zwar vorgibt, für ein
echtes und rechtes Volkswahlrecht einzurteten, auf der anderen Seite
aber weiter im Block den Schuhputzer der reaktionärſten Parteien
macht und dadurch das Volk um ſeine Rechte bringt. Es ſollen
ſich mit dir rn vier große Volksverſammlungen befaſſen, und
zwar in Weißenfels (Donnerstag abend), in Zeitz (Freitag
abend), in Zipſen dorf (Sonntag nachmittag). und in Naumburg
(Montag abend). Jn allen Verſammlungen ſpricht als Referent
unſer Reichstagskandidat Genoſſe Thiele. Die gegneriſchen
Parteien ſind alle eingeladen und haben ſelbſtverſtöndlich. wie daß
hei uns ja nicht anders iſt. freie Diskuſſion.

Schraplau. Am 17. Januar fand im „Bürgergarten“ eine
von zirka 150 Perſonen beſuchte Volksverſammlung ſtatt. Jn
dieſer referierte Redakteur aahn Niebuhr über das perſön-
liche Regiment und die Finanzmiß wirtſchaft. Die Anweſenden
lauſchten mit großer Aufmerkſamkeit den Ausführungen des
Referenten. Dieſer verſtand es ſehr gut, den Anweſenden das
ſo eigenartige Regierungsſyſtem ins richtige Licht zu rücken.

Marktplatz
Holle a. S.

ſowie der Ange-



Ferner hat es Genoſſe Riebuhr ebenfalls verſtanden, den Zu
hörern klar vor Augen zu führen, wie die breite Maſſe von der
Ueberlaſtung mit Steuern auf die ſchmählichſte Art und Weiſe
gedrückt wird. a es nun jeden denkenden und fühlenden
Menſcken klar werden müßte, ſich der Partei anzuſchließen, die
alles für das Wohl des Volkes aufbietet, was nur irgend aufzu-
bieten geht. Mit einem Hoch auf die Sozialdemokratie wurde
die Verſammlung geſchloſſen. (21. 1.) H.
Cehte Hachrichten und Depeſchen

Der Wahlrechtskampf in Preußen.
Jn allen größeren Städten Preußens fanden geſtern ſtark

beſuchte Verſammlungen ſtatt, denen ſich meiſt Straßendemon-
ſtrationen anſchloſſen. Es liegen folgende Meldungen vor:

Köln. Hier fanden vier große Verſammlungen ſtatt, denen
ſich Demonſtrationen auf den breiten Ring-Straßen anſchloſſen.
Taufende waren auf den BVeinen. Die Polizei nahm ver-
ſchiedenfach Siſtierungen vor.

Hannover. An den ſieben Verſammlungen nahmen
mehrere Tauſend Perſonen teil. Bei den nachfolgenden Demon-
ſtrationen kam es zu Zuſammenſtößen mit der Polizei. Nach

J Die Arbeiter zogen nach den ſechs Verſammlungsiokalen in
großen Trupps und fanden ſich auch nach den Verſammlungen
zu Demonſtrationszügen zuſammen. Zirka 30 Teilnehmer
wurden verhaftet, bald aber wieder freigelaſſen.

Jn Neumünſter demonſtrierten 2500, in Elenshorn
1200, in Jtzehoe 400, in Flensburg 5000 Perſonen.

Breslau hatte in der inneren Stadt mehrere Tauſend
Demonſtranten zu verzeichnen. Jn Königsberg nahmen
8000 Perſonen teil, in Hanau und Wiesbaden je 2000.
Dortmund hatte drei ſehr ſtark beſuchte Verſammlungen,
Frankfurt a. M. konnte nach Beendigung der zehn Ver-
ſammlungen zirka 15 000 Straßendemonſtranten aufweiſen.
Hier war das Militär in Bereitſchaft!

Ernſtere Zuſammenſtöße ſind bisher aus keiner Stadt ge-
meldet worden.

Ein Opfer des Duellwahnſinns.
Frankfurt a. M., 1. Febr. Jm Stadtwalde bei Frank

furt fand geſtern ein Piſtolenduell zwiſchen dem Haupt-
mann und Adjutanten der 42. Jnfanterie-Brigade in Frank-
furt von Oertzen und dem Landwehrleutnant v. Stuckrad
ous Kreuznach ſtatt. Schon beim erſten Kugelwechſel erhielt

J Zu Vode geprügelker „Attenkäter“.
Parifß, 1. Febr. Jn Fez gelang es einem Laſtträger, ſich

mit offenem Meſſer dem Sultan Mulay Hafid zu nähern, als
dieſer ſich mit einem Offizier der franzöſiſchen Miſſion unter
hielt. Der Attentäter, der es nach ſeinen Angaben auf den
Offizier abgeſehen hatte, wurde verhaftet und ſeine Hinrich-
tung ſofort vollzogen, indem man ihn ſolange prügelte bis er
zuſammenbrach.

Aus dem ruſſiſchen Sumpf.
Petersburg, 1. Febr. Jn der Moskauer Filiale der

Reichsbank wurden für 16 Million Unterſchlagungen entdeckt.
Eine Unterſuchung iſt eingeleitet. Ebenſo ſoll eine Reviſion
der dortigen Reichsſparkaſſe ſtattfinden, da auch dort Miß-
bräuche vermutet werden.

Dankbarkeit
Lungen- und Aſthmaleidenden,

überhaupt alle, die an Huſten, Lungen und KehlkopfKatarrh. LungenipigenaßS 1 nun pigenafſektionen,Auemnot, Heiferkeit, Luftröhren und Bronchialkatarrd e. e. leiden, 7 erſuchen mir in
ihrem eigenen Jntereſe ihre Adreſſe mitzuteilen. Jch teile jedem gern, lediglich gegen

bürgerlichen Meld ſind auch Verletzungen vorgekommen. Stuckrad einen Schuß in den Unterleib und verſtarb nach a r r ehe ging und binige Weiſe mir de meinem

t Creck 7 la leiden urde. jandelt ſich mi iKiel. Die Wakhlrechtsverſammlungen verliefen glänzend. wenigen Minuten. oder einen konſpieligen Apparat. Alb. Nöbeling eia Geheimmittel
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Wer wäseht
brauche nur

in der ganzen Welt.
G

o

Pakete à 35 u. G5 Pfg.
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Paket 25 Pfg.

Henkel's
Blefehsoda.

Das idealste und
tätige Waschmittel

Zusatz von Seife u.

Enorme Ersparnis

Waschmittel,

Schont das Gewebe,
scharfen Stoffen.

Haushalt
Gegenständen,
geräten,

Dr. Henkel's Waschmiöttel.
Millionenfach erprobt und bestbewährt; über 30 jährige Erfahrungen
in der Branche, auf wissenschattlicher Grundlage aufgebaut, beliebt

wesener Wasch- und Bleichkraft.
Wascht von elbst

ohne jede Arbeit und Mühe, ohne Reiben
und Bürsten, ohne zweimaliges Kochen, ohne

Soda, ohne Waschbrett.
Nur einmaliges halbstündiges Kochen u. die
Wäsche wird blendend weiss, frisch u äuftig

wie von der Sonne gehblteicht:
an Zeit, Arbeit u. Geld,

grösste Schonung der Wäsche, da garantiert
unschädlich bei jeglicher Anwendung.

im Gebrauch billigst es, unerreichtes
erleichtert die Arbeit;

Bürsten und Waschbrett.
reiben mit Hand oder Maschine, bleicht wie
auf dem Rasen und ist absolut unschädlich.

Die beste Waschhülfe, vorzüglich zum Ein-
setzen der Wäsche; unentbehrlich in jedem

zum Reinigen von schmutzigen
Küchengeschirr

zum Scheuern
Wänden deim Hausputz etc.

Erhälthenh in allen einschlägigen Geschäften!
Alleinige Fabrikanten: Henmnkel Co., Dässeldork,

Ware

vollkommenste selbst-
von noch nie dage-

kein
Nur leichtes Nach-

l. a.:
da frei von Chlor und

und Holz-
von Böden und

Waggronm
blutfrischer Seelische

verkaufen

Dienstag u. Mittwoch
zu äußerſt billigen Preiſen.

Relgol. Zraifischehen
2 Pfund 35 Pfg.

Deutſche Dampffſcherel Geſellſchaft

„Norcdiseers
Crößte Hochſee Fiſcherei Deutſchlands.

Gr. Ulriohstr.- 58.

Gutes Plüſchſofa, zwei Seſſel
130 Mk., Paneelbrett, Sänlen-
ſpiegel mit Konſole 35 Mk.,
Safatiſch 10 Mk., Plüſchdecke,
Teppich, Schreibtiſch, ſtanunend
billig, verk. Geiststr. 21, I.

Morgen Dienstag
Schlachtefest
Fr. Langenhagen,

Harz29, Ecke Georgſt.

Mäumfuhren jeder Urt beſ. bill.
AAlb. Ackermann, Mühlberq 10.

Suche unter ſehr günſtigen Be
dingungen einen Sohn achtb. Eltern

als Lehrling. Antritt Oſtern. Paul
Sehäfer, Fleiſchermſtr. in Teuchern.

z

50 3 2

Zel.ungr-Fremdwörter
und

Polltlsche Schlagwörter

Verdeutſcht und erläutert von
Adolf Braun,.
Preis 30 Pfg.

Zu beziehen durch die

Volks Zuckhandlung,
Harz 42/43.

Koxten
Schiachie-,

Familien- u.
Zockbier-Festen
ſind zu beziehen durch die

Volks Zuchhandlung,

Telefon 1275.

5

2227 eMittwoch d. 3. Jebruar abends 8 Ahr
im kleinen Saal der „Kaiſerſäle“

Oekfentlich. Vertrag m. lictenn

„Tierschuitz und Wissenschaft““.
Referent: Herr Ankenbrancdh, Schriftſteller, Berlin

Freie Diskuſſion. Freie Diskuſſion.
Alle Menſchen und Tierfreunde ſind freundlichſt eingeladen.

Die Einberufer.
geht es am Mittwoch den 3. Februar imLustig Schweizerhaus,

Wörmlitzerſtraß 16,

ein Bockbier fest
mit Preisverteilung zu.

künztler-Kapelle, echt Bayer. bochwürstchen, ff. Speckkuchen.

V ſſ kegtaurant 4 (aſe Zum Phönh
e Freitag, d. 5. bis Montag, d. Febr.

Bockbier-Husschank.
ff. Bockwürstehen, Reo

Freundlichſt ladet ein K. Blumentritt.
Anſichts- Poſtkarten i. vrrän.

m

mr

--22 m

Vohnanot An Kanal

Von Karl Marx,
Preis 25 Pfg.

Lohn, Preiv und Puft

Von Karl Marx.
Preis 20 Pfg.

Das VoDmunistische

Hapitest.

Kein Fassfett!

Jeder Verſuch lohut!

Cafel Königin u. 95
Kunst-Spelse-

finden in allen Kreiſen, infolge der vorzüglichen Qualitäten,
ſehr gute Aufnahme.

zahle Jhnen vollen Betrag ohne weiteres zurück

Albert Rnäusel,
T. K. muß nach dem Geſetz als Wargarine verkauft werden.

Harz 42/43.
Unſerem Mitgliede Karl Tonn-

dort zu ſeinem heutigen Wiegen
feſte ein dreimal donnerndes Hoch,
daß die Schortauerſtraße wackelt

und Karl mit Anna ums Fäßchen
rumzappelt. Die Mhobeder der Maschl-

ulsten und Heirer, Zahlstelle Teuchern.

Standesamtliche Nachrichten.

Halle Süd, Steinweg 2, 30. Jan,

Fett u. 60
Kein Pressfett!

Wenn nicht gefällt,

Eheſchließungen: Arbeiter BartJägergasse. I mut und Martha Thriſtel Grete
Rabattmarken. Wallſtraße 40 und Holzplatz

Fleiſcher Ruſt und Berta Mahler
e 7 und Schlamm 1).

Von Karl Marx,
Preis 20 Pfg.

Zu beziehen durch die

Volks Buchhandlung,
Harz 42/43.

Abbrmuneh.
Neu

Leipzigerſtraße, Ecke Gr. Märker-
ſtraße, Firma Welss, ſind wegen
ſchnellen Räumen des Platzes
fengter, Iüren, Bretter, TTräger,

Mauergteine, brenndolz Se
ſofort zur Abfuhr bereit, billig zu

Zeugnis
Briketts frei Gelass pro Zentner 65 Pfg.

Briketts ab Lager

alter Srolle,
rrrrrrurrrrurrrrrrrnnnnnnnz2Verlag und für die Inſerate verantwortlich: Auquſt Groß. Druck der Hall

verkaufen.

Die Movelle u Gewerbe -Oräung

vom Dezember 1908.

Preis 20 Pfg. W
Zu beziehen durch die

Volksbuchhandlung, Halle a. S.,
Harz 42/43.

m m
Oberſteiger

chrader und Martha Zielinskt
katus und Delitzſcherſtraße 11).

rbeiter Gißler und Margarete
W Landwehrſtraße 14 und

chmiedſtraße 37).
Geboren: Geſchirrführer Wolf

T. Wörmlitzerſtr. 105). Elektro
techniker Abromowitz S. (Bölber
gaſſe Schloſſer Wittſack S.
Thüringerſtraße 26). Lithograph

üller T. artgaſtrg 7).
Maſchiniſt Kopf T. (Gr. Märker-
ſtraße 3 Kaufmann Halx S.
(Bernhardyſtraße 47).

Geſtorben: Telegr. Sekret. a. D.
Sturm, 66 J. (V. Vereinsſtr. 11).

S er Saworra ausangerhauſen S., 5 J. (Eliſab.
Krankenhaus). Wwe. Pflu haupt

Lilienſtra
riſeur Müller und Anna Marr

ryanderſtraße 2).

Weun!?

über dle
vorzügliche eizkraft

ung Villigen Preise
sprechen éle täglich eingehend Bestellung. auf melne

pro Zentner 58 Pfg.

Canenaerweg 1.
Fernsprecher 1439.

eb. Beuſter, 61 J. (Freiimfelderſtrave 4). Weichenſtellers Lärz S.,

2 Monat Halberſtädterſtraße 6).
Arbeiters Klahr T., 1 J. (Schmied-
ſtraße 23).
I Halle-Nord (Gr. Brunnenſtr. 34).

30. Januar.
Eheſchließungen Ziegeleiar-

beiter Mernitz und Lina Friedrich
Sennewitz und Händelſtr. 33).
Tiſchler Graue und Anna Riedel

(Gr. Brunnenſtraße 41).
Geboren Arbeiter Brathuhn

S. (Goetheſtraße 23). Jnvalide
Schloſſer Bruns Sohn Richard

J Wagnerſtraße b gern
Pfanne T. (Schillerſtraße 42).

Geftorben: Tiſchler Hintze aus
Schönebeck, 17 J. (Nervenklinik)
Arbeiter Jermuſeck, 46 J. (Witte
kindſtraße 33). Redakteur Teslke,
39 Jahr (Wittekindſtraße 19)
W Hofmeiſters Lüttich Ehefran

ilhelmine geb. Lüttich, 61 Jahr
aus Eisdorf (Nervenklinih).

eſchen Genoſſenſchafts Buchdrulkerei (E. G. m. b. H.) Holle a. S,
m
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2. Beilage zum Volksblatt.
Rr. 27.

Der Volksvertreter auf Feſtung.
Das preußiſche Dreiklaſſenhaus beſchäftigte ſich

am Sonnabend zunächſt mit dem Antrage unſerer Genefen auf
Ausſetzung der gegen den Genoſſen Liebknecht verhängten
Feſtungshaft. Die Beſchäftsordnungskommiſſion war, wie das
a rauszuſehen war. zur Ablehnung des Antrages gekommen
und hatte auch beim Plenum einen Antrag auf Ablehnung ein-
gebracht. Dieſem Antrag traten mit Ausnahme der Polen

lle bürgerlichen Parteien bei.
Bedeutſamer waren die prinzipiellen Debatten, die ſich an

unſeren Antrag knüpften, den Artikel 84 der Verfaſſung dahin
zu ändern, daß jede Strafhaft eines Abgeordneten für die
Dauer der Sitzungsperiode auf Beſchluß des Landtags aufge-
hoben werden muß. Gleichzeitig mit zur Verhandlung ſtand ein
freiſinniger Antrag, der im weſentlichen auf dieſelbe Forde-
rung hinauslief. Dieſen Antrag begründete der freiſinnige
Abg Träger in einer, wie anerkannt werden muß, ent-
ſchieden liberalen Rede. Er legte den Hauptwert darauf, daß
das Intereſſe des Parlaments, ſeine Mitglieder vollzählig zu
ſammen zu ſehen, höher ſtehe als das Intereſſe des Staates
an der Buße für irgend ein politiſches Vergehen. Und nur um
ſolche Vergdhhen kann es ſich ja handeln, denn mit Recht wies
Träger die BVefürchtung zurück, daß die Majorität des Abge
ordnetenhaufes ſich aus Ranbmördern und Urkundenfälſchern
zuſammenſctzen könnte. Auch das Zentrum und die National-

eralen ſprachen ſich, natürlich entſprechend milder, „im
Prinzip für die Anträge aus, während ſich beide konſervative
Parteien ablehnend verhielken. S

In einer ſcharfſinnigen Rede, die ſowohl die rechtliche wie
politiſche Seite der Frage erſchöpfte, präziſierte Genoſſe Hirſch
den Standpunkt unſerer Fraktion. Er konnte ſich für die
Richtigkeit unſerer Auffaſſung auf hervorragende Strafrechts-
lehrer beruferi, und er wies auf die bei der „objektivſten Be
hörde der Wel“ durchaus beſtehende Möglichkeit hin. einen miß-
liebigen Abgeordneten während der Paufen zwiſchen zwei
Seſſionen verurteilen und dann während der Seſſion ſelbſt ein-
ſperren zu laſſen. Mit der größten Entſchiedenheit aber wandte
ſich unſer Redner gegen die Auffaſſung, als ob wir von der Re-
gierung irgendwie die Erfüllung einer „Bitte“ verlangten oder
als ob wir gar die „Gnade des Königs“ anriefen. Das ent-
ſpricht nicht unſerm Gefühl und noch weniger dem Gefühl des
Genoſſen Liehknecht, der Hirſch ausdrücklich beauftragt
hatte zu erklänen, er würde eine Bitte um Gnade ge-
radezuals Beleidigung anſehen. Es war dürchäus
konſequent, daß unſer Redner ankündigte, wir würden gegen
unſeren eigenen Antrag ſtimmen, wenn man ihm ſolche Motive
unterſchiebe. Beide Anträge wurden ſchließlich gegen die
Stimmen der Rechten der Juſtizkommiſſion überwieſen.

Verhandlungsbericht.
21. Sitzung, Sonnabend, den 30. Januar, vormittags 11 Uhr.
Auf der Tagesordnüng des Abgeordnetenhauſes ſtehen zu-

nächſt die Anträge Borg mann (Soz.) und Träger (Freiſ.
Vpt.) betreffend die
Ausſetzung der Vollſtreckung der gegen den Abgeordneten Dr.
Liebknecht erkannten Feſtungshaft und die Abänderung des

Artikels 84 der Verfaſſung.
Der Antrag Borgmann, unterſtützt von den Polen, lautet:

„Die Regierung möge möglichſt noch in dieſer Seſſion zur Er-
gänzung bezw. Abänderung des Artikels 84 der Verfaſſung
einen Geſetzentwurf dahin vorlegen, daß kein Mitglied der
Kammer ohne deren Genehmigung während der Sitzungs-
veriode zum Zwecke der Strafvollſtreckung verhaftet werden
darf, ſowie daß auch jede Strafhaft eines Mitgliedes für die
Dauer der Sitzungsperiode aufgehoben werden muß, wenn die
betreffende Kammer es verlangt.“

Der Antrag Träger verlangt die Vorlegung dieſes Geſetz
entwurfs mit „tunlichſter Beſchleunigung“.
Den an die Geſchäftsordnungskommiſſion ver-

wieſenen Antrag Borgmann (Soz.), die Strafpvollſtreckung
gegen den Abg. Dr. Liebknecht für die Dauer der gegenwärtigen
Seſſion auszuſetzen, beantragt die Kommiſſion abzulehnen.

Jaſe a. S. Dienetag den 2. Februar 1909.

Abg. Träger (Freiſ. Vpt.) begründet ſeinen Antrag. Seine
Ausführungen bleiben auf der Tribüne völlig unverſtändlich.

Abg. Viereck (freikonſ.): Meine Freunde ſtimmen dem
Kommiſſionsantrage zu und lehnen auch die übrigen Anträge
ab. Die preußiſche Staatsregierung könnte auch nur dem
Reichskanzler gegenüber, dem die Entſcheidung über die Straf-
vollſtreckung zuſteht, einen Wunſch äußern. Wir meinen auch,
daß das Staatsintereſſe nicht ſoweit geht, um die Abgeord-
neten frei von den Wirkungen des ausgeſprochenen Rechts zu
machen. Wir halten es für ausreichend, wenn das Abgeord
netenhaus die Verfolgung eines Abgeordneten ausſetzen kann.
(Bravol rechts.)

Abg. Roeren (Zentr.): Auch wir ſtimmen dem Kom-
miſſionsantrag zu. Es entſpricht nicht dem Anſehen des Hauſes,
wenn es zugunſten eines einzelnen Abgeordneten eine Bitte (1)
an die Regierung richtet. Dagegen werden wir dem prinzi-
piellen Antrag Borgmann-Träger zuſtimmen. Es handelt ſich
hier darum, das Recht der Wähler auf ihre Vertretung im
Landtage zu wahren. Dazu kommt, daß nach dem Antrag Borg-
mann Träger in jedem einzelnen Falle erſt ein Beſchluß eines
Parlamenkts vorliegen muß, ob eine Entlaſſung aus der Straf-
haft erfolgen ſoll. Meine Freunde ſind für Ueberweiſung der
Anträge an die Juſtizkommiſſion.

Abg. Boisly (natl.): Wenn die Wähler einen Abgeord-
neten wählen. der bereits rechtskräftig verurteilt iſt, wiſſen ſie
doch. daß ſie unvertreten bleiben. Sie können ſich alſo darüber
nicht beklagen. Wird aber der Abgeordnete erſt nach der Wahl
verurteilt, ſo können wir nicht darüber entſcheiden, ob die
Wähler durch einen ſolchen Abgeordneten überhaupt noch ver-
treten ſein wollen. Das könnte nur durch Neuwahl entſchieden
werden. Das Abgeordnetenhaus kann auch nicht darüber ent-
ſcheiden ob im einzelnen Falle ein ehrloſes Verbrechen vorliegt
oder nicht. Wir lehnen daher die Anträge ab.

Abg. Kreth (konſ.) Leider haben wir die Begründung
des ſozialdemokratiſchen Antrages noch nicht gehört. Jſt es
Beſcheidenheit des Herrn Hirſch, daß er ſich an die letzte Stelle
hat ſetzen laſſen, oder iſt er ſo wenig überzeugt von der durch-
ſchlagenden Kraft ſeiner Gründe, daß er ſich unter die Fittiche
des Herrn Träger geflüchtet hat? (Lachen b. d. Soz.) Es iſt
auffallend, daß ein Bedürfnis zu einem ſolchen Antrag erſt
aufgetaucht ift, nachdem wir Sozialdemokraten im Abgeord-
netenhauſe haben. Wunderbar iſt das ja nicht, da bekanntlich
die Sozialdemokraten unter Umſtänden Verbrechen, wie
Fürſtenmorde uſw., direkt verherrlichen. Die Gründe des Herrn
Rocren ſind für uns nicht durchſchlagend. Der Zweck des Ar-
tikels 84 iſt ausſchließlich, die Abgeordneten vor tendenziöſer
Verfolgung durch die Staatsregierung zu ſchützen, und dazu
reicht die Befugnis zur Ausſetzung einer Strafverfolgung aus.
Die Sozialdemokratie kann ja ihren Wählern jeden Abgeord-
zeten aufoktroyieren, den ſie will. Die Annahme des Antrages

würde alſo vedeuten, daß das Abgeordnetenhaus ein Be-
gnadigungsrecht für ſozialdemokratiſche Abgeordnete erhält.
Bravol rechts.)

Abg. Lippmann (Freiſ. Vgg.) Die Frage ſollte nicht
von Parteirückſichten aus entſchieden werden. Wir können nicht
wiſſen, ob nicht andere Parteien einmal in dieſelbe Lage
kommen, wie jetzt die Sozialdemokratie. (Sehr richtig! links.)
Jn bezug auf die Anträge bin ich aber anderer Meinung als
mein Freund Txräger. Jch ſage: „Plato iſt mein Freund, aber
die Wahrhaftigkeit ſteht mir höher.“ (Heiterkeit.) Eine
Bitte (1) an die Regierung auf Haftentlaſſung des Abgeord-
neten Liebknecht zu richten, halten auch wir nicht für angebracht.
Was den weiteren Antrag anlangt, ſo iſt es gewiß richtig, daß
das Haus es ſeiner Würde ſchuldig iſt, möglichſt jeden ſeiner
Abgeordneten zu reklamieren. Widerſpruch rechts.) Daß das
Haus dann mit Zuchthäuslern bevölkert zverde, fürchte ich nicht.

Wer die bürgerlichen Ehrenrechte verliert, verliert auch das
Recht, gewählt zu werden. Aber ich habe andere Bedenken. Wir
können nicht bezüglich der Strafvollſtreckung von der Regierung
eine Handlung verlangen, die zur Zuſtändigkeit des Reichs-
kanzlers und Bundesrats gehört. Jch bin aber mit der Ueber
weiſung des Antrages an die Juſtizkommiſſion einverſtanden.
Es wird ſchließlich nur übrig bleiben, der Regierung anheim-
zugeben, ſich mit der Reichsregierung in Verbindung zu ſetzen.

20. Jahrg.

Abg. Hirſch (Soz.)
Der Standpunkt meiner Freunde iſt genau derſelbe, wie im

Oktober vorigen Jahres. Allerdings iſt die Hoffnung, daß das
Haus unſerm Antrage zuſtimmen wird, auf Null geſunken. Der
Kommiſſionsbericht hat all das Material zuſammengetragen,
das gegen unſere Anſchauung ſpricht, und man könnte faſt
glauben, daß das nur mit Rückſicht darauf geſchehen iſt, weil
das Haus jetzt die Ehre hat, auch Sozialdemokraten in ſeiner
Mitte zu ſehen, und weil wir uns infolgedeſſen öfter mit ähn-
lichen Fällen zu beſchäftigen haben werden. Es iſt doch ganz
klar, daß die Sozialdemokratie als eine Kampfespartei viel
leichter mit den Geſetzen in Konflikt kommt, und daß es deshalb
einem Sozialdemokraten viel eher paſſieren kann, einmal ver-
urteilt zu werden, und zwar wegen derſelben Straftaten, die
bei bürgerlichen Parteien als ſtraffrei angeſehen werden.
(Sehr gut! b. d. Soz.)

s iſt nicht richtig, daß ſich alle Strafrechtslehrer gegen unſere
Auffaſſung ausgeſprochen haben, ich erinnere nur an Zachariage
und Zöpfl, die beide auf unſerm Standpunkt ſtehen. Die
Gegner haben ſich wiederholt auf den verſtorbenen Abgeordneten
Wilhelm Liebknecht berufen, aber ſie ſcheinen nicht zu wiſſen,
daß dieſer in ſpäteren Jahren dieſelbe Anſchauung vertreten
hat, wie wir heute. Wenn Sie ſchon den Abgeordneten Lieb-
knecht als Autorität gelten laſſen, was uns natürlich ſehr an
genehm iſt, dann möchte ich Sie dringend bitten, ſich nicht auf
den Liebknecht der 70er, ſondern auf den der 8Oer und 90er
Jahre zu berufen.

Die Kommiſſion hat ſich auf den Standpunkt geſtellt, daß
Strafverfahren und Strafvollzug zwei verſchiedene Begriffe
ſeien. Für den gewöhnlichen Menſchenverſtand bedeutet Straf-
verfahren das Verfahren, das zur Beſtrafung führt, nicht aber
das Verfahren, das zur Verurteilung führt. Beſtrafung heißt
Vollſtreckung der Strafe, Verurteilung dagegen heißt nur die
Feſtſetzung des Maßes und der Form, in der die Beſtrafung er
folgen ſoll. Alſo der Strafprozeß bis zur Verurteilung iſt nur
die Vorbereitung der eigentlichen Beſtrafung. Teilweiſe be-
wegt ſich der Kommiſſionsbericht in Widerſprüchen. Einmal
heißt es, der dem Artikel 84 der Verfaſſung zugrunde liegende
Gedanke ſei der geweſen, die Abgeordneten vor tendenziöſen
Verfolgungen zu ſchützen, aber aus einer anderen Stelle des
Verichts iſt deutlich erſichtlich, daß nicht der Schutz gegen
tendenziöſe Verfolgungen, ſondern das Jntereſſe an der An-
weſenheit eines jeden Abgeordneten ſchlechthin ausſchlaggebend
war. Uebrigens würde ja auch das Motiv des Schutzes gegen
tendenziöſe Verfolgungen nicht zu einer ſo eagen Auslegung
zu führen brauchen, wie die Kommiſſion ſie ſich zu eigen macht.
Es können doch ſehr wohl tendenziöſe Verfolgungen auf Vorrat
veranſtaltet und tendenziöſe Vollſtreckungen veranlaßt werden.
Es fällt der Staatsanwaltſchaft wirklich nicht allzu ſchwer,
irgend einen mißliebigen Abgeordneten während der Pauſen
zwiſchen zwei Seſſionen verurteilen zu laſſen und dann während
der Seſſion einzuſperren. Die Staatsanwaltſchaft kann auch
in der Art der Vollſtreckung höchſt tendenziös verfahren,
und hiergegen gibt es gar keinen geordneten Rechtsſchutz von
annähernd der Stärke, wie gegen tendenziöſe Verfolgung. Der
Bericht weiſt darauf hin, daß ſich die preußiſche Verfaſſung,
wenn ſie in unſerm Sinne ausgelegt würde, in Widerſpruch
ſetzen würde mit der aller großen konſtitutionellen Staaten.
Das ſtimmt nicht. Jch habe das Gegenteil bereits bei der erſter
Leſung nachgewieſen, und ich kann heute einen neuen Fall an
führen. Am 13. März 1893 wurde durch Beſchluß des Appella-
tionsgerichts zu Brüſſel Alphons Renez zu fünf Jahren Ge-
fängnis verurteilt. Am 21. Oktober 1894 wurde er zum Ab-
geordneten gewählt, am 10. November ſetzte der Juſtizminiſter
die Kammer von ſeiner Verurteilung in Kenntnis, und dieſe
beſchloß am 16. November unter Berufung auf die Verfaſſungdie Feilaſung. Tatſächlich wurde Renez ſofort aus der Haft

entlaſſen. Soweit gehen wir ja nicht einmal. Wir verlangen
nur, daß Liebknecht die Möglichkeit hat, ſeine Strafe zu einer
Zeit abzuſitzen, wo er nicht im Parlament tätig zu ſein braucht.
(Sehr richtigl b. d. Soz.)

Ganz entſchieden wende ich mich gegen die Auffaſſung, als vb
wir eine Bitte an die Regierung richten. Es entſpricht nicht
unſerm Gefühl, uns bittend oder flehend an die königlich preu-
ßiſche Staatsregierung zu wenden. Nein, wir verlangen die

Berthold Meryan. e des.
Roman von Cornelie Huygens.

(Autoriſierte Ueberſetzung aus dem Holländiſchen.)

Hausherrn ſich plötzlich veränderte, wenn Berthod ſeinen Mund
umZihbren in der Regel für ſehr überflüſſig hält und der Sache

nun ausnahmsweiſe eine ganz angenehme Seite abgewinnt,

Vaterſtolz hielt einen großen Teil des wirklichen Vorgangs fürdie mei e erbär en a germochten ſie daher in dem Knaben

nichts Beſonderes zu entdeckenSaret Autoritäten, rglitiſe oder induſtriell hervor
ragende Perſonen, welche mit Merhan in freundſchaftlichen
oder geſchäftlichen Verbindungen ſtanden und in ſeinem präch-
tigen Hauſe gaſtlich empfangen wurden, hatten oft Mühe, ihr
ſpöttiſches Achſelzucken zu unterdrücken, wenn der Herr des
Hauſes, ſobald der Knabe die Unterhaltungen mit ſeiner Weis-
heit orakelhaft unterbrach, mit der größten Aufmerkſamkeit zu
hörte, anſtatt „den Lausbuben“ wie ſie ihn hinter ſeinem
Rücken nannten kurzweg zum Schweigen zu bringen.

Jhr Aergnernis wurde noch vermehrt durch den Umſtand,
daß ſie bei aller Hochachtung und Verehrung vor Merhans
intellektuellen und ſonſtigen Eigenſchaften ſcharf begrenzte
Diskuſſionen, ſpeziell auf politiſchem Gebiete, aus Rückſicht auf
ſeine abſprechenden Meinungen, gefliſſentlich zu vermeiden,

womoöoglichen

ſuchten, während Merhan dieſe Konzeſſion nur äußerſt ſelten
zu erwidern pflegte. Wenn man nun Zeuge war, wie der von
jedem gerne geſchonte Mann die den gefärbten Unge-
heuerlichkeiten eines Kindes mit rührendſter Aufmerkſamkeit
verfolgte, wurde die Geduld oft auf eine harte Probe geſtellt.

Dennoch erlaubte ſich keiner von den Freunden auch nur die
Anſpielung auf ſeine eigentümliche Erziehungs-

methode und auf ſeine diesbezüglichen Jnkonſequenzen. Wurde
doch der ältere Wuge ganz anders behandelt. Sobald dieſer
nur mit einem Wort mitzureden wagte, wurde er ſofort mit
patriarchaliſcher Strenge zurückgewieſen.

Gegenüber Meryan nahm im allgemeinen jeder gerne Rück-
en da man ihn zu ſehr wertſchätzte, um ſeinen autokra-
tiſchen Eigentümlichkeiten keine Nachſicht angedeihen zu laſſen.
Einzelne allerdings ſuchten ſeinen Umgang zu meiden und ſich
ihm zu entfremden, weil ſie ihn für einen „unausſtehlichen
Doktrinär“ hielten.

Eines Tages war einer von Meryans r ein
Advokat aus Utrecht, mit dem er ſeit ſeinen Univerſitätsjahren
in Leiden gelegentliche Verbindungen behalten hatte, auf einen
Tag mit ſeiner Frau zum Beſuch herüber gekommen. Beim
Diner, zu welchem noch einige gegenſeitige Freunde geladen
waren, herrſchte die lebhafteſte Stimmung. Meryan ſaß neben
der jungen, hübſchen und wohlbeanlagten Gattin ſeines Freun-
des. Sehr empfänglich für weibliche Schönheit im allgemeinen
und für den eigentümlichen Liebreiz dieſer Perſon im be-
ſoenderen, unterhielt er ſich vorzugsweiſe mit ſeiner Tiſchnach-
barin und plauderte und ſcherzte mit einem Redetalent, wie er
es ſonſt nur ſelten offenbarte. Zwiſchen beiden kam es bald
r einem Scharmützel von e Gedanken und Parga-

exen einem Kreuzfeuer neckiſcher Bemerkungen und pikanter
Repliken, denen auch die übrigen ihre Aufmerkſamkeit zu-
wendeten, um ſich daran zu beteiligen, angezogen durch den
faszinierenden Geiſt, der auf beiden Seiten r e ver
teilt war. Jm Laufe der Unterhaltung gelangte auch die Logik
zur Sprache, und da wurde das Feuerwerk des Redekampfes

brillanter. Meryan machte ſeiner Partnerin
zuletzt keine Einwendungen mehr, ſondern hörte ihr mit einem
ſfeptiſchen, durch Höflichkeit gemäßigten Lächeln zu und über
legte ſich inzwiſchen, wie er das Kartenhaus ihres weiblichen

Verſtandes mit einem ſcharfgeſchnittenen Pfeil aus dem ſtraff
geſpannten Vogen n ſeines männlichen Jntellektes gleich zu
ſammenbrechen könnte.

Plötzlich, während einer kurzen Pauſe, erſchallte es von einerEd. des Zifgis in apodiktiſchem Tone:

„Frauen können nicht logiſch denken.“
Wenn eine Bombe in dem Saale geplatzt wäre, hätte das

Staunen nicht größer ſein können.
Sprachlos blickten alle nach der Ecke, wo die drei Kinder

ſaßen, und dann folgte ein unbezwingliches Gelächter, in
welches der Gaſtgeber ünd ſeine Frau jedoch nicht einſtimmtenletztere ſuchte Berthold durch Zeichen zu verſtändigen, daß er

eine Ungeſchicklichkeit
Gründen. e
Als ſich das Gelächter gelegt hatte, warf Merhan nach
ohann, der ſich vor boshafter Freude wälzte, einen r

Blick, der ihn ſofort beruhigte, und wandte ſich dann ruhig zu
ſeinem jüngſten Sohn, der, da er ja bloß wiederholt, was ſeinVater ihm ſrüher eſagt, gar nicht verſtehen konnte, was er
denn eigentlich Lächerliches verbrochen haben ſollte.

begangen, und erſterer aus andern

S

„Was Du da grlsgt haſt, Berthold, iſt nicht ganz richtig.
Wabrſcheinlich u den Gedanken beſſer gemeint, als zum
Ansdruck gebracht. Gewiß können Frauen logiſch denken, wenn
ſie es nur gelernt und geübt haben und es gibt Männer genug,
welche es niemals lernen abſchon das logiſche Denken eine
ſpezifiſch männliche Eigenſchaft iſt, die man ſich auch durch

iſſenſchaft aneignen kann.“ s„Durch welche Wiſſenſchaft?“ fragte Berthold ſogleich.
„Hauptſächlich durch die Mathematik.“
Berthold ſagte nichts mehr, ſondern nahm ſich in dieſem

Augenblick vor, in der Mathematik ſpäter ebenſo bedeutend zu
werden, wie er es jetzt in der Logik ſchon war; und die Gäſte
blickten mechaniſch vor ſich hin, um ihre Beobachtungen zu ver
dauen und zu verbergen. Der ganze Vorfall erſchien ihnen
unerhört. Sie fanden, daß Merhan ſich als Gaſtgeber und
Vater ſo unmöglich benommen habe, daß ſie alle ihre Kräfte
aufbieten mußten, um die innere Empörung äußerlich a unter
drücken. Bloß die junge Frau blickte mit einer gewiſſen Teil
nohme nach den Kindern und legte ſich die Frage vor, ob der
häßliche dunkle Knabe mit den n L nicht viel
leicht ſo eine Art Wunderkind ſei. Jhr Mann aber, der ſich in
ſeiner ſchönen, geiftreichen Frau verletzt glaubte, brachte es nicht
fertig zu ſchweigen und fragte, während er aufmerkſam die
Falten ſeiner Serviette muſterte:

„Jch wußte in der Tat nicht, Merhan, daß Du einen ſolchen
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Freilaſſung Liebknechts auf Grund der Verfaſſung. Würde es
ſich darum handeln, die Gnade des Königs von Preußen
rufen, dann würden wir unſern Antrag nicht eingebracht haben.
Mein Freund Liebknecht hat mich ausdrücklich gebeten, von
dieſer Stelle aus in ſeinem Namen zu erklären, daß er keine
Gnade will, ja daß er ſie ablehnen würde, daß er es als Be-
leidigung anſehen würde, wenn man es fo auffaßte, als bäte er
um i Auch wir z wenn unſer Antrag ſo aufgefaßt
wer ollte, gezwungen ſein, ern eigenen Antrag
zu ſtimmen. (Sehr richtigl b. d. dazu wird es ja
nicht kommen, Sie werden unſern Antrag ablehnen. Deshalb
haben wir den bereits mitgeteilten neuen Antrag eingebracht,
der ſich mit dem Antrag Träger deckt. Der dieſem neuen An
trage zugrunde liegende Gedanke iſt nicht der einer beſonderen
Straffreiheit für die Abgeordneten, wir wollen kein neues
Privileg ſchaffen, ſondern wir wollen nur die Abgeordneten in
die Lage verſetzen, ihre Geſchäfte als Volksvertreter wahrzu
nehmen. Etwaige Strafen können die Abgeordneten ſehr wohl
in den Pauſen zwiſchen den Seſſionen abſitzen. Die Juſtiz-
kommiſſion wird ja unſern Antrag eingehend erwägen, und ich
hoffe, daß, wenn wir dann den Bericht der Kommiſſion ent
gegennehmen werden, der Abgeordnete Liebknecht ſelbſt in der
a ſein pr. unſeren Beratungen beizuwohnen. (Sehr gut!
b. d. Soz.

Aehnliche Anträge auf Abänderung der Verfaſſung haben
früher im Reichstage ſogar die Antiſemiten eingebracht,
allerdings handelte es ſich da nicht um einen Mann wie Lieb-
knecht, ſondern um einen Ahlwart. Es handelt ſich um keine
Parteifrage, ſondern um eine Frage, an der alle Parteien
gleichmäßzig beteiligt ſind. Noch iſt nicht aller Tage Abend, es
können auch mal Zeiten kommen, wo die Konſervativen
gezwungen ſind, ſolchen Antrag im Jntereſſe ihrer Partei-
freunde zu ſtellen. Widerſpruch rechts.) Na ja, Sie würden
in ſolchen Fällen den Gnadenweg beſchreiten. Wenn Herr
Boisly ſagt, die Wähler wußten, daß Liebknecht nicht imſtande
war, das Mandat auszuüben, ſo irrt er. Jn den weiteſten
Kreiſen des Volkes kerrſcht die Meinung, daß Männer, die zu
Abgeordneten gewählt ſind, wenn ſie in Strafhaft ſitzen, ohne
weiteres entlaſſen werden. Jch kann Jhnen aus eigener Er-
fahrung ſagen, daß ich täglich Anfragen von Leuten bekomme,
nicht nur von meinen Parteigenoſſen, die ſich darüber wundern,
daß Liebknecht immer noch nicht aus der Haft entlaſſen iſt. Herr
Boisly ſagte, man ſolle es einmal mit Neuwahlen verſuchen,
und zweifelte daran, daß, wenn Neuwahlen ausgeſchrieben wür
den, die Wähler wieder dem Abg. Liebknecht ihre Stimme geben
würden. Einen Verſuch können wir ja leicht machen. Sie
haben es ja in der Hand. Erklären Sie doch die zwölf Berliner
Mandate für ungültig. Darunter iſt auch das von Liebknecht.
Wir werden Neuwahlen haben, und Sie können überzeugt ſein,
daß Liebknecht mit noch viel größerer Majorität in das Parla
ment einzieht. Dann werden auch die, welche bei der vorigen
Wahl noch nicht für ihn geſtimmt haben, ihm ihre Stimme
geben. Jm übrigen nur ein Wort gegen Herrn Boisly und
Kreth, die zu glauben ſcheinen, daß es in unſerer Partei ſo zu-
geht, wie in ihrer. (Abg. Kreth: Nürnberger Parteitag!) Ja,
Sie verhandeln hinter verſchloſſenen Türen. (Erneuter Zu-
ruf rechts.) Die beiden Abgeordneten haben erklärt, daß die
ſozialdemokratiſche Parteileitung den Wählern die Abgeord-
neten aufoktroyiert. Sie haben gar keine Ahnung davon! Bei
uns befinden die Wähler ſelbſt, wen ſie als Kandidaten auf-
ſtellen, die Parteileitung kümmert ſich gar nicht darum. (Heiter-
keit rechts.) Die Parteileitung würde ſich höchſtens dann ein
miſchen, wenn eine Parteiorganiſation ſo unvernünftig wäre,
einen Mann à la Kreth aufzuſtellen. Auf das, was Herr Kreth
ſonſt gegen unſere Partei ſagen zu müſſen geglaubt hat, will ich
nicht eingehen. Seine Angriffe ſind ſo abgeſchmackt und ſo oft
widerlegt, daß es wirklich Zeit vergeuden hieße, wenn ich auf
alles, was er vorgebracht hat und was gar nicht zur Sache ge
hört, erwidern wollte. Jch will die Zeit des Hauſes dadurch
nicht in Anſpruch nehmen, daß ich mich mit Herrn Kreth in
Debatten darüber einlaſſe, ob das, was der Reichsverband zur
Bekämpfung der Sozialdemokratie behauptet hat, und was
tauſendmal als Lügen nachgewieſen iſt, den Tatſachen ent
ſpricht. (Sehr gut! b. d. Soz.) Jch kann zum Schluß nur auf
das zurückkommen, was der Abgeordnete Boisly geſagt hat. Jch
bitte Sie, dafür zu ſorgen, daß die Wähler von Berlin XI in
die Lage geſetzt werden, aufs neue zu erklären, ob ſe Herrn
Liebknecht ihr Vertrauen ſchenken oder nicht. Jch zweifle keinen
Augenblick daran, daß ſie aufs neue ihm ihr Vertrauen erweiſen
werden, und ich kann Jhnen ſagen, daß ſowohl wir, als auch
die Wähler des 11. Berliner Landtagswahlkreiſes nichts ſehn
licher wünſchen als einen fröhlichen Wahlkampf unter der vom
Herrn Abgeordneten Boisly ausgegebenen Parole. Beifall
b. d. Soz.)

Damit ſchließt die Debatte.
Der Antrag der Geſchäftsordnungskommiſſion auf Ab-

lehnung des Antrages Borgmann auf Haftent-

Jungen haſt Er ſcheint wirklich ein angehendes Genie zu
ſein.“

Der ironiſche Ton, in dem dieſe Worte geſprochen wurden,
gab den Augen Meryans einen Ausdruch, der den meiſten ſchon
zu einer Warnung diente.

„So, wußteſt Du 33 nicht, daß ich einen Sohn habe, der
intelligent iſt? Glücklicherweiſe iſt er ſehr intelligent.

„Es gehört wohl zu Deiner er ein Kind
über Gegenſtände, von denen es das erſte Wort noch nicht ver
ſtehen kann, mitſprechen zu laſſen

Nein, durchaus nichtl Bei Berthold iſt das auch nicht der
Fall, da er nur über Dinge redet, die er verſteht, und damit bin

ich bedingungslos einverſtanden.“ 4Seine Stimme mit einem Beiklang, als wenn ein Meſſer
über einen Stein fährt, ergängzte e Blick, und der Jugend-freund erachtete es daher nis ür geraten, dieſe Diskuſſion

fort Aber auf der R Eiſenbahnkupes hieltenſich die Eheleute dafür ſchadlos, und Meryan wäre wahrſchein
lich ſehr erſtaunt 747. wenn er ihr Geſpräch hätte be
lauſchen können. Auseinanderfetzungen, bei denen Unannehm-
lichkeiten durch das Takt- und Anſtandsgefühl der andern ver
mieden wurden, pflegte er ſogleich wieder zu vergeſſen. Aber
diejenigen, welche aus ſolchen Rückſichten eine gleichartige Er
widerung unterlaſſen hatten, verziehen es ſelten und vergaßen
es nie.

Frau Meryan hatte mitunter eine unbeſtimmte Vorſtellung
von dem wirklichen Stand der Dinge. Gegenüber Freundinnen
ſprach ſie ſich wohl dahin aus, da ihr Mann für Johann über
trieben t ſei, wohingegen Berthold von ihm oft mit zuroßer füht behandelt werde. Stets ſuchte ſie den Unter
Wie damit zu rechtfertigen, daß Berthold von Geburt aus ein
äußerſt ſchwaches Kind geweſen, ahgelan die ſchonendſten
Rückſichten verlangt habe und dadur r Fremde unzugänglich
und langweilig gepordeg ſei. Infolge ſeiner grengzenloſen
Anhänglichkeit für ſeine Eltern hätte er natürlicherweiſe auch
einen größeren Anſpruch auf ihre Güte und Nachſicht, als der
Aelteſte, der, wild und leichtſinnig und ſofort mit jedem be
freug et, auf die Liebe ſeiner Eltern nur einen geringen Wert
u legen ſchien.Dieſen Weſührun en nickten die befreundeten Damen über

einſtimmend zu, aber in ihren fanden ſie den artigen,
blondlockigen Johann, der bereits mit 14 Jahren eine gewiſſe
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werden zen die Stimmen der Re der Juſtizkommiſſion

egegen
langen

laſſung des Abgeordneten Liebknecht wird ange
nommen.
Die prinzipiellen Anträge Bor ann und Träger

überwieſen.
Die nun folgende zweite Leſung des Juſtigetats gab demArg Böhmer Anlaß zu einer langen Rede

die Vielſchreiberei auf den G n und gegen die
mit dem Moltke

er Zuſtimmung derUrteile. Er be iHardenprozeß und kritiſierte unter
Rechten das Eintreten des Herrn Jſenbiel für den Zeugen

Fürſten Eulenburg. Der konſervative Redner meinte, daß das
nicht in den Rahmen des Prozeſſes gegen Harden gehört habe.
Wir unterſchreiben dieſe Ausführungen, aber wir erlauben uns
doch die Frage, weshalb die Konſervativen dieſe Kritik nicht
ſchon zu der Zeit geübt haben, als Fürſt Eulenburg noch auf
der Höhe ſeiner Macht ſtand. Der Zentrumsabg. Dr. Bell
aus Eſſen kritiſierte die vielfach beliebte Bevorzugung der
Staatsanwälte bei der Beſetzung höherer Richterſtellen, forderte
Maßnahmen gegen die zunehmende Proletariſierung des An
waltsſtandes und warnte davor, auch nur den Schein auf-
kommen zu laſſen, als ob man anderen Angeklagten weniger
Recht einräume als dem Fürſten Eulenburg. Er meinte, daß
ſonſt das Vertrauen zu unſerer Rechtspflege weſentlich er
ſchüttert würde. Nun, bei der politiſch aufgeklärten Arbeiter
ſchaft iſt das nicht mehr möglich, denn ſie verſpürt täglich die
Klaſſenjuſtiz am eigenen Leibe. Natürlich wies der Juſtig-
miniſter den Vorwurf mangelhafter Objektivität ſcharf zurück,
ohne daß er aber für ſeinen Standpunkt irgend welche Beweiſe
vorbringen konnte. Am Donnerstag wird im Eiltempo end
gültig über das Los der Unterbeamten entſchieden werden.

Deutſcher Reichstag.
197. Sitzung. Sonnabend, den 30. Januar 1909, vorm. 11 Uhr.
Auf der Tagesordnung Beratung der Denkſchrift über die

Ausführung der für die Schutzgebiete erlaſſenen Anleihegeſetze.
Abg. Erzberger (Ztr.) bittet den Kolonialſtaatsſekretär,

ſich u den Kursſteigerungen zu äußern, welche namentlich
durch ſeine letzte Rede verurſacht worden ſind. Es ſei eine ge
radezu wahnſinnige Spekulätion in Werten der
ſchaft treten. der ein Rückſchlag mit großen Verluſten
folgen werde.

Staatsſekretär Dernburg glaubt nicht, daß die Kues-
ſteigerung durch ſeine Rede ſei. Er habe den Ge-
ſchäftsbericht der Geſellſchaft lediglich mit einigen Bemerkungen
verſehen, aber nicht über die Zukunft geſprochen.

Abg. Eerzberger: Der Zuſammenhang ſei zweifellos.
Jch habe dem Staatsſekretär keinen Vorwurf machen wollen,
aber es iſt Pflicht des Reichstages, vor einer Spekulation zu
warnen, der nur Enttäuſchung folgen kann.

Die Denkſchrift wird zur Kenntnis genommen. Es folgt die
zweite Beratung der Ueberſicht der Einnahmen und Ausgaben
der afrikaniſchen Schutzgebiete Neu-Guinea, Samoas und der
Verwaltung der Karolinen uſw. für das Rechnungsjahr 1907.
Die Rechnungskommiſſion beantragt die Etatsüberſchreitungen
zu genehmigen und hinſichtlich der außeretatsmäßigenAusgabe von 200 M. zu Vorarbeiten der Eiſenbahn Windhuk-
Rehoboth Jndemnität zu erteilen.

Berichterſtatter Abg. Ul rich (Soz.) bemerkt, die Minderheit
der Kommiſſion habe ſich nicht e können, daß die
Regierung bei den Vorarbeiten des Bahnbaues ſich in einer
Notlage befand. Die Minderheit beantragt deshalb die Jn-
demnität zu verweigern und eine Unterſuchung zu verlangen.
a Reſultat der Unterſuchung ſoll dem Reichstag mitgeteilt
werden.

Präſident Graf Stolberg teilt mit, daß über den Antrag
auf Jndemnität vom Abg. Baſſermann (natl.) namentliche
Abſtimmung beantragt iſt. Dieſelbe wird Donnerstag oder
Freitag ſtattfinden.

Abg. Ulrich (Soz.): Die Frage, ob ohne weiteres und
ohne die Mitwirkung des Reichstages Hunderttauſende aus-
gegeben werden dürfen, iſt eine außerordentlich wichtige Frage
des Budgetrechtes. Jn dieſer Ausgabe ſchlummert die Abſicht,
die Bahn eventuell auch ohne Mitwirkung des Reichstages zu
bauen. (Sehr richtig! b. d. Sogz.) Bei ſolch ſchwerer Verletzung
des Budgetrechtes müſſen wir die Jndemnität verweigern und
feſtſtellen, wen die Verantwortung trifft. Es liegt eine weitere
Reihe von Ueberſchreitungen vor, mit denen wir uns auch zu
beſchäftigen haben. Jm ganzen 83,2 Millionen, bei einem Ge-
ſamtbetrag von 6,2. (Hört, hört b. d. Derartige Ueber
ſchreitungen bewirken, daß jede erſprie liche Etatsberatung un
möglich gemacht wird. (Sehr richtig! b. d. Soz.)

Abg. Dr. Goerke (natl.): Der Referent hat den Stand
punkt der Minderheit ſehr ausführlich dargelegt; wir werden
uns das für die Zukunft merken. Auch wir ſind von den Ueber-
ſchreitungen nicht erbaut. Die Regierung befand ſich aber in
einer Zwangslage. Der Aufſtand war ausg en. Die
Bahn ſchien nötig. Solche kleinen Beanſtandungen lähmen den
Eifer der Kolonialbeamten. Beifall b. d. Natl.

Abg. Ergberger (Ztr.): Jene Vorauszahlung von 200 000mer hat 5 re frühere eßgelsg einmütig ge

Galanterie gegen Damen beobachtete, allerliebſt, während Berit
hold, deſſen faſt unanſtändige Gleichgültigkeit gegen emde
nicht einmal getadelt wurde, ihne eine Antipathie einflößte, die
ſie oft nur mühſam verbergen konnten.

Nur eine ältere, unverheiratete Dame, eine Nichte von Frau
Meryan, bildete in dieſer Degioung eine Ausnahme. it
einer zufälligen Beobachtung, die ihr den Knaben in einem
andern Licht gezeigt hatte, trat ets warm für ihn in die
Schranken, wenn in ihrer ellſchaft über „den garſtigen, un
ausſtehlichen Jungen von Meryans“ geſprochen wurde.

An einem freien Schulnachmittag von Berthold, mitten im
froſtigen Winter, war ſie nämlich mal nach der Herrengracht
gegangen, um ihrer Nichte einen e abzuſtatten, und hatte
vom Hausdiener erfahren, daß Frau Meryan mit den Kindern
ſich im Schulzimmer aufhielte.

Jm Hauſe wohlbekannt, war ſie gleich nach der iten Etagene nicht
die tter, ſondern bloß die beiden jüngſten Kinder ange
hinaufgeſtiegen und hatte in dem betreffenden

troffen Baby lag blaß und ſlätrig auf dem Sofa mit Bert-
holds Hausrock warm deckt, und Berthold ſelbſt zeichnete
in Hemdsärmeln und m rund mit halb erſtarrten
Fingern eine Landkarte. as Herdfeuer war längſt ausge

nnt.Mun, Kinder, wo iſt denn Mutter? Und was fehlt nur
unſerem lieben Baby? Und warum haſt Du denn Deinen
Rock ausgezogen, Berthold?“ fragte ſie erſtaunt.

„Baby hatte Kopfſchmerzen und fand es ſo kalt!“ ſagte Bert-
hold mit einer eigentümlich feſten und ſtoß nen Stimme,
die lebhaft an die öhnliche Sprechweiſe des Vaters er
innerte. ne aufzuſehen und von der Beſucherin irgendwie
Notiz zu te er ruhig weiter.x Du denn nicht, mein Junge?“ fragte die Nichte.

„Neinl“
Sie mußte lächeln. Obſchon ſie keine beſondere Sympathiefür das gk empfand, hatte ſie für dasſelbe

wärmeres Jntereſſe. Neugieri en, was nun wohl inzuihm vorging, blieb ſie einen Augenblick enEs iſt r für Baby ſo Kälte zu leiden.
hält z recht viel von Deinem en, nicht

„Nein!“ antwortete er kurz und barſch, ohne feine
einen Augenblick zu unterbrechen,.

Du
wahr

tion, wenn ich die Kommi e bitte, einen ändern

doch zuweilen ein

Arbeit

e

weigert. (Hört, hört!) pzwi chen iſt allerdings der Block ger. drei n den Zurücvet
an n zur ſ n BerichterſtattungW. all im Ztr. u. b. d. Soz.)
ſekreiär Dernburg v die Notwendigkei

der. Vorarbkeiten. ung habe gezeigt, wiDie ganze
richtig die Empfindung war, daß ohne Verbindungswege kein

ühren iſtzu f
Abg. Ul rich FBat Jch habe mich bemüht, ſowohl die An

ſ4annna er eit wie der Minderheit zur Geltung zuringen. W etringe mich eine hen ehe
ericht-

erſtatter zu ernennen und das ablehnt. 4
Jnzwiſchen iſt ein Antrag Ul rich und Gen. (Soz.) einge

n. welcher verlangt: 1. Die mugergtewa ig angefor-
rten 200 000 Mark abzulehnen 2. Die Jndemnität für

die ohne Zuſtimmung des Reichstages im Jahre 1904 veraus
gabten 200 000 Mark zu ver ſagen. 3. Den Reichskanzler zu
erſuchen, gegen den Beamten, der für den mit der Firma Koppel
abgeſchloſſenen Vertrag verantwortlich iſt, eine Unterſuchung
einzuleiten.

Abg. Frhr. v. Gamp (Rpt.): Die Sache iſt ſpruchreif und
muß hier erledigt und nicht an die Kommiſſion zurüg-
verwieſen werden.

Abg. Erzberger (Ztr.): Der Reichstag muß wiſſen, wer
der ſchuldige Beamte war.

Damit ſchließt die Diskuſſion. Vor der Abſtimrnung über
den Antrag Erzberger auf Zurückverweiſung an die Kepvmmiſſion
zur ſchriftlichen Berichterſtattung bezweifelt Abg. Graf Oriola
(natl.) die Beſchlußfähigkeit des Hauſes.

r Erzberger (zur i rn Jm Jntereſſeder Geſchäftsführung bitte auch ich, die bſtimmung über
meinen Antrag auszuſetzen.

Vizepräſident Dr. Paaſche: Der Bitte des Abg. Erzberger
kann nicht mehr ſtattgegeben werden. Das Bureau iſt ſich einig
darüber, daß das Haus nicht beſchlußfähig iſt. (Heiterkejt.) Jch
beraume die nächſte Sitzung auf Donnerstag 1 Uhr.

Mehrere Abgeordnete zur Geſchäftsordnung:
Vizepräſident Dr. Paaſſche: Jch kann, da das Haus be-

ſchlußunfähig iſt, keine Diskuſſion zulaſſen. Tagesordnung der
nächſten Sitzung iſt der Etat des Reichsamts des Jnnern.

Schluß 134 Uhr.

2--m2Briefkaſten der Redaktion.
Hettſtedt, Telegraphenſache. Der Poſtfiskus haftet nicht für

derartige Schäden. Wenn dem Beamten Fahrläſſigkeit nach-
gewieſen werden könnte, möchte es ſein, ſonſt nicht.

S. B. 10. Teilen Sie der Gemeindebehörde imnit, wie Jhre
Angelegenheit ſteht. Jm übrigen warten Sie ruhig ab, die Gemeinde muß Jhnen im April Unterkunft beſchaffen da Sie
dort Unterſtützungswohnſitz haben. Wir werden den Fall ver
öffentlichen.

H. Z., Webau. Laſſen Sie das Kind überhaupt nicht taufen.
Zwingen können Sie Pfarrer zu der von Jhnen gewollten
Taufart nicht.

G., Wolfen. Unbekannt; im Ortslexikon wicht zu finden,
weder als K. noch als W.

K. B. Die betreffende Stelle lautet: „Soberld fünf Jahre
ſeit der letzten h nicht vom Tage desUnfalles ab, verſtrichen ſind, kann die Berufsgenoſſenſchaft die
Rente ſelbſtändig nicht mehr kürzen, ſondern muß ſich mit einem
Antrage an das Schiedsgericht wenden.“ Tritt ein ſolcher Fall
ein, dann erhält der Verletzte vom Schiedsgerichkt Aufforderung,
ſich innerhalb 10--14 Tage zu dem Antrage der Berufsgenoſſen-

aft auf Kürzung oder Entziehung der Rente Zu äußern. Ab-
rift des Antrages der r r ſowie des ärzt-lichen Atteſtes wird dem Verletzten auch übermittelt. Gutachten

von früheren x werden ſpäter nicht mehr mit
vorgelegt, auch nicht auf Antrag. Falls das Schiedsgericht nicht
im Wege der einſtweiligen Verfügung auf Koſten der Berufs-
genoſſenſchaft die Einſtellung oder Kürzung der Rente zu einem
früheren Termine verfügt hat, tritt dieſelbe vom Tage der Ent
ſcheidung des Schiedsgerichts an in Kraft. In gleicher Weiſe
kann der Verletzte vorgehen, wenn er n er Rente be
antragt und es ſind 5 Jahre ſeit der letzten Rentenfeſtſetzung
verſtrichen. Die Erhöhung tritt dann erſt nach der Entſcheidung
des Schiedsgerichts in Kraft. Nachzahlungen ſind in dieſem
Falle ausgeſchloſſen.

1000 E. Jn dieſem Jahre am 21., 22. und 238. Februar.

Hohenlohe
Erbswurst

vorzügliehete Erbssuppe,

2 bis 3 Teller 10 Pfg.

„Nein? S Du das liebe Schweſterchen nicht gern Und
warum denn nicht

„Jch liebe die Mädchen nicht, weil ſie ſo dumm ſindl“ ſagte
er mit unzweideutiger Geringſchätzung.

Die h ſtellte ſich hinter ihn, ſcheinbar um ſeine Ar-
beit zu betrachten. Bei aller Mühe, das n zu unt en,
kamen ihr die Tränen aus den Augen, und ſie fürchtete daher,
von r angeſehen e verner vaſt, in e i deyyel 5

„Wenn Du nicht gerne iſt es ja doppelt hübſch von
S es ſo gut verſorgt und mit Deinem Rock warm
ede 4erthold zeichnete nun die Krümmungen der Maas mit

einem ſolchen Zorn, daß e der Bleiſtift durchs Tpie2 drückte.
Er fühlte deutlich, daß ein 1 kindlicher ihnangeſchlagen wurde, und die ſentimentalen Worte verletzten i

tief in ner npfrntare Seele.„Du biſt eine alte Klatſchbaſel“ mochte er wohl denken, und
bende zig rig eraus. Wenn Vahh fri uß rich
„Da iſt nichts es dran. n ert, mes rig en i n Wiſch dens Mädchen e nichts u ag ganz apa auSofa. Die alte t. achtete den Anerif n Knaben mit

dem ſtillen Wunſch, die Mutter möchte ihm die Nutzloſigkeit
ſeines heroiſchen Opfers doch nicht durch die Belehrung ver
raten, daß es viel vernünftiger geweſen wäre, wenn er ſeinen

lt oder für Nachheizenan lten, und einen
chterung würde jammer-

al
des Herdes geſorgt hätte. Dieſe Ern
ſchade ſein, meinte ſie.

Sie zögerte dann nicht länger, die Mutter zu n damit
le du Sipse im Schulzimmer ſchleunigſt wieder ins Reine

nungen ſollte.Leider blieben die Folgen nicht aus. Berthold hatte ſich ſehr
chwer erkältet und mußke faſt eine Woche das Bett hüten. Als
ein Vater die Urſache erfahren hatte, hielt er es für erforder

lich, ihm mit der nötigen Vorſicht eine kleine Doſis Proſa
zu verabreichen, die Berthold mit ſtoiſcher Ruhe entgegennahm.
Von da ab hatte Berthold in dem Umgangskreiſe ſeiner

Familie wenigſtens eine Verteidigerin, die ſeine weitere Enti mit ntereſſe verfolgte und ihn gegen jeden Angriff
n Schutz zu nehmen ſuchte.

(Fortſetzung folgt.)
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